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Athiopiens Hungersnot wurde in-jüngster 
Zeit in den hiesigen Jl,ledien groß geschrie­
ben, Der I O. j ahrestag der Revolution und 
die Gründung einer Avantgarclepartei fan, 
den hingegen kaum lleachtung.j. Ostrow­
sky geht heiden Ereignissen und einer 
tendenziösen ;"ledienkampagne auf den 
Grund, 
Worin sind die Ursachen der aktuellen 
lI ungerkataslrophe zu suchen? Was tat 
und tut die Regierung l\lengistu zu ihrer 
Bewältigung? 
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Kaum hatte die Sandinistisehe Front einen 
iiberwaltigenden Sieg bei den ersten freien 
Wahlen in i'likaragua errungen, da eskalier­
te die Reagan-.\dministration ihren [nva­
sionsdruek. Ihre psychologische Krieg­
ruhrung erinnert an Grenada vor der 
Rückeroberung. 
R. Lechleiter erlebte vor Ort die Volksab­
stimmung und anschließende :-' [obil­
machung gegen den drohenden Angriff. 
Ruhe vor dem großen Sturm? 

Indien 5.40 

:--:ach dem "'lord an Präsidentin lndira 
Ghandi sind die inneren Gegensätze in In­
dien zum Zerreißen gespannt. Er über­
schattete auch die I'arlamcntswahlen zum 
jahreswechsel, bei denen die Kongreß­
I·Partei unter Rajiv Ghandi als J'avorit an­
trat. 
Was steckt hinter dem Sikh,Attentat? 
Droht nun die Balkanisierung Indiens? 
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Kommentar: Äthiopien - ein gefundenes Fressen 

\'om "Weltblau" frankfurter Allge­
meine Zeitung (f AZ) über die ahernati· 
ve TAZ bis zur I'rovinzgazcuc Bonner 
Rundschau: keine Zeitung, die sich nicht 
ausfUhrl;ch mit dem Grauen des Massen­
elends in Teilen Äthiopiens besch4ftigt 
hätte. 
Daruber ist nicht zu streiten, und wenn 
es Hilfsbereitschaft mobilisiert, ist es gut 
so. Doch die derzeitige Hungerepidemie 
trifft nicht allein Äthiopien. Der Tschad 
ist 2..B. in relativ größerem Ausmaß be­
troffen. 
Wenn sich das Interesse nun fast aus­
schließlich auf Äthiopien reduzirrt,liegl 
das dann lediglich an den entsetzlichen 
Zahlen möglicher Opfer? 
Eine Reihe vonBeriehten und Kommen­
taren macht deutlich, daß es vielen von 
ihnen nicht um das "humanitäre ,\nlie­
gen" gehl. Der ~Iassenhunger dient nur 
als Vorwand zur Generalabrechnung, 
denn Äthiopien ist sozialistisch_ Und da­
mit steht fen, wer am Hunger die Schuld 
trägt: das "rote Regime". 
Drastische Schilderungen des Elends t:ie­
len unmittelbar auf "Gemüt" und 
"Herz", sie umgehen oder durchbrechen 
Vernunftargumente. Aber in ihrem 
Schlepptau lassen sich politische Bot· 
schaften mitten ins bewegte Gemüt 
transponieren. 
Die sehen dann 50 aus: Moskau liefert 
Waffen statt Brot - das kennt man ja. 
Äthiopiens Revolutionsregime hat die 
Landwirtschaft durch sozialistische Ex­
perimente ruiniert (die Neue Zürcher 
Zeitung (NZZ) war es, die dem entgegen­
hielt, daß Äthiopien eine der besten Ern­
ten seit Jahren erwirtschaftete). Äthio­
piens Revolutionsregime "leistet sich" 
Kriege mit den Sezessionsbewegungen in 
Eritrea und Tigre. Es feiert seinen 10. 
Revolutionstag aufwendig, "stall" sei· 
ner Bevölkerung zu helfen, importiert 
gar 500.000 Flaschen Whisky, um sich 
"die Sorgen über die Hungersnot zu er­
leichtern" (Die Welt, 29.10.1984). 
Sie haben ihr Handwerk gelernt - wie 
HarnS-Kommentator Klaus Besser, dem 
in diesem Zusammenhang ein "Volks­
genossen" herausrutschte. Was vermag 
dagegen der IIinweis, daß die Ladung 
Feuerwasser rur die europäische Kolonie 
in Addis Abeba bestimmt ist - also auch 
rur jene 1I0telbar-Korrespondenten, die 
sich das Zeug wirtschaflSschädigend über 
den Schwart:markt t:u beschaffen pfle­
gen? Ihre Devisen fließen jetzt wieder in 
die Staatskassen. 
Ubertroffen wird diese Meinungsmache 
nur noch von Vertretern der Gesellschaft 
rur bedrohte Völker (GIbV). In einem 
Beitrag in der Zeitungsschrift der GfbV 
(Pogrom Nr. 108/1984) spricht sich Kle-

mens Ludwig geg('n humanitiire !IHre 
aus, da dies nur zur StJbilisierung eines 
Regimes beitrage, "das zumindest in 
Eritrea, Tigre und Oromi<! das größte 
Ilindern;s fur eine menschliche Entwick­
lung" darstelle. i'i.thiopien würde ,jiihr­
lieh mehrere Mrd Dollar" rur den Krieg 
gegen diese Völker ausgeben - und das 
bei einem Staatshaushalt von nicht mal2 
~Ird Dollar. Be7.ahlt wurdtn die Waffen 
aus dtr Sowjetullion mit ... Getrddeund 
I-Iolt:. Woher der Hunger kommt, ist da­
mit auch klar: "Bodenerosioll als Folge 
des hemmungslosen Kahlschlags Hir den 
I·!oh!:txpon." 
Daß dtr Autor sich diest Ungeheuerlich­
keiten aus dem Finger gesogen hat, be­
legt schon folgende Tatsache: Es ist ihm 
entgangen, daß die Sowjetunion ':\lhio­
pien nicht nur militiirisch unterstützt, 
sondern aktuell sehr wohl auch wirk­
same Hungerhilre leiste!. Und dies, ob­
wohl sie nicht wie die EG und die USA 
über riesige Getreideiiberschiisse vtrrugt. 
Alierding5 belassen es die sozialistischen 
Länder nicht bei Getreide. Sie schicken 
auch Babynahrung, r-.ledikamente, 
Decken und Zelte. Und, was noch be­
deutsamer ist, die Sowjet union, die ODR 
und Bulgarien tragen vorrangig zur Lö­
sung des Hauptproblems bei der Vertei­
lung der Lebensmiucl bei: 3/4 al1er in­
ternationalen Hilfsgiiter werden mit ih­
ren I-'Iugzeugen, Hubschraubern und 
Lastwagen in die Hungergebiete ge­
bracht. 
Die Beantwortung der Frage, ob Ost 
oder West mehr helfen, braucht der 
äthiopische Staatschef Mengistu Haile 
Mariam deshalb auch nichl zu scheuen: 
"Wenn man Vergleiche ziehen will, darf 
man sich nicht auf die heutige Zeit be­
schränken. Die Wirtschaftshilfe des 
Ostens hat uns ermöglicht; innerhalb 
eines Jahrzehnts größere Fortschritte zu 
machen als während der 40 \'orangegan­
genen Jahre." (LI' Monde, 19.11.1984) 
Daß in der Tat nicht die Missetaten dtr 
Militärs oder der Sowjetunion der Grund 
Hir den Hunger sind, hat die NZZ vom 
1./2. September 1984 (Auszug siehe 
Kasten) beleg!. Laut der in diesem Blatt, 
das der Revolution nicht gerade freund­
lich gesonnen ist, veröffentlichten Stu-

die liegen die Ursachen der gegenwärti­
gen Katastrophe in folgendem: 
Sie rühren einmal her aus einer inJahr­
hunderten der feudalen lIerrschaft über· 
kommenen Bewirtschaflungsweise des 
ohnehin kargen Landes mit ihren gerin­
gen Erträgen und ihrer extensiven 
Bodennutzung, die bewaldete und 
fruchtbare Gebiete verkarsten und ver­
wüsten ließ. Sie resultieren weiter aus 
einer Dürre wie der jetzigen, durch wei­
che die Knappheit zur lIungersituation 
eskaliert. 
RegenniUe sind kein Segen mehr, son­
dern spülen Boden und Saatgut for\. Des­
weiteren verschlimmert die fehlende In­
frastruktur, ebenfalls Erbe des von der 
jetzt so system kritischen Presse gehät­
schelten Kaiserregimes vor 1974, die 
Lage, weil die lIungergebiete nicht zu 
erreichen sind. 
Und die Kriege, die sich die Revolutions· 
regierung "leistet" ( )-"AZ, 8.11.1984)? 
Es sind die Regionalkriege, die \"on der­
selben Presse mit schlecht verhehltem 
Wohlwollen begleitet werden, da sie 
doch das verhaßte Regime destabilisie­
ren könnten. 
Daß die Volksbefreiungsfronten von Eri­
trea und Tigre (EPLf und TPLF) - in 
beider Aktionsbereich ist die Lage am 
schlimmsten - die Versorgung der lIun· 
gemden durch überfalle sabotiert haben 
und jetzt zum Vehikel nutzen, politische 
Vorteile zu gewinnen (International 
lIerald Tribune, 20.11., Newsweek, 
12.11.1984), läßt an deren selbngerech­
ten Behauptungen mehr als Zweifel zu. 
Um die "Inhumanität" der äthiopischen 
Regierung zu beweisen, ist kein Mille! zu 
plump: ,.Zu spat" habe sie auf die dro­
hende Katastrophe hingewiesen. tönen 
die ach so Ahnungslosen von Washington 
bis Bonn. Auch gelogen: Schon 1982 
wandte sich Addis Abeba an die Welt­
öffeflilichkeil und speziel1 an die USA 
und die EG. Doch die Appelle wurden 
erst ignoriert und dann bestritten (1IIT, 
19.11.1984). 
Zudem vergifu~ t e eine Kampagne über 
den angeblichen Mißbraut:h von lIilfs· 
sendungen zugunsten der äthiopischen 
Armee - angeheizt auch durch die EPLF 
(TAZ, 12.6.1984) - das Klima. Mehrere 
internationale Untersuchungen ergaben 
darauf keine Hinweise (bestä.tigten aber, 
daß die Revolutionsregierung eins der 
effizientesten lIilfsprogramme Afrikas 
aufgebaut habe), doch die US-Regierung 
z.B. strich die Äthiopien-lIilfe. 
Äthiopien erhielt 4,60 Dollar pro Kopf 
"westliche" Entwicklung5hilfe - die 31 
ärmsten Entwicklungsländer, "Zu denen 
es gehört, im Gesamtdurchschnitt 16,50 
Dollar. 
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Der Hunger in Äthiopien diente ~ Hilfs­
organisationen sprechen es offen aus 
(FR, 29.10.1984) - den USA und der 
EG als DruckmitteL . 
Er nährte die Hoffnung, das Regime wer­
de darüber sturzen. Die angeblich "spon­
tane" Hilfe jetzt, di e angeblichen Tränen 
der J.' rau Thalcher ~ sie sind wesentlich 
auch eine Propaga ndashow, rur deren 
publikumswirksam es Timing bereits 
Zehntausende hatten sterben müssen. 
Und ein Großteil der Presse überschlägt 
sich bei dem Versuch, d~r auf einmal 
spendablen US.Regierung eine Moral an­
zudichten, die sie in Vietnam wie in 
Nikaragua längst ... ~rspielt hat. 

Zudem: Die Hilfssendungen jetzt - so 
kurzfristig hilfreich sie sind - beseitigen 
nicht die Ursachen. Sie sind ... on der US­
Regierung auch gar nicht dazu gedacht, 
denn derartige langfristige Hilfe würde 
die Politik der Re ... olutionsregierung 
stützen - die mit derartigen grundlegen­
den Maßnahmen in "beispielloser" Weise 
(NZZ, 1./ 2.9.1984) schon kurz nach der 
Revolution begonnen hatte: Erosions­
bekämpfu ng durch großangelegte Auf­
forstung und Anlage ... on Grabensyste· 
men. Das allerdings wurde erst durch 
Bodenreform und zentrale Planungen 
möglich - die Re ... olut ion eben. 

In so etwas kann die sinnig AID (eng!.: 
Hilfe) abgekürzte US-Entwicklungsbe­
hörde nicht ihre Aufgabe sehen. Ihre Ge­
schichte weist sie vielmehr aus a ls Stabili­
satorin von Abhängigkeit en und Weg­
bereiterin rur US-Exporte und -Kapital. 
Und spätestens seit der aus den USA 
sta mmenden Studie "Weizen als Waffe" 
(1975) sollte klar sein , daß der humani­
tären Gebefreude ein bru tales Kalkül zu­
grunde liegt: Die USA, die EG und Kana­
da verfUgen zur Zeit über Rekordüber­
schüsse an Getreide - Äthiopien muß als 
Markt zuri.ickgewonn~n werden. Die 
Hungerkatastrophe kommt da als Ein­
stieggelegen . 
Die Verweigerung langfristiger Unterstüt­
zung, um die Ursachen des Hungers zu 
beseitigen. erhält die Abhängigkeit: 
landllüchtige Schar~n Hungernder, die 
mit teuren Importen am Leben erhalten 
werden . Auf wieder schrumpfe nden An­
bauflächen müssen Exportprodukte an· 
gebaut werden statt Nährpl1anun. Hilfs­
lieferungen verändern zudem die Ernäh­
rungsgewohnheiten. Der Kreis schließt 
sich , indem die Importabhängigkeit 
restauriert wird: die so:dalistisehe Ziel­
setzung kommt unter Druck. 
Die Hungerkatastrophe ist rur unsere 
pluralistischen Medien ein gefundenes 
Fressen. Derentsetzte Aufschrei ist über­
wiegend ein Heuchelei von denkwürdiger 
lllfamie; Hunger als Vehikel, eine Revo­
lution zu diskredit ieren - das zeigt, wie 
wenig die betroffenen Menschen zählen. 

Jürgen Ostrowsky 
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10 Jahre sind 
eine kurze Zeit 

"Die besonders heftige Hungersnot von 
1972 bis 1974 trug zum Sturz von Kaiser 
Halle Selassie und zum Ende der sich auf 
König Solomon und die Königin von 
Sheba zuriickftihrenden So[omonischen 
Monarchie bei. ··1 
Die VeraChtung des kaiserlichen Regi­
mes über den Hungertod \'on mindestens 
50_000 Menschen (Schätzungen gehen 
bis zu 200.000) war ein Beweggrund ftir 
die revolutionären Militärs Olm [2. 
Dezember 1974 die Macht zu ergreifen. 
Eine der ältesten Monarchien der Weh 
sollte einen sozialistischen Weg einschla­
gen. "Ethiopia Tikdem" (At hiopien zu­
erst) als Losung wurde in einer Dek lara­
tion ",oln 20. Dezember [974 interpn:· 
tier! als ,.Hibret tesebawinet" (Athiopi. 
scher Sozialismus). 

Eine d üs tere Bilanz ? 

Ein J ahrJ.chnl später scheint sich dil' Ge­
schichte zu wiederholen. Seit dem ... ori­
gcn J ahr leiden weile Landesteile ullter 
einer I lungersnot. dit' 7 Mio Menschen 
bedroht. Grund genug ftir die Kritihr 
und Gegner der äthiopischen Revolution 
di ... R ... gierung in Addis Abeba rur den 
tausendfachen Hungertod ...... rantwort­
lich zu mach ... n und jeglichen Fortschritt 

in Äthiopien in Abrede zustellen (zu den 
HungerurSllchen und seiner Ausschiaeh, 
tung du n::h die :-'1edicn siehe Kästen), 
In der Tat kann man auf den ersten Blick 
eine düstere Bilanz nach 10 Jahren Re ... o­
lution ziehen. 

Äthiopiens jährliches Pro-Kopf-Einkom­
men rangiert weltweit am Ende der Skala 
(zumaI. wenn eine Volkszählung die bis­
herig~n Angaben von ca. 33 Mio auf ge­
schätzte 45 Mio korrigieren sollte). 

Die Kriege ... erschiedener Separatisten­
organisationen - vor allem in Eritrea 
und der Tigre·Pro ... inz - zermürben 
Finanzen und untergraben den Aufbau 
des Landes (allei n die Aufrcchlerhaltung 
der Sicherheit in Eritrea soll an die 
500.000 Dollar täglich ... ersehlingen). 
Aus unterschiedlichen Griinden sind 
Hunderttauscndc Äthiopier auf der 
Flucht - in Somalia werden 700.000 
gezählt. 
Alles also wie gehabt? Keinerlei Forl' 
schritt? Der Eindruck ist ... on ma.ncher 
Seite her gewollt. Die wirklichen Gründe 
dl'r meisten Probleme sollcn verdeckt, 
die Erfolge der äthiopischen Re ... olution 
welln nicht völlig unterschlagen. so 
wenip\('ns drastisch relati ... ierl werden. 
Das Äthiopien von 1974 war dns dn 
ärmsten Ländn d~r Erde. Es wurde aus· 



gebeutet von etwa 300 Feudalsippen, an 
ihrer Spitze die des Kaisers, von ein paar 
ausländischen Firmen, die Plantagen be­
wirtschaften ließen, sowie von einem Ge­
misch einheimischer Spekulanten und 
kleiner Unternehmer, die wiederum eng 
mit dem I-Ierrschafuapparat liiert waren. 
Zugleich entstammten nahezu alle 
Mächtigen und Besitzenden im Lande 
dem amharischen "Herrenvolk", dessen 
Adel sich mit der mächtigen koptischen 
Kirche den Grundbesitz im Verhähnis 
2:1 aufgeteih hatte. Und dieses Äthio­
pien war - bei allem außenpolitischem 
Manövriergeschick des despotischen 
Herrschers - ein Eckpfeilerdesglobalen 
Stütl.punkuystemsder USA. 

.. Revolution von oben" 

Die Hauptaufgabe der Revolution von 
1974 war damit klar. "Völlige Beseiti­
gung des feudalismus, des Imperialismus 
und des bürokratischen Kapitalismus in 
Äthiopien" mit dem Ziel einer auf .. Frei­
heit, Gleichheit, Einheit und Wohlstand 
der Völker Äthiopiens" gegrundeten 
"Volksdemokratischen Republik". So 
formulierte es das Programm der Natio­
naldemokr.!.tischen Revolution Äthio­
piens vom 21. April 1976. Aber wer soll­
te diese Revolution fUhren? 
War auch der Sturz des Kaisers von einer 
breiten Volksbewegung getragen, so ent­
stand gleichwohl ein Machtvakuum_ 
Politische Opposi t ionsorganisa !ionen 
hatte es nicht gegeben~ linke Gruppie· 
rungen hatten sich vornehmlich unter 
Studierenden im Ausland gebildet. Der 
1963 zugelassene Gewerkschaftsverband 
CELU (mit etwa 30.000 Mitgliedern) 
war vor allem eine Vertretung\'On fach­
arbeitern und Angestellten mit besseren 
Einkommen und zudem vom US-ameri­
kanisehen AFL/CIO beeinflußt. 
So konnte und mußte der Derg (amha­
risch rur Ausschuß), ein Gremium von 
ursprünglich rund 120 Militärs, die 
Führung übernehmen_ Er war CUt kurz 
vor dem September 1974 gebildet wor­
den, um die Reformforderungen zumal 
jüngerer, nicht mehr so eng andie amha­
rische Feudalschicht gebundener OHi­
zio.:re zu vertreten. 
fraglos: der vom Derg - in dem sich die 
Gewichte rasch zu einer deutlichen 
Linksorientierung hin verschoben - ein­
geleitete Prozeß kann mit dem Begriff 
"Revolution von obcn" bezeichnet wer­
den_ 
Aber die Wesenszüge dieses Prozesses 
widerlegen diejenigen Kritiker, die es da­
bei bewenden lassen ebenso wie dic 
linksradikalen internen Oppositions­
gruf.'pen, etwa die Äthiof.'ischc R<:volu­
tionäre Volkspartei (J::PRP), in der sich 
vor allem Intc1kktudlc sammelten. VOll 
dn Rildikalisierung des Derg sozusagen 

überholt, wies die EPRP beispielsweise 
Diskussionsangebote zurück und verleg­
te sich nach Zurückweisung ihrer Forde­
rung nach sofortigem übergang zu ziviler 
Herrschaft 1976 auf Terrorakte. 
Der Derg reagierte mit einer Kampagne 
des "roten TelTors", in dem die K'ebele 
genannten neucn Basisorganisationen 
eine bedeutende Rolle spielten. Die 
EPRP besiegelte ihre Entwicklungdurch 
ihre Allianz mit dem reaktionären Wider­
stand entmachteter FeudalhelTen in der 
Tigre-Provinz. 
Eine wirklich tragische Entwicklung 
stellt die fortsetzung und Verschärfung 
der Auseinandersetzung in Eritrea dar_ 
Ungeachtet der vom Derg proklamierten 
Prinzipien einer neuen Nationalitäten­
politik wies die linke Guerillaorganisa­
tion Eritreische Volksbefreiungsfront 
(EPLF) jedweden Verständigungsansatz 
zurück und sprach der Politik des Derg 
im allgemeinen und in Eritrea im beson­
deren jede fortschrittliche Eigenschaft 
ab. 2 

Schwer nachvollziehbar, zumal sich die 
programmatischen Vorstellungen des 
Derg und der EPLF in vielen Punkten 
deckten, manövrierte sich die EI'LI-" 50 in 
eine objektiv konterrevolutionäre Posi­
tion und verstärkte im Derg zunächst 
eine Tendenz zu einer militärischen 
"Lösung" der Eritrea-Frage (s iehe AlB 
7-8/1982, S_ 20ff_).J 

Todesstoß für Leibeigenschaft 

Die Ignoricrung des revolutionären Cha­
rakters der Politik des Derg, nicht nureln 
I'rivileg der l::.PLF, zeugt von Realitäts­
verlusten. Auch der _äthiopischen Ent­
wicklung gegenüber skeptische Beobach­
ter sehen das anders. 
In einer Analyse von 1981 heißt es z.8_: 
"Den vor 1974 in Äthiopien herrschen­
den Klassen, dem politischen Bündnis 
von Kirche, feudalem Großgrundbesitz 
und kaiserlicher Zentralgewalt ist durch 
die AgralTeform die ökonomische 
Grundlage entzogen worden_ Mindestens 
in diesem Sinne ist es gerechtfertigt, von 
der 'äthiopischen Revolution' zu spre­
chen. 
Die agrarpoliti5chen Bestimmungcn der 
A:sralTeform sind geeignet, die Entste­
hung neuer ländlicher Klassengegensätze 
(z.B_ Kulaken ) weitgehend zu verh in­
dern. ( ... ) Während im vorrevolutionären 
Äthiopien die pOlitische Isolation der 
Massen system immanent war, machten 
die Agrarreform und die städtische 
Landreform erstmals in der Geschichte 
d<:s Landes der<:n breite Mobilisierung 
notw<:ndig. Sie findet ihren institutiona­
lisierten Ausdruck in den Bauernvereini­
gung<:n und in den K 'ebdes."4 
Anr.ers formuli<:rt: Die Ziele, die sich die 
"Revolution von oben" gesetzt haUe, 

sind ohne die aktive Beteiligung der Mas­
sen nicht denkbar und gegen sie schon 
gar nicht. 

Das Land war die Machtbasis der Feudal· 
schicht, das Land erbrachte den Haupt­
anteil der Exporte (1983 waren es noch 
90% der Erlöse), auf dem Land leben 
85% der wirtschaftlich aktiven Bevölke­
rung Äthiopiens. 
Eine der ersten Maßnahmen der Revolu­
tionsregierung traf diesen Lebensnerv 
des alten Regimes: die Verstaatlichung 
des Landes am 4. März 1975. Seither gibt 
es keinen privaten Grundbesitz mehr, 
jede Familie darf seither maximal zehn 
Hektar bewirtschaften. Die Landreform 
wurde als Befreiungsakt aufgenommen 
- insbesondere in den südlichen Landes­
teilen, wo Völker siedelten und in Leib­
eigenschaft vegetiert hatten wie die 
Üromo, die im Amharischen verächtlich 
Galla genannt worden waren, was soviel 

Jubilhm,kund,ebunl in Add;, ,.,beba 

wie Sklaven heißt. 
Probleme halto: die Landreform aller­
dings auf zwei Ebenen. Im nördlichen 
Hochland hatten die Bauern seit langem 
relativ gesicherte Besit:r.rechte an Grund 
und Boden gchabt und ihr Verhältnis zu 
den J"eudalherren hatte sich eher in 
patriarchalischen Formen bewegt. Die 
Bodenreform erschien vielen deshalb als 
Verschlechterung, regionale konterrevo-

5 



Äthiopien-Daten 
Territor ium: 1.221.900 qkm 
Bevölk.erung: 34,4 Mio Einwohner (1984); 
ethnische Hauptgruppen: Amharcn 40%, 
Dramo 36'l{" T igrai 9%. Sidamo ~%, Somali 
4% 
Hauptstadt: Addis Abcba; 1,2 Mio Einwoh­
ßeT(1979) 
Religion: 55% Christen (meist Kopkn), 35% 
sunnitische Moslems, l~ Anhänger von 
Naturreligionen 
Sprache: die Amtssprache ist amharisch; 
außerdem Sprachen der cinulncn ethni­
schen Gruppen 
Währung: Birr (BR); 1 BR" 1,46 DM (Sep­
tember 1984) 
Staauordnu ng: Scit der Absettung Kaiser 
Haile Sdao;sies Olm 12.9. 1914 sicht der Provi­
sorische Militärische Verwaltungsrat 
(PMAC) an der Spitze des Staates. Staats 
oberhaupt ist Mcngisl':l Haile Mariam. 
Wiruchaft: Äthiopicll ist cincsder am wenig­
sten entwickelten Länder der Erde. Das 
Bruttosozialprodukt belrug 1982 140 Dollar 
pro Kopf, Anteile am Bruttoinlandprodukt: 
Industrie 16'1'0, LandwirtilChaft 49'1'0 (1982), 
Anteile an deli Beschäftigten: Industrie 7'1'0, 
Landwirtschaft 80'1'0 (J 980), 90'Jb der lndu· 
strieproduktion wird in Staatsuntemehmen 
erleugt. Wichtigstes Exportgut ist Kaffee (ca 
2(3), Haupthandclspartncr sind die USA, 
Japan, Italien, BRD, öffentliche Auslands­
verschuldung: 875 Mio Dollar 
Soziale Kenmiffern: Lebenserwartung: 47 
Jahre (1982): 39 Jahre (1977), Analphabe· 
temate: 37'1'0 (1984 };93'1'0 (1974), Anteil der 
Bevölkerung mit Zugang zu g.:sundheitlicher 
Versorgung: 45'!'O (1984); 15'1'0 (1974) 
Gesc:hichte: 
1889 Machtantrill Kaiser Menelik ll . 
1890 Italien erobert Erilrea 
1896 In der Schlacht von Adua wird die 

italienische Kolonialarmee, beim Ver­
such ganz Äthiopien zu erobern, ver­
nichtend geschlagen. Eritrea bleibt biJ; 
194\ Kolonie 

1935 Italienische Truppen besetzen gesamt 
Äthiopien. Sie werden 1941 mit Hilfe 
britischer Truppen vertrieben 

1974 Sturz Kaiser Haile Sdass;es 

1976 Vukiindung deli Programms der 
National·Demokratischen Revolution 

1978 Somalische Truppen werden beim 
Versuch,die Provinz Ogad • .'D zu er· 
obcrn;:urilckgt"5Chlag<:n 

1984 Griindung der Arbeiterpartei Äthio­
pkns (WPE) 
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lutionäre Bewegungen konnten sich dies 
zum Teil zunutze machen. 

Das andere, gravierende I'roblem betraf 
die traditionalistische Einstellung der 
neuen Landnutzer und die staatliche 
Aufkaufpolitik rur die I-Iauptnahrungs­
mine!. Aus erklärlichen Gründen niedri­
ge Abnahmepreise rur Feldfrüchte ver­
anlaßten viele Bauern, allein den eigenen 
Verbrauch zu erhöhen und kaum noch 
Uberschüsse rur die Versorgung e twa der 
Slädte zu produzieren. Zusammen mh 
der Reduzierung der Anbauflächen 
durch Dürre und Erosion und der Ver­
ringerung der Erträge durch die jahre, 
lange Trockenheil schuf diese Versor­
gungsprobleme. 
Die Lösung des Derg fUr dieses Problem 
besteht im mittel- und langfristigen Auf­
bau einer Landwirtschaft auf Koopera­
liven basis, In diesen - finanziell und da· 
mit maschinell gut ausgeHaltet - wäre 

Ernl •• ' ..... IZ ~in.r KoopmollV<: im Er.r·Tat 

die privatc Nutzung auf kleine Flächen 
eingegrenzt, iibt'r die Selbstversorgung 
hinaus wärcn sic in der Lage ausreichell­
de Uberschüsse zu produzieren. Vorerst 
operieren Staatsfarmen erst auf einem 
lIundcrtstel dl'r Anbauflächen; Ilach 
dcm Zehn-J ahn:s-I'lan solkn es 50% sein. 

" Priorität dem Agrarsektor" 

Ungeachtet der I-ahlrciehcn I'robleml' 
sind Äthiopicns Bauern die Hauptnutz· 
nicßer der Revolution. Unter großen 
Schwicrigkeitl'n faß le die Alphabctisie­
rungskampagnc von 1979 auf dem Lan­
de Fuß, doch inl-wisdn'n gelang die Rc­
duzierung dl'r Analphabdeno.{Uotc von 
93 auf 75%, Ud.'r: "Absolute Priorilät 
wurde dem Agrarsektor eingeräumt", 
resümierte Oberstleutnant r.kngistu 
Haile Mariam, seit 1977 an der Spille dcs 
Derg, in eim,r Rt'de 1983: "Von alkn 

Straßen und Kliniken, die in den vergan­
genen sieben j ahren gebaut wurden, be­
rindet sich die Mehrl-ahl, genauer: die 
große Mehrzahl, in den ländlichen Gebie­
ten. "5 

Die Verbesserung des Lebens auf dem 
Land, wiewohl durch Dürre, aber auch 
durch verheerende Regengüsse regional 
zunichte gemachi, die den entwaldeten 
Boden foruchwemmen, spiegelt sich 
aber auch in einem weiteren Bereich 
wider: der Beteiligung der Bauern an der 
Gestaltung ihres Lebens. Sie findet über 
die Bauernvereinigungen nat!. die - an­
fangs zum Teil bekämpfl - heute aus 
dem ländlichen Leben nicht mchr weg­
zudenken sind. In ctwa 20.000 solcher 
lokaler Gruppen sind an die 23 Mio 
Landbewohnerinnen und -bewohner 
organisiert, 
Sie besorgen die Landauftcilung und 
organisieren Gemeinschaftsaufg'dben wie 

die Bestcl!ung dt'r Äcker kranker Mitglie­
der, in ihre Luständigkeil fallen sodale 
Aufgabcn und nkht zuletzt die Durch­
fUhrung der mit großem Einsatz und sehr 
dfizient betriebenen Terrassicrung und 
Wiederaufforstung zur Bekämpfung der 
Erosion.1> 
Das Pendan t zu den Besitzverhältnissen 
auf ,.km Land bildcll'n die in den Städ­
len. Adel, hohe Bcamle und Kirche hat­
ten ihre Gewinne in slädtischen Liegsn­
schaften investiert. In Zahlen: 95% des 
städtiseht'n Bodens befanden sich vor 
der R,:volution in den Händen von nur 
df Familien, 40% gehörten der des Kai­
sers. 7 Der MilitärrOll enteignete mit 
eint'lI\ Schlag alle Zweit· und Midshäu­
S~T sowil' den gesam 1<'n Grundbl"sitL. 
Die Durchruhrung der enteignungen und 
Wohnraumwrtcilung war Aufgabe dn 
im Oktober 1976 u.a. als Rcaktion auf 
den beginm'nden Terror der EPRI' gl'­
griindl·ten Sl.ldtl eilkomitces namens 



Direktive zum Zehnjahresplan 
Auf dem Griindungskongreß der Arbeiter. 
pmei Athiopiens (WPE), der vom 6.·10. 
September 1984 in Addis Abeba $Iattfand, 
wurde U.a. eine " DirckLi"e zum ü hnjahrcs­
plan der ökonom ischen und 50~ i alen Ent· 
wicklung" ,·e rabschiedet. 

Allgemeine Ziele und Strategie 

( ... ) Wie im Parleiprogramm audührlich er· 
läutert, iSI esdas langfristige Ziel des Landes, 
die materiell·technische und kuhurelle Basis 
für den Aufbau einer sozialistischen Gesell· 
schaft zu schaffen. ( ... ) 
Zu dieSol'm Zweck sind Maßnahmen notwen' 
dig, um die sozialistischen Produktions ver· 
hältnisse zu erweitern und zu festigen. Das 
wiederum erfordert eine beschleunigte Ver­
geseUschaftung der weit verbreiteten kleinen 
Warenproduktion und des Sektou der kapi· 
talistischen Kleinproduktion, insbesondere 
in der Landwirtschaft. Beim gegenwärtigen 
Entwicklungsstand des Landes hängt alles 
von der Landwirtschaft ab. Um ihre schnelle 
Entwicklung herbeizuf"o.ihren, ist es erforder· 
lich, angemessene Voraussetzungen rur die 
Einrichtung von Großwirtschaften zu schaf· 
fen. Die bestehenden Produktionsverhält· 
nisse sind ;r.u Fesseln für die Umgestaltung 
der Landwirnchaft geworden und müssen 
daher verändert werden. 
Um die Entwicklung der Produktivkräfte 
fördern und die sozialistischen Produktions· 
verhältnis",", festigen zu können, ist es wich· 
tig, den Bildungsstand der Bevölkerung zu 
heben. Der Aufbau einer sozialistischen Ge· 
seilschaft erfordert die bewußte Teilnahme 
der Massen an den ökonomischen, politi· 
sehen und gesellschaftlichen Aktivitäten des 
Landes. ( ... ) 
Das Hauptziel des Zehnjahresperspektiv. 
planes besteht darin, das Programm der Na· 
tionaldemokratischen Revolution zu erfiil· 
len und ein festes Fundament rur den soziali· 
stischen Wirtschaftsaufbau zu legen. Um die 
genannten allgemeinen Ziele zu fördern und 
zu verwirklichen, werden folgende spezifi· 
sehe Ziele geSC'tzt: 

Ziels te llungen 

• Erhiihung dc:r Produktion,kapuitlt der 
Wirbehart durch Entwicklung und Vcrbt"s­
Io<:ru ng de r Produkthkriiftc. Dieses Ziel 
orientiert auf die Steigc",ng der Produktion 
in der Landwirtschaft und in der Industric, 
insbesonde,c im Ikrgbau und in der Bau· 
industrie, und ist f<ir die genannten ökono· 
mischen Akti~itaten unumganglieh. ( ... ) 
• Aufbau ciner .t:ukcn Volk~wlrbcha ft mit 
enb" "'ehenden Il rt ichungen zwischen dcn 
untcnchit-dJichcn Sekto ren auf de r Grund· 
lagt.' einhei milichn Ressourcen. Es ist eine 
stark." auf sich selbst gestützte Volkswirt· 
schaft dububauen. wobei Industriezweige, 
die dnhcimische Matcrialicn und Ressour· 
ccn nutzen, aus!!:cwcitct sowie die Vcrbin· 
dungen zwischcn d"n Sektoren, vor allem 
zwischen LandwirtSChaft und Industrie so· 
wie zwiSchen Ilcr);l.>du und Indust,i.·, K<" 
f"sli);t w,·rdcu. 
• Erhal tung, Erkundung, Er~ehlicßung und 
rationd k Nul:/:ung der natürlichen R.·,sou r. 

Grtlndungskon.",e der WI'E 

cen des Landes. Einerseiu sind die regene­
rierbaren Ressourcen dcr Nation, wie Wäl· 
der, Böden, WasSC'r, Vieh· und Wildbeltand 
usw., zu erhalten und zu entwickeln, ande· 
rerseilS Forschungen zur Erkundung, Er· 
schließung und Gewinnung der nicht regene· 
rierbaren Ressourcen des Landes zu be tre i­
ben. 
• Erweiterung und Festigung der sozialisti· 
schen Produktionsverhli ltn iue. DieSC'$ Ziel 
schließt ein, das uaatliche und das Kollektiv· 
eigentum zu erweitern, die sozialistische 
Verteilung und den Wellbewerb zu fördern, 
ein Potential für die soziaJinische Wirt· 
schaftsfiihrung aufzubauen und die soziali· 
stische Disziplin und Kultur zu fördern, um 
einen Zuwachs an Eneugnissen und einen 
höhen::n Stand der Arbeits· und Produk· 
tionsorganisa tion zu erzielen. 
• Schrittweise Hebung des mate rie l"'n und 
ku ltun:: lk n Wohlstands des Volkcs. Mit der 
Entwicklung der Produktivkräfte und der 
Zunahme des Mehrprodukls werdcn die all· 
mähliche Verbesserung dcs Lebensstandards 
der Bevölkerung, eine entsprechende Ver· 
50rgung mit Nahrungsgtitern und Lebens· 
milleln, sauberem Wasscr, Kleidung und 
Wohnraum. Bildungsmöglichkeiten, Ge· 
sundheitsschutz und andere so;r.iale Dienst· 
leistungen, die schrittweise Beseitigung der 
Arbeits lOSigkeit und wdten::r sozialer Pro-­
bleme sowie dic Emwicklung des schöpfcri· 

schen Potentials der Bevölkerung gesichert. 
• Gewiihrlünung einer ausgeglich<:nen Ent· 
wk k.lung aller Regioncn des Landes. Damit 
wird jede Region befahigt, ihre potentiellen 
Ressourcen zu erschließen und so ;r.ur Ent· 
wicklung der Volkswirtschaft beizutragen. 
Durch gerechte und angemcsSC'ne Verteilung 
der Fruchte der smialökonomischen Em· 
wicklung der Nation auf die verschiedenen 
Regionen und VÖlker des Landes und durch 
die Schaffung von ökonomischen Verbin· 
dungen und Wechselbeziehungen zwischen 
den Regionen wird das Land imstande sein, 
seine nationale Integrität zu verteidigen und 
zu festigen. ~s weiteren sind Nomaden und 
anden:: Bewohner von Grenzgebieten stärker 
in die politischen, ökonomischen und gesell· 
schaftlichen Akti\'itäten des Landes ein;r.u· 
beziehen. 

Strategisches Vorge hen 

Zur Verwirklichung der Ziele des Zehn· 
jahresperspektivplans wird fol~ndes strate· 
gisches Vorgehen fest~legt: 

• Um den Nahrungsgiiterbedarf der Bevöl· 
kerung decken zu können und zugleich die 
Ei~n'ICrsorgung mit diesen Gütern zu er­
reichen, sind eine Erhöhung der landwirt· 
$Chaftlichen Produktion und eine verbesSC' r· 
te Effektivität des Vermarktungs-- und Ver· 
teilungssystems rur landwirtschaftliche EI' 
;r.eugnisse von Bedeutung. 
• Erhebliche Steigerung der Arbeitsproduk· 
tivität in allen Sektoren der Wirtschaft durch 
Ausbildung sowie geeignete moralische und 
materielle Stimulierung der Arbeiter. 
• Entwicklung der Infrastruktur auf dem 
Lande durch den sich ~genseitig ergänzen· 
den Bau von Stra6c:n. Brunnen und Bewär 
serungssystemen sowie durch Mechanisie· 
rung und Dorfbauprogramme. 
• Ermutigung und Divenira:ierung dei EI(· 
ports sowie Förderung von Importablösun· 
gen, wo immer dies als ökonomisch vertret· 
bareingeschätzt wird. 
• Entwicklung eines einheimischen Poten· 
tials ruf Fouchung, Wissenschaft und Tech· 
nik sowie Auswahl, Anpassung, Entwicklung 
und Schaffung von neuen Technologien, die 
den objektiven Bedingungen des Landesent· 
sprechen. 
• Ausbau der Handelsbe:tiehungen und Zu· 
s.ammenarbeit auf ökonomischem und wir 
senschaftlich·technischem Gebiet mit allen 
befreundeten Staaten, insbesondere mit den 
sozialistischen Ländern. ( ..• ) 
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K'ebeJe (amharisch ruf Bezirk), Ein 
wesentliches Ergebnis dieser städtischen 
Besitzreform verwundert noch heute 
manche Autoren: "Daß die Mieten heute 
etwa 2:ehn Prozent niedriger sind als vor 
der Revolution, stellt wohl ein äthiopi­
sches Phänomen dar. Nur an wenigen 
Orten auf der Weil sind die Ausgaben Hir 

Wohnen im Vergleich zum Einkommen 
so gering wie in Addis Abeba ... 8 

In der Entwicklungsstrategie der äthiopi­
schen Revolution nimmt die Industr ie 
perspektivisch die wichtigste: Stelle ein 
als Basis rur den Aufbau einer sozialisti· 
sehen Gesellschaft. In der Praxis mußte 

die Revolution nahezu bei null begin­
nen: 50.000 Industriearbeiter gab es 
1974 im Land, ganze 417 Betriebe mit 
zehn und mehr Beschäftigten. Von die­

sen wurden 180 verstaatlicht, parallel da­
zu Banken, Versicherungen und Handel. 
1982 war der Außenhandel zu drei Vier­

teln in staatlicher Hand (der Anteil am 
Binnenhandel freilich. kritisierte Men­
giSlU, ging aufgrund von Unzulänglich· 
keiten in der Vertriebsorganisation auf 
70% zurück). 9 

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit 

Mit den Besitzverhältnissen änderte sich 
die Stellung der Arbeiter und ihrer Ge­
werkschaften. Ihre aktive Beteiligung 
und einschneidende Veränderungen ih­
rer SilUation sehen die im Dezember 

1975 erlassenen Arbeitsgesetze vor: ihr 
organisatorischer Hebel ist der 1978 -
nach der Auflösung der CELU - neuge­
bildete: Gesamtäthiopische Gewerk­
schaftsverband AETU. 
Zwar haben sich die Löhne aufgrund der 
kritischen wirtschaftlichen Lage nur ge­

ringfügig erhöht, aber die traditionellen 
gewaltigen Lohnunterschiede in den ein­
zelnen Sektoren haben sich verringert -
nicht zuletzt wegen dt:s nun gesetzlich 
festgt:schriebenen Mindestlohns. Acht· 
stundentag und Vetorechtt: in Fragen. 
die Löhne und Entlassungt:n betreffen. 
sind rur Äthiopiens Lohnabhängige 
buchstäblich Schrittt: in t:in neuesJahr­
hundert. 
Noch viel mehr sind sie es rur Frauen: 
über das Diskriminierungsverbot des 
Nationaldemokratischen Programms 
hinaus verlangt das Arbeitsges{·tz z.ß. 
gleiche Entlohnung rur Frauen ruf glei· 
ehe Arbeit. 
Mit deli Buchstaben eines neut:1I Gest:t­
'les sind selbstverständlich jahrtausende­
alte Verhältnisse nicht auf der Stelk ab· 
geschafft. Aber sie schaffen neue Vor· 
ausst:!;..:ungt:n. etwa dadurch, daß Frau~'n 
erstmals dgenc Landbesit7.· und Bebau· 
ungsrcchte erhielten. Und die neuen Ge­
setze sichern die Arbeit der Frauenorga· 
nisationen ab, die heu te auf allen Ebenen 
tätig sind, "ormals als Frauenasso:da-

• 

Die Hungerkatastrophe -
Ursachen und Gegenmaßnahmen 
( ... ) Ober S Mio Menschen sind gegenwärtig 
in Äthiopien mit der DUne und ihren Folgen 
konfrontie rt, und faS! die Hälfte der Betrof· 
fenen sind Kinder unter IS J ahren. Hinzu 
kommen rund zwei Millionen Flü<;htlin~. 
Zusa,,,men ist das ein Fünftel der ~samten 
Bevölkerungdes Lmdes. ( ... ) 
Im let'l:tcn Erntejahr wurden gemäß offiziel· 
len Angaben 6,7 Mio t Nahrungsmittel einge' 
bracht. Dies war zwar der höchste Ertrag seit 
J ahren. doch in vielen Regionen war die 
Ernte wegen der anhaltenden Dürre bereits 
in der 'l:weiten oder dritten aufeinanderfol· 
genden Saison entweder völlig ufl2ureichend 
gewesen oder aber uherhaupt ausgefallen, 
und das Nahrungsmitteldefizit bis zur 
nächsten Erntefaison beträgt mindestens 
900.000 Tonnen. 
Ober Nacht war die Hungerkatastrophe 
nicht hereingebrochen, und die Regierung 
hatte. in Kenntnis der Entwicklung. früh­
'l:eitig an internationale Organisationen Hilfs· 
appelle gerichtet. Aber dennoch besteht 
keine Hoffnung, daß dieses Defizit auch nur 
annähernd gedeckt wird. 

Da gibt es vor allem schier unuberwindbare 
logistische Probleme. Selbst wenn Äthiopien 
in ausreichender Menge HilfS'l:usagenerhielte 
oder auf dem Weltmarkt Getreide kaufen 
könnte, würden die mei$ten Nahnmgsmittel 
die Hungernden nie ernichen. 
Selbst wenn Getreide rallch und in ausrei· 
chender Menge in den äthiopischen Hafen 
Assab und Massawa und im H!lfen von Dji· 
boutl an Land gebracht werden könnte ~das 
Straßennetz iu "öllig unzureich~nd rur eine 
Verteilung großer GÜtermengen. und es exi· 
stieren viel Zu wenige Ui.t .... agen rur den oft 
extrem weiten Transport zu den lI ilbzen­
tren. 

Hu ngerhilfe - zu sp ät und lU wenig 

Und selbst wenn genügend Hi!hgüter in den 
nahe den .... enigen Straßen enichteten Ver­
teilzentren einträfen, $0 leben doch ~iele der 
von DUrte und Hunger am heftigsten betrof· 
fenen Äthiopier zu weit entfernt von ihnen, 
um die Nahrungsmittel abholen zu kön· 
nen. ( ... ) 
So crmt die Uige in weiten Regionen Äthio­
piens ist und so sehr sich das Regime in Addil 
Abeba auch bemüht. die beschränkte Hilfe in 
halbwegs geordnete Bahnen 2:U lenken, es hat 
nicht gerade eine überwältigende Antwort 
auf sein Hilfsgesuch erhalten. Mi tarbeiter 
ausllmdischer. regienmgsungebu ndener 
Hilhorganisationen beftirchten. daß die Zu· 
sagen für Nahrungsmittellieferungen 
100.000 Tonnen nicht übersteigen wer­
den. ( ... ) 
Ohne Zweifel iSI das heut(· be~tehendt' Re­
gime entschlossen. ein~ Hungerkatastrophe 
jenes Ausmaßes ( .... ie die von 1972-74; d. 
Red.) zu verhindern, und es hat mit der 
Relief and RchJbilita tion Commission 
(lIilf.· und \lJicd .... aufbaukommi~siu,,: d. 
Red.) unlt:r den gegebenen Umslanden auch 
einen «'cht effizienten i".titutiondkn Rah· 
men !:csehaffen. Damit die unmittelbar<' Not 
von Millionen Men~he" gemild~'rl werden 
kann. hr .. ucht Älhiupiell rallch und Iß aus· 
reicht'nder Menge int<'Tnalionak Hi!fe. Aber 

tluRsemde beim Einlf~rren in einem Noti.,., 

auf längere Sicht muß mehr getan. muß der 
Hungerzyklus gebrochen, müssen dessen Be­
stimmungsgriinde beseitigt werden. Denn 
Dime und Hunger sind ja nicht allein als 
Naturkatastrophe erklarbar ~ oder gar als 
ein Akt GotteS, wie emst Menelik meinte. 

Einer de r Gründe rur die heftigen Folgen 
ausbleibenden oder ZUr falschen Zeit fallen· 
den Re~ns ist das Vorherrschen von Subs;· 
stenzlandwirtschaft, in deres keine Resetven 
gibt. 80 Prozent der äthiopischen Bevölke· 
rung sind in de r Uindwirtschaft !iltig, aber 
die meisten Bauern können ~rade so viel 
Getreide einbringen, wit: sie zum knappen 
Oberleben bis zur nächsten Ernte benöti~n. 

Bis 'l:ur Revolution von 1974 .erhinderten 
die ausgeprägt feudalen Herrschafl>verhäh· 
nisse die Entstehung einer Oberschußpro­
duktion: In den südlichen Landesteilen stan· 
den den lokalen Feudalhenen bis zu drei 
Viertel des Ernteertrags 2:U. und auch im 
Norden mußte der Bauer trotz einem etwas 
.... eni~r ausbeuteriscb gestalteten L;.ndbe­
situystem die Hälfte seiner EnHe abführen. 

Das Erbe d er Verga ngenhei t 

Aber auch nach der Revolution und den 
an.-.chließend ,"erkundeten Landreformen 
unterliegen die Bauern weiterhin den 
Zwangen der Subsistenzwinschaft.Jetzt ,st 
dall Land zwar an die Bauern ,"erteilt ~ und 
niemand darf meh, Land besitun, als er mit 
"><:iner eigenen Familie bearbeiten kann -, 
doch d'e 'l:ugeteilte Ackernäche ist vor alkm 
im stark bevölkerten lIochlJ.nd viel zu klein 
und die traditionelle Bcwiruthaftungstech­
nik viel zu einf~ch. als daß in besscrt·nJahren 
e,ne Notrescrve ilurikkgdegt werden 
könnte. Jede Laum' d~s Wetters kann da zur 
Katastrophe führ~n. 
In dcrzunehmcndclI Heftigkeit d.-r Hungers­
nöt,· ~picgelt sich di.· fortsch,eil~nde Ver· 
"'ü\lung Äthiupi<-ns. Nicht. daß sich Sand­
dünen über dall an ~i<h so:hr fruchtbar~ Hoch-



land waluen. aber wohl kein anderes Land 
der Well ;51 So stark mit Erosion und nick­
Iaufiger Bodenfruchtbarkeit konfrontiert. 
Topogr~phi$che und klimati5Che Gegeben· 
heiten spielen da eine große Rolle. Nieder· 
schläge fallen im äthiopischen Hochland in 
kurzen, aber heftigen Schauern, und das 
nicht so rasch versickernde Regenwa!lscr 
reißt von den Berghängen fruchtbare Erde 
mit sich. Dieser Prozcß findet scit biblischen 
Zeiten stall : Die hohe Fruchtbarkdt des 
landwirtschaftlich genutzten Niltals war §cit 
je abhängig von den vom ;ilhiopischen Hoch· 
land uammmden, während der Oberflutun· 
gen abgelagerten Scd;men ten. 

Vor einigen Jahrzehnten halte sich die Ero· 
sion allerdings dramati5Ch verschärft. Unter 
den Feudalbedingungcn des Kaiserreiches 
war nur ein Teil des ""irklich fruchtbaren 
Landes bewirtschaftet worden, denn die 
Krone ließ große Landfllichen brachliegen, 
damit sie stets freie Hand hatte, durch 
Lchens"ergabe Loyalililt zu kaufen; zudem 
hielten die GrundherTCn durch das Knapp· 
halten du Landangebots die Bodeorente 
boch. Die wachsende Bevölkerung mußte 
immer steilere Berghänge roden und unter 
den Pflug nehmen. 

Du äthiopische Bauer wurde folglich mit 
einem rur ihn unlösbaren. direkt zur Ka ta· 
strophe führenden Prozeß konfTonliert: Je 
steiler die Hänge sind. um so intensiver wirk t 
die Erosion. um so rascher gcht fruchtbare 
Erde ,·erloren. Die Ertrage nehmen ab, und 
die Bauern sind gezwungen, noch weniger 
geeignetes Land zu bebauen. Mit der zuneh· 
menden Rodung wird Brennholz. die wich­
ligste Energiequelle, immer knapper. Die 
noch ellistierenden, zunehmend libernutzten 
Walder können sich nicht mehrregenerieren 
und "erschwinden immer rascher. 

Und in entwaldeten Regionen führten Über­
,""cidung durch große Viehherden häufig ~o­
IY'r zur Zerstörungder Grasnarhe. Die dann 
bloßgelegte Erde ist den erodierenden 
Kr'~ften von Sonne, Wind und Regen schutz­
los ausgeset1:t: Die tropi!iche Sonne dörrt 
den Boden aus, Reg.:n sickert nicht mehr ein, 
iondern läuft ab und zieh! tiefe Erosions-
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gräben in das Land: bleiben Niederschlag.: 
dageg.:n aus. verbläst der Wind die Erde in 
Staubsturmen. 
Das Regime in Addis Abeba hat klar erkannt, 
daß der Hungenyklui nur zu brechen ist, 
wenn der gravierenden Erosion Einhalt ge­
boten und das land wieder aufgeforstet 
wird. In e inem wohl beispiellosen Programm 
sind in weiten Regionen an den entwaldeten 
l-längen horizontale Gräben gezogen wor­
den. die ablaufendes Regenwasser bremsen 
und die Versickerung5tate erhöhen. Für 
Zehntausende von Kilometern sind von 
Bauern solche Gr'~ben ~zogen worden; 
selbst bei n:!ativ flacher Hangneigung miissen 
pro Hu;tar mehrere Kilometer Gr~bcn aus· 
gehoben werden. Diese Technik ist zwar 
weniger effizient ab die auch durchgefUhrte 
Terrassierung von Haogen. dafür aber weoi· 
ger arbeitsaufwendig und schneller ausge· 
fuhrt. 

Den Hungerzyklus durchbrechen 

Die Regierung stellt Plaoungskr'~fte zur Ver· 
fügung: fIlr ihren von den Massenorganisatio­
nen anberilumten Arbeitseinsatz erhalten die 
Bauern Nahrungsmillel. die zum Tell vom 
World Food Programme nammen. Auch 
kleine Staudämme werden gebaut. in dtnen 
Regenwasser zusammenlaufen kann. 
N~chS1e Stufe des Programms sind groß· 
fl~chigc Wiederaufforstungen, und ~des 

Jahr ..... erden 150Millionen Baumset:dinge in 
die gezogenen Grilben verpnanzt. 
Überraschend schnell sind die enlen Resul· 
late eingetreten: Am Fuß VOn aufgeforSteten 
ßerghaogen sind längst versiegte Quellen 
wieder aufgetreten - was ein untriigliches 
Zeichen dafllr ist. daß Regenwasser wieder 
im Boden versickert. Und auch die sich in 
den tiefen Erosionsgriiben ansiedelnde Vege­
tation zeigt. daß das Regenwasser nicht mehr 
so r.lSch abläuft. 
Das athiopische Programm gegen Erosion ist 
eines der wenigen Erfolg5beispieJe im Kampf 
gegen die zunehmende Verwilstung der 
Erde. ( ... ) 
(Quelle: Neue Zurcher Zeitung, I ,{2.9.1984) 

--lhmQerblaslrop/len ·Gellltl 

tionen, inzwischen als Revolutionäre 

Frauenvereinigung (REWA: 5, I Mio Mit­
glieder). Die neue Erfahrung gemein. 

samer Stärke, noch bezogen auf die 

friihere Organisation,. drückten Frauen 

1981 so aus: "Was auch immer kommen 

mag, die Frauenvereinigung lassen wir 
uns nicht mehr nehmen.'·lO 

Frauenvereinigung, Gewerkschaften (die 
heute etwa 350.000 Mitglieder zählen). 

Jugendorganisation (REYA; 3,8 Mio 

Mitglieder) - sie sind aktive KrMte im 

Umgestaltungsprozeß des Landes. Ihre 
Eigenständigkeit ist jedoch stels mit der 

Arbeit der Bauernvereinigungen ode r 

städtischen K'ebeles verbunden. Es gibt 

Beobachter. die in diesen Basisorganisa­

tionen "basisdemokratische" Ansätze 

sehen und damit offenbar Opposition 

gegen die Revo lutionsfiihrung und per· 

spektivisch gegen die neugegrimdete Ar­

beiterpartei meincn. ll 

Was zutriff t, ist, daß etwa die von den 

Stadtteilbewohnern gewählten K 'ebeles 

in einem spannungsreichen Vermilt­
lungsverhältnis zu den Organisationen 

stehen - alles andere wäre schlimm. Was 

übersehen wird, ist, daß sie Bestandteil 

und lebendiger Ausdruck des Revolu· 

t io nsprozesses sind - nicht "daneben", 

schon gar nicht ihm im Wege stehend. 
Addis Abeba, mit einer Einwohnerzahl 

von geschätzten 1,3 Millionen, hat 284 
solcher K'ebeles, die in 25 .. Higher 

K'ebeles" zusammengefaßt sind. 

Arbeiterpartei gegründet 

K 'ebdes und deren Unterausschüsse 
kümmern sich um die Behandlung klei­

nerer Delikte, fUhren Lebensmitte lläden , 

Teestuben und Leseräume , haben Kin­

dergärten, Erste-Hilfe·Stationen und 

natürlich Büros, organisieren Sicherheits· 

komitees und Alphabetisierungskampag­

nen. 
Daß in Äthiopien heute immerhin 40% 

der Bevölkerung Zugang zu gesundheit· 

licher Versorgung haben (1974: 15%), 

ist auch ein Verdienst der K 'ebeles und 

ihrer ländlichen Gegenstücke. 

"Um den neuen Menschen zu ent· 

wickeln, der die neue Gesellschaftsord­

nung aufbauen wird", heißt es im Statut 

der neuen Arbeiterpartei Äthiopiens 

(WPE), werde diese bemüht sein, "die 

Werktätigen vom geistigen Zwang des 
alten Systems zu befreien sowie die neue 

Generation im Sinne neuer moralischer 

Eigenschaften und eines neuen Persön· 

Iichkeitsbildes zu erziehen." 

Diese große Aufgabe hat sich eine Partei 

gestellt. die sich als Instrument definiert, 
den gewaltigen Transformationsprozeß 

aus einer unterentwickelten Gesellschaft 
in eine ncuc Gesellschaftsformation zu 
be ..... ältigcn. 12 Die ursprünglich einmal 

gehegte Hoffnung, aus den existierenden 
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Alphabetisie",npku<1. 8il 1990 1011 du Analphabetentum lan~ ~b<:r"'unden .. in 

linken Oppositionsgruppen eine solche 
Partei zusammenzuschweißen, stellte 
sich als irreal heraus. 
Nach langer Arbeit der Kommission zur 
Organisation der Partei der Werktätigen 
Äthiopiens (COPWE, seit Dezember 
1979) konstituierte sich d ie WPE zum 
zehnten j ahrestag der Revolution. Ihre 
soziale Zusammensetzung macht die 
Dimension der Aufgabe deutlich: erst 
ein knappes Viertel der Mitglieder sind 
Arbeiterinnen und Arbdter. Aber die 
selbstgesetzten Kriterien und Ziele ihrer 
Arbeit weisen sie als revolutionäre Kraft 
aus: die Verbesserung des Lebensniveaus 
der arbeitenden Bevölkerung, Der Zehn· 
j ahres· Plan soll dieses Ziel real isic:rcn 
(siehe Kasten), Und noch dwas charak· 
terisiert die Politik der RevolutionsHih· 
rung und der Partei: die Teilnehmc:r des 
Griindungskongresses repräsentierten 72 
Nationalitäten. 

In der extrem schwierigen Nationalitä· 
tenpolitik _ Ansatzpunkt rur innere und 
von außen geschürte Bestrebungen gegen 
die Revolution bewies der Derg zuneh· 
mend Geschick. Nachdem die bedroh­
lichste Phase 1977 (7 8 überwunden war, 
wurden aufwendige Kampagnen in Gang 
gesetzt, die l.B. dalu ruhrten, daß in· 
zwischen alle wichtigen Sprachen des 
VieJvölkerstaates anerkannt sind und an 
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Schulen gelehrt werden. 
In Eritrea setzte die Revolutionsregie· 
rung seit 1982 auf ein umfangreiches 
Wiederaufbauprogramm und auf die Be­
teiligung der Bevölkerung an diesen Pro· 
jekten. Mit dem Erfolg, daß die El'LF 
ihre Basis schwinden sah und sich gerade 
gegen die Maßnahmen zur Verbesserung 
der Lebensbedingungen in Eritrea wand· 

". 

Nur Militärhilfe? 

Daß Frieden und damit günstige t\ufbau· 
bedingungen rur Äthiopien immer noch 
fern sind, hat ersichtliche Ursachen. 
Äthiopien ist keine Insel: An die 2.000 
Kilometer lang ist die Grenze zum ver· 
feindeten Sudan des Numciri·Regimes, 
das wiederum ein lIauptstützpunkt der 
USA ist; über 1.500 Kilometer beträgt 
die zu Somalia, das sich nach eincrrevo· 
lutiollären Phase zum US·Stützpunkt 
erniedrigt hat. Sudan und Somalia sind 
Schachfiguren in der US·amerikanischen 
Militärstrategic am Ilorll \on Afrika. 
Allein das l>egründ~·t di~· umfangreiche 
Hilfe \"or allem aus der UdSSR und 
Kuba. Doch diese geht weiter als der 
"westliche·' Blit·k auf Miliüirhilfe er· 
laubt: t\lph4betisierung, Gesundheits· 
vorsorge und LandwirtschaftspTOJ'.:kte 
finden mit Hilft, "on Expt'rten aus diesen 
Ländern statt. Ehrgeizige Industrievor· 
habt'IJ werdt'n mit UnterStütluIJg aus der 
Sowjt·tunion, dt'r DDR oder Kuba real i· 
sicrt. fast zwei Drittel des Lmdes sind 
mit 5ukhem Bdst,lIld itl.l;wisch~·n gl·olo· 
gisch erforscht, uhlrcidH· Xaturrcich· 
tumerdabci entdeckt wurden. 
Sie \\erdt·n im Zehn·J4hn·s·J'14n eine 
wesentlicht· Rolle .tu s(Jit"lcn habt·n, der 
unlt·r "nden·m um dito t\bhollung rur 
Feuerholl ablubauen ditO Ausscho(J. 
fung der eigt·nt'n EIlI:rgkvordt(' vor· 
sieht. Es ist ein Komplcxplan "mit ein· 
.tnder verbundt'llt'r und einander crgän. 

zender quantitativer und qualitativer 
Veränderungen". heißt es in der Prä· 
ambel des Plans. Das klingt trocken, aber 
es setzt auf die schöpferische Bereit· 
schaft vor allem der Bauern und Arbei· 
ter. 
Die Bildung landwirtschaftlicher Groß· 
farmen ist ebenso vorgesehen wie der 
t\usbau von Grundindustrien - etwa 
Zementwerken, um den Wohnungsbau 
voranzutreiben ,der Infrastruktur 
um die Landbevölkerung besser versor· 
gen zu können - , des Bildungswesellsals 
wesentlicher Voraussetzung einer höhe· 
ren Qualifizierung der arbeitenden Be· 
völkerung. Letzteres ist ein "strategi· 
sches Ziel der Partei, das höchste Priori· 
tät genießt", denn es geht um ,.die be· 
wußte Teilnahme der Massen an den 
ökonomischen, politischen und gesell· 
schaftlichen t\ktivitäten des Landes",lJ 
Diejenigen, die sich keine andere Her· 
kunft als das freie Unternehmertum vor· 
stellen können, "sorgen" sich darum, 
woher das gewaltige Finanz"olumen 
kommen soll, das diese Pläne erfordert. 
Recht haben sie mit dem Ilinweis darauf, 
daß der Welt möglicherweise ärmstes 
Land es schwer haben wird. Phantasielos 
sind sie, vor allem aber in der Unterschät· 
zung der äthiopischen Revolution. Diese 
hätte trotz internationalistischer Hilfe 
nie überlebt, stünde nicht die Bevölkc­
rungsmehrheit hinter ihr: Weil ihre Er· 
rungensehaften trotz enormer Probkmc 
un\Crkcnnbar sind und damit ihre Ziele 
glaubwürdig und realisierbar. 
In der Verteidigu ng seiner Unabhängig· 
keit hat Äthiopkn eine lange Tradition. 
Vor knapp neun jahr,o;ehnten schlug es 
italienische Eroberer in der Schlacht von 
J\dwa zuriick. Zehn jahre , die das revolu· 
tionäre Athiopien hinter sich hat, sind 
dagegen wenig. Revolutionen brauchen 
viel Zeit. 
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Südafrika 

Wolf Geisler 

Militärische Zusammenarbeit 
BRD - Südafrika 

.Hr R,chun,I!'lriKh. Z ... eckt baum",,"; OlImi .. Un,mop und ßo·l0S_Hubschroubn '" SQdlrn~1 

Die herTSchenden Kreise der Ilundesrcpublik tragen nicht nur durch ihre: WiJucharts­
beziehungen mit Südafrika zum Überleben des Apartheidregimes bei, sondern sie 
erhalten auch weiterhin eint mil itärische Zusammenarbeit aufrecht. Da damit die 
aggressive Politik Südafrikas gegen die Frontstaaten und die Unterdrückung im Inntrn 
gefördert werden, war die militärische Zusammenarbeit BRD-Süda.rrika eines dcr 
Hauptthem en der Köln<:r KOllfcrenl. zum Südlichen Afrika vom 12.-14. Oktober 1984 
(siehe AlB 11-12/1984, S. 4rr.). Wir dokumentieren die hierzu von Wolf Gc:ish:r 
(A nti-Apart hcid-Bcwegu ng) in Köln vorgdegte: Studie:. Das Köln~r Forum beschloß 
außerdem eine Aktionswoche für 1985, die sich hauptsächlich gegen die militärische 
Zusammenarbeh mit Siidafrikarichut (sie he Kasten). 

Das Aparthcidregime in Sudafrika ist 
trotz und wegen des un\eröffentlichten 
V~rtragel mit der Volksrepublik Angol .. 
vom 16.2.1984 und dei Vertrages mit 
der Volksr~publik Mo~ambi4ue vom 
16.3.1984 eine Gefahr rut jeden Staat 
in Afrika. der deli Kamvf gegen den 
Rnsismus unterstützt. Es hillt ..... eiterhin 
Namibia bcScI.t.:t, kontrolliat gemein. 
sam mit angotll1ischen Einheiten den 
Süden Angol .. s gegen SWAPO·Freiheits· 
kämpfer, unterhält den Kampfvon Ter· 
rorgruVpcn 111 Limbabwe, bedroht Le­
sotho. 
Vor .. Ikm abcr halt CI wcitcrhin 80% 
der Bcvölhrung Süd:.frik,ls rechtlos 
und in Ausbeutung. 
Wl'nn in t-ilmen des RassistenSla<lleS 

"lIippo"-Fahrotcuge als die meist be­
nutzten t'ahneuge der Polizei bei z.8. 
Sehülerdemonstrationen in Soweto gc­
ldgt werden, wenn als Standardf .. hr· 
zeuge dl·r Arm ... "<: "Samil"-~ahr"euge ge· 
zeigt .... erden (z.B. Internatiomde Wehr­
revue, Genf. Nr. 311983), dann fall! so­
fort das bundcsdeutsehc Lngagemcnt 
rur die Erhaltung der rassistischen lIerr­
schaft ins Auge: Der "lIippu" ist eIn 
auf dem t'ahrgestdl Unimog-Militar­
LKW von Daimlcr-Ben" aufgebauter ge­
panlerter Mannsehafutransporter. Oie 
"Samil"-Fahncuge sind von ~I.1girus­

Dcutl./Ivt.-co gelieferte Militar-LKWs, 
die in Sudafrika noch dnige regions­
spezifis<:hl' Zusät.te erhidtcn. 
Völkerrecht und Grundgc~c1z der Bun-

desrepublik verbieten RüstungsJieferun­
gen an das Apartheidregime. 

Dureh das Friedemgebot im Grundge­
setz (GG), Art. 26 ist die Bundesregie­
rung bei der Anwendung von RünUng5-
exportbestimmungen festgelegt_ llinzu 
kommen internationale Verträge. zu de­
ren Einhaltung sie \'erpOichtet ist. 
Seit Aufnahme der Bundesrepublik 
Deutschland (BRo) in die Verdnlen 
Nationen am 18.9. 1973 ist sie \·ölker· 
rechtlich an die UNO·Charta gebunden. 
Der Atomwaffensp~rrvenrag wurde von 
der Bundesrepublik am 3.5.1975 ratifi­
ziert und auch das Rustungscmball.l0 
des Weltsicherheitsrates gegenüber 
Sudafrika \-om 4.11.1977 ist verbind­
lich. 
Im Grundgesetz-Artikel 25 heißt es 
diesbeotuglich: "Die allgemeinen Regeln 
des Völkerrechts sind Bestandtdl des 
Bundesrec hts. Sie geht:n den Gesetzen 
(der UUlldesrepublik) vor und erzeugen 
Rechte und Pmchten unmittelbar rur 
die Bewohner des Bundesgebietes." Zur 
t-' riedcllspmcht heißt es in Artikel 
26 GG: .. Handlungen, die geeignet sind 
und m der Absicht vorgenommen wer­
den. das friedliche Zusammcnleben der 
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Völker zu stören, insbesondere die 
Führung eines Angriffskrieges vorLube· 
re iten, sind verfassungswidrig." 
Anikel 2, Absatz 4 der UNO·C harta 
sagt: ,.AUe ~Iitglieder sollen sich in ih· 
ren internationalen Beziehungen der 
Drohung mit Gewalt oder der Anwen· 
dung von Gewalt. d ie sich gegen die ter· 
ritoriale I;nver1etzlichkeit oder poli t i· 
sche Unabhängigkeit irgendeines Staa· 
tes richtet oder in sonstiger Weise mit 
den Zielen der Vereinten Nationen un° 
vereinbar ist, enthalten." 
Der Atomwaffensperrvertrag verbietet 
außerhalb der Kontrolle der Interna· 
tionalen Atomenergiebehörde den Ex· 
port sensitiver Teile und Anlagen, die 
zur Atomwaffenfertigung wichtig sind 
in Staaten, die 1969 keine Atomwaffen 
besaßen. 

UNO·REstungsembargo 
gegeniiber Südafrika 

Der Weltsicherhei ts rat hat in seinem 
Rüstungsembargo vom 4.11.19 77, Re· 
solution 418, gegenüber Südafrika be· 
schlossen, daß "alle Staaten ab sofort 
die Lieferung \'on Waffen und dazuge· 
hörigem Material aller Art nach Süd· 
afrika einzustellen haben, einschließlich 
des Verkaufs oder der Weitergabe von 
Waffen und Munition, von Militärfahr· 
zeugen und ·ausriistungen, von paramili · 
tärischen PolizeiausriislUngen sowie \"on 
Ersatzteilen rur die vorgenannten Ge· 
genstände, und daß sie gleichermaßen 
sowohl die Bereimellung aUer Arten 
von Ausriistungen und Materialien als 
auch die Gewährung von Li;tenzverein· 
barungen rur die Herstellung oder War· 
IUng der vorgenannten Rüstungsgegen· 
stände einzustellen haben; 
( ... ) fordert alle Staaten auf, angesichts 
der Ziele dieser Resolution alle in bezug 
auf die Herstellung und Wartung von 
Waffen, von ~Iunition aller Art und von 
militärischen /\ usrüstungen und Fahr· 
zeugen mit Südafrika bestehenden ver· 
traglichen Vereinbarongen und Süd· 
afrika darur gewährten Lizenzen im 
Hinblick auf deren Beendigung zu über· 
prüfen; 
( .. . ) beschließt ferner, daß sich alle 
S taa ten jeglicher Zusammenarbeit mit 
Südafrika bei der Herstellung und Ent· 
wicklung von Kernwaffen zu enthalten 
haben ; ..... 
Trotzdem, ;tU Wasser, zu Lande und in 
der Luft wurden und werden die Trup· 
pen l' retorias mit Material aus der BRD 
versorgt. Von keinem anderen Staat 
sind soviele einzelne Rüstungslieferun· 
gen an die Rassisten nach Verhängung 
des Rüstungsembargos bekannt wie von 
der BRD. 
Auch der durch die Regierung angege· 
bene Umfang von Rüstungslieferungen 
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übertrifft alles, was von anderen Staa· 
ten bekannt wurde: " Im j ahre 1983 
sind Genehmigungen ftir den Export 
von Waren des Teil I der Ausfuhrlisten 
nach der Republik Südafrika erteilt 
worden. Es handelt sich hierbei aus· 
schließlich um nichtmilitärische Waren. 
die von dem Embargo nach der Resolu· 
tion 418 des S icherheitsrates der \ ·er· 
einten Nationen vom 4. November 
1977 nicht betroffen sind. Der Gesamt· 
warenwert betrug rund 350 Millionen 
DM.·' (Antwort des Staatssekretärs Dr. 
von Wünen vom 27. April 1984 auf die 
Anfrage des I\ldB Schwenninger/ Die 
Grünen ). 

Die Bundesregierung hat gemäß eigene r 
Definition in Teil I der Ausfuhrliste 
ausschließlich Waren "VOll strategischer 
Bedeutung" aufgelistet. Unter I. A sind 
"Waffen . l\lunition und Rüstungsmate· 
rialien", unter I, B .,Internationale 
Kernenergieliste" und unter I, C "Son· 
stige Waren von Strategischer Bcdeu· 
tung" gemäß Unterschriften aufgefUhrt. 
Auf die Anfrage des MdB Czaja nach 
der Qualität der dort aufgelisteten Wa· 
ren antwortete die Bundesregierung am 
15.9.1982: " Danach müssen die Waren 
und Technologien so beschaffen sein, 
daß sie einen bedeutenden Beitrag zum 
militärischen I'otential der vom Embar· 
go betroffenen Länder leisten und sich 
somit nachteilig auf die Sicherheit der 
Mitgliedsstaaten auswirken. Generell 
sind es Materialien, Ausrüstungen und 
Technologien, die fUr die Waffenpro· 
duktion besonders konstruiert sind und 
dafUr verwendet werden, bei denen eine 
in einem angemessenen Zeitraum nicht 
behebbare Mängellage besteh!. .. ,. 
Diese Aussage bezieht sich offensicht· 
lich auf die Staaten des Warschauer 
Vertrages. Da aber Südafrika gewiß 
weniger selbständig in der Rüstungspro· 
duktion als die Sowjetunion ist und mit 
Zustimmung der Bundesregierung in 
der Resolution 418 als "Gefahr rur den 
Weltfrieden und die internationale Si· 
cherheit" bezeichnet wurde, trifft die 
bezüglich der Warschauer Vertrags.S taa. 
ten gemachte Definition auch auf Süd· 
afrika zu. 
Die Behauptung, die nach Südafrika ge· 
lieferte n genehmigungsbedürftigen Wa· 
ren seien "nichtmilitärisch und vom 
Embargo nicht betroffen", ist also 
falsch. 

Verletzunge n 
des Rüstungsembargos bis 1981 ... 

Bereits in einer Presserneldung der Anti· 
Apartheid.Bewegung (AA B) anläßlich 
der Bekanntmachung, daß zwei Minen· 
kampfboote und die Lizenz zum Bau 
weiterer derartiger Boote durch die Bre· 
mer Werft Abeking & Rasmussen an 

Südafrika geliefert wurden, die die A.-\B 
am 29.6.1981 hcrausgab, wurden fol· 
gende Brüche des Rüstungsembargos 
aufgelistet: 
- Jsotopenmeß. und Oberwaehungsge. 
rät fUr die Urananreicherungsanlage 
durch die Farian GIIJ-l, Oberhausen· 
Sterkrade lieferte daftir Spezialkom. 
presSoren; 
- ElektrostrahlenperforiermJSchine fur 
die Urananreichungsanlage durch die 
Firma Steigerwald in ~Iünehen; 
- Spezialmotoren fUr Raketenschnell· 
boote durch l\ITU, Friedrichshafen; 
- Airbus Flug-leuge mit Verwundeten· 
transport· uno Auftankausriistung, 
durch Beteiligung der Deutschen Air· 
bus, München an dem Airbus·Konsor· 
tium: 
- 3.000 Militärfahneuge durch !\lag[· 
rus·Oeutz, Ulm: 

300 Unimog·!\Iilitärfahrleuge durch 
Daimlcr·Benz, Stuttgart; 
- ein militärisches Versch lüssc1ungsge· 
rät durch die schweizer Siemens·Toch· 
ter Crypto: 
- 150.000 in Portugal mit bundesdeut· 
scher Lizenz gefertigte und mit Gench· 
migung an Apartheid·SürJafrika geliefer. 
te G·3·Gewehre; 
- jeep·Produkt ion durch die südafrika· 
nische VW.Tochtergesc1lschaft; 

- Produktion von !\Iotoren rur gepan· 
zerte Fahrleuge und l\lilitär·LKlI's nach 
Daimler·Benz·Lizenz, m der durch 
hauptsächlich bundesdeutsche Firmen 
errichteten Fabrik Atlantis Diesel 
Engines: 
- Produktion von !\Iilitäre!ektronik 
durch die Siemens·Tochter SAl\1ES; 
- Produktion von Treibstoff für die 
Rassisten·Streitkräfte und \'on Spreng. 
stoff.Ausgangsprodukten durch die 
nach BRD.Technologie und von 
BKD· Firmen hauptsächlich erbauten 
Sasol·Fabriken. 

... und jene, 
die nach 1981 bekannt wurden 

- Inzwischen sind 10.000 !\Iilit ärfahr· 
zeuge von Magirus. Deutz, Ulm, ange· 
liefert worden (Angabe von Werksange· 
hörigen). 
- Schätzungsweise 6.000 Unimo~ 

wurden geliefert (Berechnung nach An· 
gaben im Bunde stag). Es sind Fahrleu· 
ge, die rur die Aufnahme \'on Waffen. 
z.B, den Raketenwerfer Valkiri, speziell 
ausgeriistet sind und daher nur mit Ge· 
nehmigung Bonns ausgeführt werden 
durften. 
- Die Kanone G·5 wird in der Selbst· 
fahrversion von einem 75·PS l\lagirus. 
Deu tz·.\'lotor gezogen (A nned Forces, 
Dezember 1982 und Janes Ddensc: Re· 
view, j g. 4, NT. 1/1983). 
- Die 525 PS ftir die Panzerhaubitze 



G-6. die nach Auskunft \"on Rassisten­
\'erteidigungsminister Malan auch 
Atomgeschosse \'erschießen kann (The 
Citizen. 13.9.1982). werden ebenfalls 
\'on einern luftgekühlten ~Iotor \'on Ma­
girus Deutz erbracht. 
- Die Firmen Rhcinmetall. Dilssddorf. 
Wasag. Dülmen. 0110 junker. Lamers· 
dorf, Süddeutsche Baubeschlägdabrik. 
München. lieferten die Munitionsmll· 
anlage rur die Artilleriegeschosse, die 
durch die G·5 bzw. G·6 verschossen 
werden (eigene Information). 

Die Luftwaffe des Marionettcnstaa­
tes Bophuthatswana ist mit einem Auf­
klärungsnugzeug ]> 68 BObserver, das 
von einer italienischen Firma in Zusam­
menarbeit mit der l\IBB(Messerschmitt­
Bölkow.Blohm).Tochter Sporlavia­
Pützer gebaut wurde, ausgerüstet (Mi. 
la\'news, Aviation Advisory Servke~, 

januar 1983, S.20; Janes All, The 
World's Aircraft. 1981·82. S. 137/ 138). 
- Der Marionetten·Staat Transkei in 
mit einem Militar-LK W von MA:-; aus­
gerüstet (eigene Information). 

Die Marionenen-Annee Namibia Na­
tional ]-Iome Guard ist mit G-3-Geweh­
ren und 1III-21-Maschinengewehren, 
deren Verkaufsrechte die Firma lIeck­
!er & Koch hat, ausgerüstet (mehrere 
Kommun iques der SWAPO). 

Finna Mahr, Eßlingen, lieferte ein 
Präzisionsmeßgerät zur Prüfung \'on 
schwerer ~lunition an den Armscor Be­
trieb Naschern (Factory Equipment & 
l\laterial.juli 1983). 

SEL, StuHgart lieferte fiberoptische 
Systeme (Sunday Times, johannesburg, 
30.8.1981, S.5). Die Ausfuhr ist geneh­
migungsbediirftig. 
- Firma j osl, Neu-Isenburg ist mit der 
lIersteliung von Flugzeugfahrgestellen 
in der Niederlassung in Kempton Park 
beschäftigt (J'-actory Equipment & Ma­
terials, johannesburg, juli 1983 und 
Transport 8.: Traffic. Juli 1983). 
- Die Sondereinheit Special Comman· 
dos der rassistischen Streitkräfte ist mit 
G-3·Gewehren, Schlauchbooten von 
B~IW und Romika Gummi·Sehuhen 
ausgerüstet (Augenzeugen) . 

Aktionswoche gegen militärische Zusammenarbeit 
Im Sommer odcr Herbst 1985 findet eine 
bunde~wcite Aklioß5woche zu den drei 
Schwerpunktthemen 

• Rassismus im Sildlichen Afrika. 
• Kolonialismus gegen Namibia. 
• Militarischc Kollaboration der BRD mit 
dem Rassi.\lenregime 
statt. Schwerpunkt der Aktionswoche wer­
den 3- bis 7w.gige Blockaden gegen Firmen 
oder Einrichtungen sein. die militiirische 
Gliter oder Ausriistungen an Südafrika lie· 
fern. 

Die Aktionswoche wird abgeschlossen mit 
einer gToßen Masscnaktion (Memchenkette, 
Demonstration, Kundgebung), auf der vor 
allem authentische Vertreter der Befreiungs­
bewegungen im Sudlichen Afrika ~u Wort 
lommen. 
Zur Mobilisierung für die Aktionswoche 
wird eine mehnnonatige Informationskam­
pagne zU den drei Schwerpunktthemen ab 
Jahresbeginn stattfinden. 
Zur Vorbereitung der Aktiomwoche haI sich 
eine Gruppe aus AAB, BUKO, PAX 
CIIRISTI und RUF gebildet. 

- Im Marionetten-Staat Ciskei haben 
bundesdeutsche Firmen eine Waffenfa­
brik errichtet (Argus, 24.6.1983; Radio 
Stidafrika, johannesburg, 21.00 gmt, 
22.6.1983). 
- BMW lieferte an die Apartheid­
Streitkräfte 40 Motorräder (Rand Daily 
Mail,7.1.1984). 
- Die Firma Siemens installierte den 
Streitkräften der RassiSlen ein hochmo· 
dernes Telefonsystem (Uniform, 
27. 1.1984; :0 Zeitschrift der rassisti­
schen Streitkräfte). Derartige Zentralen 
dürfen als "strategische Waren" nicht in 
die Sowjetunion gel iefert werden (Die 
Welt,23.7.1984). 
- Die Firma Liebherr lieferte Masch i­
nen .;zum Bau von Rollbahnen und 
Flächen fiir zwei Flugplätze" (Con­
struetion Week. johannesburg, 30.1. 
1984). 

- Die Hamburger Firma Servotech des 
Großaktionärs der Finna Otrag Press 
lieferte 1980 100.000 Granaten, 1981 
13.000 Gewehre, Granalen, 100.000 
Schuß Munition aus Südkorea und steil­
te mit den Flug'leugen der Frankfurter 
Firma FG Flugleasing die Transport . 
mittel (z.B. Neue Kronen Zeitung, 
Wien, 14.5.1981; Times, London 
14.5.1981; Observer, London. 
17.5.1981; General Anzeiger. Bonn, 
25.2.1982; Sunday Tribune, johannes­
burg, 14.10.1982). 
- Auch die Bremer Speditionsfirma 
Kühne & Nagel war durch eine Nieder­
lassung in London mindestens 31 mal an 
diesen Waffentransponen beteiligt (Die 
Wochenzeitung, Zürich, 21.1.1983). 
- Und auch die südafrikanische Nie­
derlassung der Duisburger Firma Haniel 
diente sich als Spediteur der staatlichen 
Waffen firma Armscor an (Finance 
Week. Johannesburg, 26.5.1983). 
Die Firma IBCOL, Ottobrunn, eine 
Verkaufsagentur der Finna MBB, ver­
treibt auch angeblich in Siidafrika her­
gestellte, ferngelenkte Kleinnugzeuge 
(Interavia. NrA/l983, S.345). Da die 
Rassisten nur Bruchteile derartiger 
Flugzeuge selber produzieren. dürften 
wohl in Wirklichkeit MBB/lBCOL-Flug­
zeuge in Ottobrunn und in Südafrika 
ausgeliefer t werden. 
Rüswngstechniker des Apartheidstaates 
e!Warben sich 1984 wie schon 1982 auf 
den internationalen Tagungen des staat­
lichen Fraunhofer Instiluts riir Treib­
und Explosionsstoffe. Karlsruhe, 
Kenntnisse zu r Vervollkommnung ihrer 
Mordgeräte. Auf die t' rage des l\IdB 
Schwenninger (Die Grünen) antwortete 
Staatssekretär Würl.bach vom Bundes­
verteidigungsministerium, die Teilnah­
me der Rassisten .,Iiegt im Interesse der 
Bundesrepublik Deutschland" (Deut­
scher Bundestag, 7.3.1984). 
In der offiziellen Bundeswehr·Zeit­
schrift ,.Kampftruppen·', Nr. 6/1983, 
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schreibt ein H.J. Kreker sogar. er und 
seinesgleichen könnten ohne die Ras· 
sisten nicht leben. "Wir müssen endlich 
begreifen, daß dieses Land ein lebens­
wichtiger Verbündeter des Westens ist." 
In der offiziösen "Europäischen Wehr­
kunde", Nr. 7/1984. darf neben e inem 
Artikel von Generalinspekteur Alten­
burg über das Attentat vom 20. juli 
1944 auf Hitler, Konteradmiral a.D. 
Poser einen rassistischen Pro-Apartheid. 
Artikel verbreiten. Vlrich Wegener, 
Bundesgrenzschutzkommandeur, be­
zeichnet die Befreiungsbewegung ANC 
als "Terroristen" (Die Welt, 3.2.1984). 
Der BND wiederum - angeblich ohne 
Wissen und Auftrag des Bundeskanzlerll 
und auf Geheiß von Bayerns Minister­
präsident Strauß - arbeitet der in 
Mo~ambique operierenden südafrikani· 
sehen Terrororganisation MNR zu 
(Spiegel, 2.1.1 984). 
Wie schon 1967. als die Rassisten dem 
BND einen gefangenen sowjetischen 
Kundschafter Loginow zum Austausch 
rur sechs in der Sowjetunion gefangene 
BND-Kundschafter zur Verrtigung stei­
len, so stellten die Rassisten auch 1982 
den gefangenen sowjetischen Kund­
schafter Koslow, der dann von Bonn ge­
gen acht ßND-Leute ausgetauscht wur­
de, zur Ver fUgung (RSA Presse-Report, 
12.8.1982: S.A. I'anorama,juli 1982 ), 
über ein jahr konnten die rassistischen 
Streitkräfte mittels einer Adresse in 
7094 Vnterschneidheim und mit An­
noncen in SöldnerzeilSehriften (z.B. 
Eagle, April 1984) Mordwillige anwer· 
ben, obwohl derartige Anwerbungen 
hier verboten sind. 
Unbefangen urteilende Personen müs­
sen angesichts all dieser Aktivitäten zu 
der Erkenntnis kommen: Die Regierung 
der ßRD unterstützt bewußt das rassi­
stische Regim e in Südafrika. 
Zur Zeit arbeiten kirchliche Gruppen, 
Solidaritätsgruppen. Teile der Friedens­
bewegung ftir die EinfUhrung gleicher 
Rechte rur alle Menschen in Südafrika 
und ftir die Beendigung der bundesdeut­
sehen Beteiligung am Kampf der Ras­
sisten. 

Was ist zu tun? 

Informationen der hiesigen und interna­
tionalen Offentlichkeit sowie Behinde­
rungen, Blockierungen der verfassungs­
widrigen Lieferungen und Aktivitäten 
können und werden dazu beitragen. die 
blutigen Aktivitäten der Rassisten in 
Südafrika einzuschränken. 
ANC und SWAI'O, die einzigen Org-.lni­
satiOllen in Südafrika btw. Namibia, die 
allen Menschen offen stehen, müssen als 
die wirksamsten Kräfte :wr überwin­
dung des Apartheidsystems unterstützt 
werden. _ 
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Neue Stufe 
des Widerstands 

Generalstreik in Transvaal. gewaltsame 
Auseinandersetzungen in den schwarzen 
Wohnvierteln. den .. townships", Boy­
kott von Schulen und Universitäten, das 
sind die SChlagzeilen, die bis Ende 1984 
die Informationen über Südafrika be­
stimmten. 
Wenn es nach dem Willen der I-Ierrschen· 
den Südafrikas gegangen wäre, wäre das 
jahr 1984 durch die sogenannte Verfas­
sungsreform, die den Indern und Farbi­
gen in einem Dreikamml'rnparlament ei· 
ne scheinbare JI.Iitregierung ermöglichen 
soll. und durch die außenpolitischen 
"Friedensaktivitäten" des Apartheid­
staates gegemiber seinen Nachbarlltaaten 
geprägt worden (vgl. AlB 5/1984, S. 
4ff.). 

Der Plan d,'s IH'Uen Staatsprasidenten 
Pieter W. Botha ging jedoch nicht auf. 
Nicht die RegierungsinitiativeIl be­
stimmten das Bild Südafrikas in der Welt­
öffentlichkdt, sondern die Ak lianen der 
schwarten ßcvölkerungsmehrheit gegen 
dic Apartheid. 
Seit januar 1984 dauern die Studenten­
und Schükrslrciks an. Anläßlich der 
"Wahlen" ftir die Farbigen und Inder 
Ende August 1984 erreichten sie mit 

800.000 Beteiligten ihren Höhepunkt. 
Die jugendlichen fordern die Abschaf­
fung der diskriminierenden Bantu­
Erziehung, beteiligen sich aber auch an 
weitergehenden politischen Kampagnen, 
z.8. gegen die neue Verfassung oder rur 
die Freilassung politischer Gefangener. 
Einer ihrer Forderungen mußte die Re· 
gierung bereits nachgeben. Die Einftih· 
rung von schwarzen Schülerräten wurde 
Anfang Oktober 1984 zugt;sagt. 1 

Gegen die Wahlfarce rur Inder und Far· 
bige mobilisierte die Vereinigte Demo­
kratische Front (UD I') einen erfolgrei­
chen Boykott. Lediglich 18% der Wahl­
berechtigten gingen an die Urnen (sieh e 
AlB 10/ 1984, S. 25ff.). Botha erhielt 
auch hier nicht die angestrebte Legitima­
tion seiner I'olitik. deren Kernstuck die 
Leugnung des Selbstbestimmungsrechts 
der überwältigcnden Bevölkerungsmehr­
heit des Landes ist. 
Dksc Entwicklungen volltiehcn sich vor 
dem Hintergrund einer tiden wirtschaft· 
lichen Krisc. Die Inflationsrate betrug 
1984 mind<'stens 12,5%, der Wechsel­
kurs des Rand sank von 0,85 auf 0,5 
(SCJ-ltember 1984) DoIIM. Ein Vertrl·tcr 
der Barc1ays Bank stellte zur wirtschaft· 



lichen Lage des Landes fest: "Die Lage 
hat sich erheblich verschlimmert. Unsere 
Konjunkturzahlen fur September zählen 
zu den düstersten, die unsere Wirtschaft 
je erleben mußte. "2 

Diese wirtschaftliche Krise trifft die 
Schwarzen am härtesten: steigende Ar­
beitslosigkeit - rur sie lag sie 1984 bei 
mehr als 20% -, sinkende Reallöhne und 
überdurchschnittliche Verteuerung der 
lebensnotwendigen Güter wie Nahrungs­
mitld und Energie. 
In dieser Situation mußte die Ankündi­
gung der Erhöhung der Mieten und kom­
munalen Dienstleistungen in den "town­
ships" zum 1.9.1984 durch die schwar· 
zen Stadträte wie der sprichwörtliche 
Tropfen, der das Faß zum überlaufen 
bringt, wirken. 
Diese schwJn:en Stadträte sind Ende 
1983 gewählt worden. in einigen Orten 
mit Wahlbeteiligungen unter 10%. Ihre 
Einrichtung im Rahmen der neuen Ver· 
fassung sollte den Anschein von Selbst· 
verwaltung auch rur die afrikanische Be­
völkerungsgruppe erwecken. Dabei be­
steht ihre vornehmste Aufgabe darin, 
sich selbst zu finanzieren - aus den Geld­
beuteln der meist ohnehin am Rande des 
Existenzmini'mums lebenden "town­
ship "-Bewohner. 
So nimmt es nicht Wunder, daß sich der 
Widerstand in den "townShips" zunächst 
gegen diese "Vorposten der Apartheid" 
richtete; öffentliche Einrichtungen der 
sog. Bantuselbstverwaltung, Geschäfte, 
Tal)kstdlen und Trinkhallen schwarzer 
Stadträte wurden zerstört. 
Die Stadträte selbst ließen sich von ihren 
weißen Herren schützen, nachdem einige 
von ihnen von aufgebrachten Schwarzen 
getötet worden waren. Ihnen wurde Kor­
ruption und Wirtschaften in die eigenen 
Taschen vorgeworfen. 

Das Faß zum überlaufen gebracht 

In nahezu allen "townships" rund um 
J ohannesburg und Pretoria, aber auch in 
der Kapprovinz kam es 1U derartigen An­
griffen auf öffentliche Einrichtungen, 
sowie 1U I'rotestversammlungen und 
-demonstrationen. Unterstützt wurden 
diese Aktionen in den schwar..:en Wohn· 
vierteln durch Schul- und Universitäts­
boykotte, Aktionen des Umkhonto Wl: 

Sizwe (Speer der Nation) dem bewaff­
neten Flügel des Afrikanischen National· 
kongresses (ANC) und in einigen Orten 
durch eintägiges "Wegbleiben" vom Ar­
beitsplat..:. 
Das Regim.· in I'retoria reagierte auf die­
se Proteslwelle mit den "bewährten" 
Milteln: Verhaftungen, Bannungen von 
politischtn Veranstaltungen - darin ein­
geschlossen waren die Beerdigungen der 
von der l'oliZl'i Ermordeten -, sowie 
dem Einsat1 von Tränengas, Schrot und 

Hartgummigeschossen gegen Demon· 
strierende. 3 

In der Nacht zum 23.10.1984 wurde 
erstmals massiv Militär in den "town­
ships" eingeSetzL 7.000 Mann der 
Armee und Polizei umstellten die Ghet· 
tos Sebokeng, Sharpeville und Boipa· 
tong, durchsuchten in wenigen Stunden 
mehr als 15.000 Häuser und überpriiften 
ca. 226.000 Menschen,4 angeblich auf 
der Suche nach "krimine[[en und revolu­
tionären Elementen", so der Minister rur 
Recht und Ordnung, Louis LeGrange. 5 

Die UDr erklärte, der Einsatz des Mili· 
tärs komme einer "Kriegserklärung an 
das Volk von Südafrika "gleich. 6 

Auch der Weltsicherheitsrat verurteilte 
am 23.10.1984 Südafrika wegen des 
Vorgehens der Sicherheitskräfte. Bei der 
Abstimmung enthielten sich - bezeich­
nenderweise - nur die USA. 7 

"Der größte politische Streik" 

Die Razzien in den "townships" und die 
wachsende Brutalität der Polizei waren 
der Auslöser rur den Generalstreik in der 
Provinz Transvaal vom 5./6.11.1984. 
Von .-ebruar bis Ende Oktober waren 
immerhin mehr als 130 Menschen in den 
Auseinandersetlungen getötet, Hunder­
te verletlt 8 und mehr als 3.000 verhaf­
tet 9 worden, darunter zahlreiche Führer 
des Widerstandes, vor allem der UDF. 
Der Generalstreik, mit dem es gelang, das 
industrielle Zentrum des Landes nahezu 
lahmzulegen, war von einem breiten 
Bündnis' aus Gewerkschaften, Studen­
ten· und Schülcrorganisationen und an­
deren WideTStandsgruppen ausgerufen 
worden. Es war der "größte politische 
Streik von Schwanen in der Geschichte 
des Landes".lO Selbst offizielle Stellen 
mußten zugeben, daß sich nahezu 1wei 
Drittel, in einigen Orten mehr als 90% 
der Arbeiter an dem Streik beteiligt hat­
ten. 
Die Streikenden forderten den Abzug 
der Sicherheits kräfte aus den "town­
ships", den Rücktritt der schwar..:en 
Stadträte, Freilassung aller politischen 
Gefangenen, die Verringerung der erhöh· 
ten Mieten, der Preise fUr Dienstleistun­
gen und der ungerechten Steuern. 11 

Der Präsident des Streikkomitees Thami 
Mali erklärte zum Ausgang des Ausstan­
des: "Wir haben der Regierung bewiesen, 
daß wir über Macht verfUgen und, daß 
wir sie einsc\zen können wie wir es 
wünschen. Keine Einschüchterung durch 
den Staat kann das Volk auf seinem Weg 
zur Befreiung aufhalten. "12 
T. ~Iali hob außlTdem die Beteiligung 
der beiden Gewerkschaftsföderalionen 
Gewcrkschaftsral Südafrikas (CUSA) 
und Föderation südafrikanischer Ge· 
wt.Tkschaften (FOSATU) hervor, dic 
über 300.000 Mitglieder verrtigen. Es war 

das ef$te Mal, daß sich diese beiden Orga­
nisationen an einem politischen Streik 
beteiligten. 
Alfred Nzo, Generalsekretär des ANC 
betonte in einer Stellungnahme den poli­
tischen Charakter des Streiks und die 
Einheitlichkeit des Handelns der unter­
schiedlichen Gruppen des Widerstandes. 
Die Regierung BOlha hatte auch dem 
Generalstreik nichts anderes entgegen­
zusetzen als neuerliche Verhaftungen, 
bewaffnete überfalle auf Demonstran­
ten (während des Streiks kamen 22 Men­
schen ums Leben) und Durchsuchungen 
der Büros wichtiger gewerkschaftlicher 
und politischer Organisationen. 
Daß diese Einschüchterungspolitik der 
Regierung den Widerstand zerstören 
kann, ist mehr als fraglich. 
Der erfolgreiche Boykott der Wahl farce 
vom AugUSt 1984, die Lahmlegung der 
schwanen Stadträte, der Generalstreik 
und der gemeinsame Kampf von Ge­
werkschaften, Schüler- und Studenten· 
organisa tionen, Frauen·, kirchlichen und 
politischen Verbänden hat die Wider· 
standsbewegung sowohl politisch als 
auch organisatorisch gestärkt. 

Die nichtrassischen Gewerkschaften 
konnten ihre Mitglieder..:ahlen weiter er­
höhen. Die bevorstehende Bildung eines 
gewerkschaftlichen Dachverbandes wird 
ein wichtiges Element bei der Verein­
heitlichung des Widerstandes gegen das 
Apartheidregime sein. Die Vereinheit­
lichung des Widerstands driickt sich auch 
im Anwachsen der UDF aufmittlerweile 
700 Organisationen aus. Wegen ihrer 
fUhrenden RoUe bei den Massenaktionen 
ist sie wr Hauptzielscheibe der Angriffe 
des Regimes geworden. Die meisten ihrer 
Führer sind verhaftet, und der Minister 
fur Recht und Ordnung LeGrange ver­
sucht sie zu isolieren, indem er ihre Ziele 
mit denen des ANC und der Südafrika­
nischen Kommunistischen Partei 
(SACP) gleichsetzt. 
Daß die UDF bisher noch nicht verboten 
wurde, hängt u.a. mit ihrem wachsenden 
Einfluß sowie mit der internationalen 
Anerkennung, die sie auch durch den 
Friedensnobelpreis rur einen ihrer 
Schirmherren, BischofTutu,genießt, zu­
sammen. 

Anmerkungen: 
I) Siehe: Süddeutsche Zeitung (SZ), 

München, II 10.1984 
2) FrAnkfurter Allgemeine Zeitung, 

!'I. I 1.1984 
3) Vgl. SZ, !'I. I 1.1984 
4) Ang' .. ben nach: In ternational Herald Tri-

bune (HIT), Paris/Zürich, 24.10.1984 
!'I) Ebenda 
6) Frankfurter Rundschau, 9.10.1984 
7) Si.,hc: Lc Monde, Paris, 2!'1.10.1984 
8) Ang'Aben nach: Guardian, 1.ondon, 

30.10.1984 
9) Ang-Aben nach: TageS1;citung, 20.11.1984 

10) lHT,IS.l1.l984 
11) Vgl.Guardian,!'I.lt.1984 
12) lHT,8.11.l984 
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Nikaragua 

Rene Lechleiter 

"Die stärkste Waffe ist das Volk" 

Sand'";";Kh. Wah! ..... " D. On.p. Ir.) und S. Rom" •• : Menschenochi •• ,< vor .,nem WahUohl (Fmos: R. Lechi.;,.,) 

"Wir bieten hier n ich ts Spektakuläres. 
Unser Hauptzicl ist es, den revolutionä~ 
ren Prozeß fortzusetzen, ihn zu komoli­
dieren. Wir wollen allen Schichten die 
~Iöglichkeil geben, sich daran zu beteili· 
gen und letztendlich die Vorherrschaft 
der arbeitenden Massen sichern." 
Der dies in einem Gespräch. kurt: vor 
dem 4. 1\'ovember 1984 sagt, ist der Vor­
sitzende des Staatsrates und Revolu­
tionskommandant, Carlos Nunez. "Wir 
wollen beweisen, daß diese Revolution 
auf eine legitime Mehrheit innerhalb des 
nikaraguanischen Volkes bauen kann. 
Diese Wahlen sind ein rC\'olutionärl"s 
Plebiszit gegen alles, was mit dem Wort 
Somoza verbunden ist und insbesondere 
gegen den nordamerikanis<::hen Imperia­
lismus." 

Ein einwandfreier Wahlprozeß 

Dieser Beweiß ist ta tsächlich und in über­
zeugender Weise gelungen. 

Von den über 400 :tUm Wahltag in Nika­
ragua anwesenden ausländischen Be­
obachtern ließ sich nur gerade einer dazu 
hinreißen, dem Urnengang die Legitimi­
tät abzusprechen, weil angeblich "die 
Pressefreiheit" nicht gewährleistet ge­
wesen sei. Dabei konnte sich gerade in 
den letzten Wochen vor den Wahlen das 
Sprachrohr der Rechtsopposition, "La 
Prensa", Verdrehungen und Untecs<::hla­
gungen erlauben, welche die Toleranz­
grenze mehr als strapazierten. 
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Von überall her waren sie gekommen, 
aus Westeuropa, den USA und Kanada; 
Parlamentarier, Vertreter von Parteien, 
KuIWf5<::haffende, Universitätsprofes­
soren, Intellektuelle. Und sie stellten. 
jeder mit seinen Worten und Schwer­
punkten, übereinstimmend fest: Dieser 
Wahlprozeß war in politis<::hem und lech­
nisdlem Sinne einwandfrei, ja in gerade· 
zu vorbildlicher Weise durchgefUhrt wor­
den. 
Das allgemeine, freie und geheime Wahl­
recht war gewährleistet, auch kleinere 
Parteien hatten umfassende Möglichkei­
ten zur politischen Propaganda. 
Diese Feststellungen sind insofern wich­
tig, wdl in den USA diese Wahlen von 
vornherein dIs .. Farce", als unrecht­
mäßig und undenlOkratisch abgestem­
pelt wurden, und ein Teil der großen 
i\lassenmedien diese Behauptung über­
nahmen. 
Nord Astorga. Vile-Außenministerin. 
von den USA wegen ihrer Guerilla-Ver­
gangenheit als BOlSchafterin in W.ishing­
ton abgdehnt. meinte dazu lakonisch: 
,.Die einzigen Wahlen. wdch(' die USA 
als 'sauber' akl;e~tieren würdl'II, wän'n 
solche. die mit eilll~r Nied("rlagl~ der 
FSLN ellden würden," 

Rückblickend k,lIln m,lIl sajown, daß die 
Wahlen ill Nikaragua dnell weher<:n 
~ I arkstein im revolut ionären Pro.:eß d.ar­
stellen. 
Die beiden Haupt.:ielc sind I'Trdcht wor­
den: Konsolidierung nat'h iunen und 
juristischIpolitische I\bsichcrung Ilat;h 

außen. Dem wieclergewählten US-ameri­
kanischen I'riisidenten Reagan steht in 
Nikaragua eine vollauf legitimierte Re­
gierung gegenüber. Und das ist angesichts 
der Interventionsgdüste äußerSt wichtig. 
Einen ersten Beweis rur die innenpoli­
tische Konsolidierung der Revolution 
halle die massive Einschreibung in die 
Wählcrregister gebracht. Ein Schlag, der 
mit allen Boykottaufrufen nicht mehr 
wettgemacht werden konnte. Dann 
konnten Notstandsmaßnahmen aufge­
hoben und die Zensur weitgehend ge· 
lockert werden (außer in Militär- und 
Sicherheitsfragen), 
Schließlich kam ein umfassender Diskus­
sions- und politischer Definierungs­
pro.:eß in Gang, der nicht nur die Mas­
sen. sondern auch die I'arteien selbst er­
faßte. Selbst die regierende 1'5Li\" hatte 
ihre Vorstellungen in einer 23 Punkte 
umfassenden Wahlplallform genaun 
umschrieben (siche AlB 10/1984. s, 
10f.) und die Strukturen der Org'lIli sa­
tion . die im Sdreiungsk.lIl1pf herange­
"achsen waren, panclmäßigercn For­
men angcpaßt. 

Am Wahl tag kam dann die quantitative 
Bt'stätigung: 75% Wahl beteiligung, 2/3 
wähllt'n dk FSLN, 1/3 die Oppositions­
partden. Dk traditionell<- Rechte. di.· 
sich beteiligte (Demokratislh-Konscrva· 
tive und Unabhängig-I.ibt:r"lt:). stell! mit 
24% eine nennenSW"rt,· Kraft d"r. Auf 
die links \on dcr Mitte stehende Christ· 
lich-Sozialt: Volkspartei entfiel über 5%. 
Die drei Linksparteien hallen ,·il1\:n 



schweren Stand, operierten mit Grund­
satzpositionen, die schwer auf die kon­
krete Realität des Landes anwendbar 
waren und erreichten zusammen knappe 
4% der Stimmen. 
Es würde einer eurozentrislischen Be­
trachtungsweise entsprechen, wenn man 
die Wahlen vom 4. November auf das 
Einwerfen des Stimmzettds reduzieren 
würde. 
Nach einem halben Jahrhundert, in dem 
es nur frisierte oder gar keine Wahlen 
gab, die Regierungsgewalt von Partei zu 
Panei oder Familie zu Familie vererbt 
wurde, bedeutet dieser erste wirklich 
freie Wahlgang in sich schon eine demo­
kratische Errungenschaft. 
Dies ist jedoch nur ein reil eines viel 
umfassenderen Prozesses. Danid Ortega 
sagte auf einer Kundgebung vor Arbei· 
terinnen und Arbeitern der Carratera 
Norte in Managua: " Es wäre rur uns viel 
einfacher gewesen, sofort nach dem Sieg 
der Re\'olution Wahlen durchzuruhren. 
Aber wir erachte ten es als viel demokra­
tischer und gerechter, daß unser Volk 
zuerst schreiben und lesen lernt, und daß 
das Volk zuerst seine Massenorganisa­
tionen aufbauen kann, bevor wir hier 
Wahlen abhalten." 
Mit dem angeeigneten Wissen und durch 
die Organisierung kamen in allen Be­
reichen des öffentlichen Lebens Bewußt· 
seinsprozess(' in Gang, die dann wieder 
auf die Wahlkampagne zurückwirkten. 
Die Menschen wollen mitreden und be­
stimmen, wie es weitergeht in den Stadt· 
teikn, am Arbeitsplatz, mit der Gesell· 
schaft. 
Anschauungsunterricht, was da rur ein 
Neubeginn, eine wahre Aufbruehstitn­
mung herrscht, bekommt man in Nikara· 
gua auf Schritt und Tritt zu sehen. 
t:s sind diese Eman:dpationsprozesse, 
welche die wütende Reaktion der frühc­
ren Hcrrschaftskrcise und spezie!! der 
Administration in Washington hervor­
rufen. Dem US-Imperialismus fallt ein 
Zacken aus der Krone, wenn eines seiner 

bisherigen Schäfchen den Weg der natio­
nalen Unabhängigkeit und Selbstbestim­
mung beschreitet. 
Es waren denn auch dk Rechtsparteien 
der Demokratischen Koordinat ion 
(CDN), die durch ihr durch nichts zu 
begründendes Abseitsstehen, undemo­
kratisch handelten und ihren Anhängern 
keine Möglichkeit gaben, sie zu wählen. 
Den undemokratischsten E.ingriff über­
haupt leisten sich die USA durch Aus­
rüstung und Finanzierung der konter­
revolutionären Söldnerbanden. Nach­
dem diese schon während der Tagc der 
Einschreibung in die Wahlregister acht 
Bauern umgebracht hatten, sind in der 
Zeit unmittelbar vor dem 4. November 
ein Wahlschutzpolizist sowie zwd Ver­
antwortliche ,'on Umenlokalen brutal 
ermordet worden. 

Krieg auf allen Ebe nen 

Diese Vorgehensweise entspricht cxakt 
dcn Leitlinien, wie sie in dem vom CIA 
ausgearbeiteten Handbuch rur "Psycho­
logische Operationen im Guerillakrieg" 
vorgegeben werden. 
Demnach sollen Funktionäre des Staates 
gezielt "neutralisiert" (im Klartext: um­
gebracht ) waden, sollen "Märtyrer" ge­
schaHen werden, die fUr die Propaganda 
gegen die Regierung genut1.l werden sol­
len. Außerdem will man die Unzufrie­
denheit Unler dem Lumpenproletariat 
schüren, um antisandinistische Demon­
strat io nen inszenieren zu können. 
Dieser "nichterklärte Krieg"gegcn Nika­
ragua hat nach Angaben von [nnenmini­
ster Tomas Borge - einmal abgesehen 
von den riesigen materiellen Schäden -
bis zum Oktober 1984 7.300 Mcnschen­
opfer (Tote, Verwundete, Venehleppte) 
gekostet. Das sind. auf die E.inwohner­
zahl bezogen, protentual mehr Tote, als 
die USA im Vietnam krieg zu verzcich­
nen hatten. 
Besondere Abscheu erregte der Uberfall 

Ergebnisse der Wahlen vom 4. 11. 1984 

J::inge>chricb~ne W .. hlcr: 
Abgegebene Stilßmcn bei der Wahl de' Priuidcnten: 
Wahlbeteiligung: 
Ungtiltige und leere Stilßlß~ettd: 

Parteien 

S~ndilliqi'chc Fron! d"r i'\atIUIl"J.:1l Bcf'ciun~ (FSLi'\) 
Dem()kr~li"he KO""-r\·dli~~ Pa'l~i Xikardgu .. , (PCD:-.1j 
l:"ahh.lllg;g'· Lib~mk Part~; (r LI) 
(.llJi,t!ith·Soziak \' olkspanci (PPSC) 
Kommuni,t ;"he Pdrt~i :-<ibrd~as (PCN) 
Sozi.J.li""dlt· Pan"; N;kau~J' (PSN) 
ßn,~)(Unl: d," Volk"lklion·.\lL (~IAP·~ILl 

1",51.5 79 
1.170.142 

75,4 % 
71.205 

Wahlerstimmen Sitte im 
(Prii,idcnt>Chafl) PJrlamcnt 

735.967 (61.0%) 6\ 
1:'4.327 (\4.0%) 14 
105.560 ( 9,6%) 9 
61.199\ 5,6%) 6 
16.034 ( \,5%) 2 
14,494 ( 1,3%) 2 
11..'152 ( 1,0%) 2 

1.098.933 (100%) 96 

auf die landwirtschaftliche Genossen· 
schaft ,Jaime Meza" bei San Gregorio. 
Ein 60·mm-Mörsergeschoß explodierte 
am f rühstückstisch einer Gruppe von 
Kindern. Sechs wurden zerfetzt und drei 
weitere griißl ich verletz t. 
Die mörderischen Umtriebe der "Con­
tras" sind nach wie vor nur eine der 
Achsen des Aggressionskrieges der USA 
gegen Nikaragua. Dieser wird gleichzeitig 
auf weiteren Ebenen geführt: 
• wirtschaftlich: Verweigerung jegli­
cher Wirtschaftshilfe, Austrocknen der 
Kreditzuflüsse, Boykott der Ersatzteil· 
lieferungen, 
• diplomatisch: HintertreibungderCon­
tadom-Friedensverhandlungen, Druck 
auf die Regierung in Westeuropa, 
• publizistisch: Verbreitung eines fal· 
sehen Nikaragua·Bildes: ein Land das 
aufrüste und eine Bedrohung darstelle, 
das dem Totalitarismus anheim falle 
usw., 
• psychologisch: permanente Drohung 
mit Bombardierungen und der sicht­
baren i\liIitärpräsenz der USA, 
• militärisch: Verminung, Spionagenü­
ge, Kriegsschiffe vor den Küsten, Flot­
u:nmanöver im Golf von Fonseca und in 
der Karibik, Mobilisierung der Luftlan­
detruppen, Ausbau der Truppenpräsenz 
und Aufrüstungin Honduras. 

Eskalati on nach der Wahl 

Die US-lnlervention erreichte kur/. nach 
den Wahlen ihren bisherigen Höhepunkt. 
Am 6. November 1984, dem Tag des 
Wahlsiegs Präsident Reagans, machte die 
US-Administration ein sowjetisches 
Schiff aus, das angeblich mit MiG-Flug­
zeugen beladen den nikaraguanischen 
lIafen Corinto ansteuerte. 
Dies nahm Washington zum Anlaß, Nika­
ragua mit militärischen Maßnahmen zu 
drohen, wenn es Kampfflugzeuge einfUh­
ren sollte. Ungeachtet der Dementis aus 
i\lanagua setde die Reagan-Administra· 
tion Truppen in Panama und den USA in· 
Alarmbereitschaft. Sie ordnete ein Ma­
rinemanöver in der Karibik (an ihm be­
teiligte sich u.a. die Bundesmarine; d. 
Red.) an, und SR-7l SpionageOug-teuge 
überflogen mehrmals nikaraguanisches 
Territorium. 
Nikaragua behält sich trotzdem weiter­
hin das Recht vor. alle notwendigen Waf­
fen rur seine Vcrte idigung zu beschaffen. 
Doch sind es nicht diese Waffen, die 
Washington so sehr fUrchtet. " In Tat und 
Wahrheit", so der gewählte Präsident 
Danic:l Ürtega, "rurchtet Reagan unsere 
stärkste Kampfwaffe, die wir haben, und 
das ist unser Volk." 
Auf die Anzeichen einer US-Invasion 
reagierten denn auch die Revolutions· 
kommandanten. 22.000 Helfer fUr die 
wichtige Kaffeernte hielten sie ftir die 
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Mobih.i~ru~1 ,n Man",u", Panur r.hron auf. Sc!oO'.rn,rlben ... rrdtn .u.,rhoUn 

Verteidigung Managuas zurück .• ,Wirzie­
hen es eher v9r", erklärte Landwirt­
schaftsminister Jaime Wheelock, .,daß 
der Kaffee fallt als unsere Hauptstadt." 
Wenig später wurde der allgemeine 
Alarmzustand ausgerufen. Auf dem Weg 
über die Sandinistischen Komitees zur 
Verteidigung der Revolution (eDS) wur­
den in den Wohnquartieren Zivilschutz­
maßnahmen und die Bewaffnung des 
Volkes organisiert. 

Eine wirksame militärische Reaktion auf 
einen Totalangriff ist mit ein paar veral­
leten DüsenOugzeugen, dl'n 100 
T-54·Panzern und den wenigen Küsten­
wachbooten ein Ding der Unmög­
lichkeit. Ziel ist es denn auch vielmehr, 
dem t-eind klarzumachen, daß ihn hier 
kein Spaziergang erwartet, sondern ein 
sehr hoht'r EinIritIspreis zu en trichten 
wäre. 
Es gibt viele denkbare Slenarien wie die 
USA weiterhin vorgehen werden. Sie rei­
chen von der winschaftlichen Destabili­
sierung übn Spekulationen hinsichtlich 

einer (wenn auch nur sehr theort:tisch 
denkbaren) Spaltung innerhalb der 
"-SLN bis hin zu einem (durch Selbstan· 
griffe ausgelösten) "Grenzkonnikt" mit 
Honduras, das dann lI ilfe beim großen 
Bruder anfordern würde. Au,h pOlit isch 
und diplomatisch werden die Abwür­
gungwersuche intensiviert. 

So gesehen stehen Nikaragua schwierige 
Monate bevor. 
Der Ausfall der Erntehelfer kann auch 
durch zusätzliche ~Iobi l isierungsanstren­

gungen nicht voll wettgemacht werden. 
Die ,.Contra ,. versucht jetzt, das Einbrin· 
gen der Ernte zu verhindern. Die Oevi· 
seneinnahmen werd"" dadurch noch 
knapper, viek für die Versorgung und 
I'roduklion wi,htigen Güter könnl'n 
nicht m,'hreingeftihrt werden. 
Diucr dü~teren I'eupektive stehen die 
ungeheure Willensanstrengung der Nika­
raguaner und die Vorteile einer allmäh· 
lich etwas diversifizierten Wirtschaft ge· 
genüber. Einigend u nd stärkend wirkt 
das Bewußtsein, nur ja nicht zu den 

GespräCh mit Sergio Ramirez 

Zuständen vor dem Sommer 1979 zu­
rückzukehren. 
Wirtschaftlich bieten die Beziehungen zu 
Westeuropa, zu den sozialistischen 
Ländern und zu anderen Ländern der 
Dritten Welt gewisse Perspekt iven. Auf 
politischer Ebene ist Ni karagua eher in 
der Offensive. Die Bereitschaft zur Un­
terzeichnung der revidierten Contadora­
Friedensakte, die Wahlen und die Ge­
spräche mit den USA in Manzanillo sind 
Zeichen der Stärke. 
Innenpolitisch sind, zumal durch das Zu­
standekommen ei nes ,.nationalen Dia­
logs" (siehe Kasten), die Weichen eher 
auf Kompromißbereitschaft als auf Kon­
frontat ion gestellt. 

Nikaragua allein kann dem übermäch­
tigen Druck nicht widerstehen . 
Immer wieder wird einem in Nikaragu6 
die Frage gestellt. wie es denn in West­
europa mit der Untcrstützung aUS5ehe. 
Jedes Anzeichen von Solidarität und sd 
es auch noch so unscheinbar, wird mit 
großer Begeisterung regis triert. Zwar lau­
fen in allen l.änderu Kampagnen und 
Hilfsprojekte. Zwar fahren ß rigadinen 
zum Arbeitseinsutt nach Nikaragua. 
Aber die notwendige und mögliche Brei­
te hat die Solidaritätsbewegung noch 
nicht erreicht. Vor allem die Regie­
rungen haben bis jetzt schweigend zuge­
sehen. 
Es wird sehr wesen tlich \on der Bewe­
gung in Westeuropa abhängen, ob dem 
US. lmperiul jslnus in den Arm gefallen 
und dem ausgebluteten Nikaragua das 
wirtschaftliche überleben gesichert wer­
dt'n kann, Beides ist ents,hddcnd für 
den Frieden in der Region und letztlich 
für die Emanzipationsbestrebungen dt'r 
Völker! 

"Wir wollen einen nationalen Konsens" 
KUTL nach drll WahJrn ,om 4.1 1. 1984 
>I>Ta"h Re,'; Lechkit ... r ",it dem .. ,'u.·n Vi/",· 
I'r.i , id,·nt,'n S..-rgio Ramir .... ub ... rdi,·zukunf· 
lig" Enlwkklung der dcmokralisd,l''' .... ti. 
lution"n Nikaragua~. 

AIß: Wie I-:chl es Ild~h dem 4. No'cmbn 
weiter? 
S. RAI\IIREZ: Wir 'Jhen ~,hon "or dmger 
Z<:i" daß ,', Gruppen ~ihl, die den Wahl,icg 
der FSLX wm .-\nl~ß nchm"n ~u b"hdupwn, 
wir wurden dil' m .. "",,, UntnSlutZUnlt d<'> 
Volke' au>nu,~en, um dCII politisch.,,, Sp,d· 
raum wiedcI einzucn!.ocn. 
Uns g ... ht.,.jedm·h l:C'""U um das Gegt·nt,'i!. 
0,., Wahkn "".!TCIl ",zu.'d~en die Ein~an~"UT 
zu cincr dl'n",kuli,d''''11 C; ... elbchJft,tlrd· 
nung, in der p<:riodi,,-h wieder ge"'~hll "n· 
dl'n lwnll. 
Wir rkhlnl hicr ein Pulam,·ll(;· und Pr'.i.i· 
diabystcm cin, unter S ... t(·iligung d"r ,cr­
schi,'den"n Parteien m der Verfa»ung" 
I-:d,,,,nd ... n Ver>ammlung. Da, .-rw ... ilut (kn 

I. 

])<1lil",h ... " Spidraum. Wir öffnen di., Tur rur 
eine P~riode der Sldlli];\,,-1 und dcr Demokra. 
lIc, in dcr >i~b die,er SpicirdUm immer tJ."wr 
bcw;ihrcn kdnn. 
A18 : Kurz ,-or dcn W.,hkn wilr e;n "fld';"­
ll;llcr Oi"log" eröffnet worden, du ~u~h 
na<hhcr f"rlgC'e'Z' wurd ... W .. , i,t dami, 
loedb';dlligt? 
S. RAM IREZ: Ocr !cl:llim,te na,ion •• k [)iJ-
1"1-: ""I fur un, der Wdhlprozeß. Aba unkT 
dcn be"mdcr"n t:m"iindcn, ullla denen 
din,· \\'.ohkn '\.IlIt.lfldell. "aT p ...... llcl dazu 
,'in ,,""'ionJkr D, .. I"g" <'Töffn", ""rd(·II. 

Die'u K"hl Il;~hl _.uf <:inr I ni\i~ti,,· d.-r 
~- SLN, >"ndern d"r .. "dcTt·1\ Partei<'''' di" .. n 
dn. Wahk .. Idln~hm..". luru< k. t_'):"ht dM' 
um, mÖI-:Ii,-hs, alk politi,,-h ... n, sOl'dkn.1(C· 
wt'Thd,~fllic-ben. kul1ur.-llcn und rdi,.;iö><'fI 
Orpni>d,ioncn mi, .·in~ubni,·h'·fI. 
Im "'"m"nl i" no~-h nidll dblu><·h,·n. wot"" 
di",,'r (), ~loS fuhrt. n,e na~h,ll' ""i,hli~,' 

Et~"p<', die bnof>'eh" 1>, dcr B~,.;in" d"r 

Arbcllen dn \-crl ... >unK>Mcbcnden Vcr· 
'~llllnlun!( am 10. Janu .. r 198',. Ih r ob lieg' 
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l'Ja> abu ,ollcn di .. ,,,zi~kn.I){)lili,,h,'n und 
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dcr \' .. rf~"un):'l(ch .. "dcn \"'r,,'mrntu,,~ \ t'T. 

tr .. l,·n ,;nd. tUII~ t", w<'rde" Jd ",-,,,·,h,,, 
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Si.· .,11,· kÖnn.·" ulw, d,·" D idl,,1o: du' Arh<'it 
dn 1' .. rt~m,·"I, ,·rtpnzc<) und wi.hli):c S .. i· 
lr;. )(" ,·'''hring'·u. 



Interview mit Fidel Castro 

"Keine Möglichkeit 
Nikaragua zu helfen" 

Das fo lgende I nterview. das der schwed ische F ernsc hjournalist Peter Torbjörnssoll mit 
Kubas Präsident Fidel CaslTO ftihrte, wurde nach den Wahlen in Nikaragua von der 
kubanischen Regieru ng ruf d ie öHentlichkeit freigegeben. Es befaßt sich mit den 
Konsequenzen einer US-lnvasion gegen Nikaragua und mit der Frage. inwieweit Kuba 
und das sozialistische Lager Nikaragua in diesem Fall zu unterstützen vermöchte n. 
Rene Lechlciu:r hat für das AlB Teile aus dem dreis tündigcII Gespräc h l.usamm enge-
5h:llt und bearbeitet. 

FRAGE: Könnte Nikaragua im Falle 
einer Aggression und einer Blockade 
durch die USA militärische und wirt­
schaftliche Unter5lützung erwarten? 
F. CASTRO: Die Verteidigung eines 
Landes i5\ in o:rster Linie seine eigene 
Aufgabe. Bei einer Intervention der USA 
müßte man von einer totalen Blockade 
und dt:r Unmöglichkeit ausgehen, die­
sem Land direkte Hilfe zukommen zu 
lasst:n. Unter diesen Bedingungen hät tcn 
wir nicht die ~1öglichkeit, Nikaragua zu 
ht:!fen. 
Wif verrugen gar nicht über Streitkräfte. 
die offensive Operationen ausruhrt:n 
können. Wir sind auf rein defensive Auf· 
gaben in einem bt:schränkten Aktions­
radiums vorbt:rcitet. um bei einem An­
griff Widerstand leisten zu können und 
dem ft:ind einen möglichst hoht:n. unbt:· 
zahlbaren Einlriltspreis abzuverlangt:n. 
Dasselbe gilt rur alle sozblinischen 
Länder. die keine schnellen Eingreiftrup­
ven. kdne Panzerkn:uzer und keine 
t"\ug"".teugträger enlwickt:l t haben. son­
dern kdiglich die "littd, um einen An­
griff wirksam beantworten .tu können. 
Im Gegensatt dazu besitzen die USA 
Strdtkräfte mit o ffensivem Charakter. 
Sie habt'n ,\Iilitärstützvunkte in jedem 
Winkt:! der Erde. verrugen über Flugzeug­
träger und Bombenllul!zeuge. Kurz, der 
Imverialismus entwickelte Kräfte der 
Aggression und Intervt:ntion. 
Die Pn:digh:n der USA, die soti<llisti­
scht:n Ländt:r wollten sich tier Wehherr­
s.;haft bt·mächtigen. sind dne komplette 
Lüge, eÜll' Erfindung und dn Betrug an 
dt:r ganzt:n Wo:!1. Selbst bd t:iTu:r Inva­
sion in unst:rt:m Land würdt:n die soda­
list ischen Länder nicht übt:r ausreicht:n· 
dl' "Iittt:! verfUgt:n. dit:s gilt t'rst recht bei 
da Dist<!nt eines Landes \\ ie Nikaragua. 
Da lüfte ich kcincrlei Gl·hcimnis. 
Wt·ntl dil- USA ihrc Panl.erkreu,((T duf­
fahrt~n und ihre l-"Iugzeugträgl"Tu rn Nika· 
ral:jua ht·rum stationieren, ist jeKliehe 

militärische Hilfe unmöglich. Das wisscn 
die Nikaraguancr und wissen die USA. 
auch die Welt muß es wisstn. Das war 
genauso auch im FaJlevon Grenada. 
FRAGE: Aber liegt nicht gerade da cin 
Anreiz zur Invasion? 

F. CASTRO : Die USA sind sich ihrer 
militärischen Stärke bewußt und wissen 
auch. auf welche Stärke Kuba, ~ikara­
gua und andcrc Ländtr zählen können. 
Weil die Sowjet union eine so große Ver­
leidigungskapa..dtät entwickelt hat, 
konnten Intcrvent ionsgelüste gelügelt 
werden. Weil Nikaragua ein kleines und 
schwaches Land ist, könnten die USA 
relativ ungestraft eine militärischt 
Aggression entfesseln. 

Einen hohen Preis abverlangen 

Den Preis dafUr müßttn sit aber nachher 
bezahlen. wenn sie sich einem Volks­
krieg gegenübersehen. Das habcn wir 
auch in Vietnam gesehen. 
Sie kö nnten zwar in eincr Blitzaktion 
ei nige Punkte und Städte besetzen. aber 
nicht das Volk liquidieren und so auch 
nicht den Volkswiderstand verhindcrn. 
In einen Volkskrieg verw ickelt, müßten 
sie die Konsequenzen ihres Irrtums cin­
sehcn und bckämen die N'iedcrlagc I.U 

spüren. 
FRAGE: Ist das nicht bil1er, Nikar.tgua 
angegriffcn tU sehen und nichts tun LU 
können? 
F. CASTRO: Doch, das ist sehr bitter. 
doch sollcn wir standessen die USA an­
grcifen? T .. ts<lche ist, daß alle fort· 
schri11lichen Länder für Nikarilgua getan 
hilbcn. was n.ir si<: mciglich war und wir 
wcrden das <luch wciterhin tun, soweit 
das UZlSI:rt'n wirts<:haftlichen Möglieh­
kl'itcn clltspricht. 
Ähnlich wi\- in Grenada würde cine US­
InvasiOIl in NikarJgua den rcvolutionä­
ren Gdst unseres Volkes vervidHiltigen. 

Nach Grenada sind wir und auch die 
Nikaraguaner viel stärker geworden. Bei 
jedem Verbrechen, das der Imperia­
lismus gegen ein lateinamerikanisches 
Volk begeht. wird er die Antwort von 
ebendiesen Lateinamerikanern erhalten. 
die aus ihrem Haß gegen den Imperia­
lismus ihre Kampfanstrengungen verviel­
faJtigen werden. Dadurch wird der Unab­
hängigkeitsprozeß beschleunigt. 
Eine Invasion könnte also keine unmit­
telbare Antwort nach sich liehen. aber 
ohne Zweifel eine historische. ~lan darf 
die Dinge nichl nur in militärischen 
Kategorien sehen. sondern man muß sie 
in erster Linie unter politischen und re­
volutionären Aspekten betrachten. 

Wenn wir Revolutionäre auch nicht die 
~'littel ftir eine sofortige militärische Ant­
wort h<!ben, so verfUgen wir doch übt:r 
die Möglich keit. einer I nvasion auf unbe­
stimmt\: Zeit zu widerstehen. 
Wir würden den Imperialisten einen ho­
hen Preis abverlangen, in Form von ~' I en­

schenleben und darüber hinaus durch das 
Vorantreiben der Revolution in der 
Hemisphäre. Schon die Tatsache. daß 
man sich vor d\:m Imperialismus nicht 
mehr fUrchtet, der Beweis, daß man gl" 
gen die Armee der USA kämpfen kann. 
di\: Erkenntnis. daß das gar kdne Super­
männer und sie sogar besiegbar sind -
das wird dcn Karnvfgeist und die Kampf­
bereitschaft der Völker Laleinamerikas 
und der Welt erhöhen. 

Wif wünschten nieht. daß dk USA eine 
Aktion dieses Typs starten. obwohl ich 
sagen kann, daß dies der Beginn des 
Niedcrgangs dcs Impcrialismus bedeuten 
würde und glcichtdtig den Haß aller her­
vorriefe. o:benso wie eine Vervielralti­
gung der Anstrcngungcn allcr forlschrill­
lichen und solialistischcn Länder. 

Wir sind der Meinung, daß sich die I'ro­
bleme dt:r Welt nicht durch Kriege oder 
gaT durch kollektiven Selbstmord lösen 
laSSen. Wer dn Gcwissen hat und be­
stimmte W<:T\C hochhält, der kann nicht 
avokalyvt isch dtnkcn. die Welt werde 
untergt'hen müssen. Im Gegenteil, der 
Kampf muß gcfUhrt werden um das zu 
verhindern; ohnc Angst vor dem Tod 
und vor iiberhauvt nichts. 
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Uruguay 

Alfonso Gonzales 

Die Schwelle zur Demokratie 

In der Nacht vom 25. zum 26. November 
1984 wurde der ,,18 de Julio", die 
Hauptstraße Montevideos zu einem ~fen­
sehen- und Flaggenmeer. Die roten Fah­
nen mit der gelben Sonne der siegreichen 
Colorados (die Roten) zusammen mit 
den blau-weißen der Blaneos (die Wei­
ßen) und den rot-blau-weißen der Frente 
Amplio (Breite Front ). Die Uruguayer 
feierten das Ende der Militärdiktatur. 
Die demokratischen Sektoren der Colo­
rados und der Blancos, zusammen mit 
der Frente Amplio (t'A) hatten flUt 90% 
der Stimmen auf sich vereinigt. Die Kol­
laborateure mit der Diktatur innerhalb 
der Cotoradopartei mh ihrem Präsident­
schaf~kandidatcn J OTge Pachcco, dem 
favoriten der Gencr'oile. kamen nur auf 
9%. und der Rechtskandidat der ßlaneos 
Carlos Paysee aufwenig mehr als 1%_ 

Das ganze Volk hatte dlso Grund wm 
Feil"rn, die Colonldos des Pr;isident­
schaftskandidaten julio Marla San­
guine"i natürlich einen doppelten, da sie 
sowohl im Lande als auch in der lIaupt· 
stadt Montevideo mit nUT 2% Vor­
sprung vor der FA - eine relative Mehr­
heit emIngen. 
Auf die rechtsliberalen Color.ldos ent­
fielen 4 1% der Stimmen und damit 13 
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von 31 Senatssitzcn und 41 von 99 Sit­
zen im I'arlamenl. Für die links von der 
Mitte stehenden ßlallcos wurden 35% 
der Stimmen abgegeben (12 Senal5~it ­
glieder und 35 Abgeordnete), Auf die 
linke fA entfielen 21,5% der Stimmen 
(6 Senatoren und 21 Abgeordnete), Die 
rechte Abspaltung dcr Chrisldemokra· 
ten, die Bürgerunion, mußte sich mit 
2,5% und 2 I'arlamentssitzen begnUgen. 
Da die Wähler gezwungen waren bei allen 
Wahlgängen dieselbe Partei zu wählen, 

waren die Stimmenergebnisse sowohl rur 
die I'räsidentschaft als auch rur die Par­
laments" Senats- und Bürgermeislerwah­
len identisch, Auf der Wahlliste einer 
I'artei hatte der Bürger die Auswahl zwi­
schen mehreren Cruppierungen, 
Innerhalb der fA gab es 5 verschiedene 
Listen mit gemeinsamen Kandidaten rur 
die I'räsidentschaft und den Proyinzyor, 
sitz, Uei den Blancos und Colorados kan· 
didierten sogar verschiedene Präsident· 
schafl.5kandidalcn, Die Stimmen der 
unterlegenen Kandidaten wurden dem 
mcistgewählten der Partei zugeschlagen, 
Lediglich die Parlaments·, Senats· und 
StadtTausitze wurden proportionell auf­
geteilt, 
So kam es, daß der Kandidat der FA rur 
das Oberbürgermeisteramt \'on Monte· 
video Mariano Arana mehr SI immen er· 
hielt als der Colorado-Kandidat Aquilc:s 
Lant;a, letzterer abcr trotzdem siegte, 
weil ihm die Stimmen der raschistischen 
Liste innerhalb der Partei zugeschlagen 
wurden, 

Jedoch ergab sich eine Ver.~crrung des 
Wahlergebnisses, vor allcm zu ungunsten 
dcr "-A, nicht nur durch das Wahlsystem, 
In Uruguay standen dit' Wahlen im 
Schallen der , im Rückzug befindlichen, 
aber immer noch rcgierenden Militär­
diktatur, Der von der Nationalen Partei 
(oder 81anc05) erkorene Präsident­
schaftskandidat Wilson Fcrreira Alduna­
le war nach seiner Rückkehr aus dem 
Exil Verhaftet worden und ist noch im­
mer im Cefängnis. Hälle er anstelle des 
weniger bekannten Redakteurs der 
Wochenschrift "Democr.u;:ia" der Partei, 
Alberto Zumar.i.n, kandidiert, so wäre 
möglicherweisc l'r, zum Präsidenten ge­
wahlt wordcn. 
Auch dl'r General Uber Seregni, der 
Proisidcnt der t'A, dn fast 10 j.lhre im 
Gefangnis saß und seiner Standhaftigkeit 
wegen zu einem wahren Symbol des 
Widl'rstandes und der Sdbstbefreiung 
der UTUlPlayer geworden war, blil-b 
"proseripto", d,h, von der Wahl ausgl'­
schlossl'n, An seiner Stelle kandidierte 
als !'räsident Dr. juan j us': Crotlogini, 
dl'r in der Zeit der Ilkgaliläl dl'r FA 
vorgestanden halll', und als Vizepräsi· 
dtnl dn ehcmalige I'räsidcnt der Ein­
hcil ssewl' rkschaft CNT, j osc D'Elia. 
Obwohl im j uli 1984 die I'A Icgalisit'Tl 
wurden war, blicbl'n 7 dl'r ihr .Illgehörnl' 
den Org.UlisatorclI, darunll-r die Kom-



munistische Partei (PCU) weiterhin ver­
boten. Das wäre nicht weiter von Bedeu­
tung gewes.en. denn um sich politisch zu 
betätigen, fragt niemand mehr um Er­
laubnis. Jedoch blieben alle 5.770 ehe­
maligen Kandidaten dieser Organisatio­
nen, von denen viele besonders in der 
Arbeiterklasse und auch in Kreisen der 
Kunst und Wissenschaft einen Namen 
haben, von einer Kandidatur ausge­
schlossen. 
Diese Noch-Verbotenen, die Kommuni· 
sten und ihre Verbündeten, wurden in­
nerhalb der FA von der Liste .,Demo­
cracia Avanzada" (Fortgeschrittene 
Demokratie) vertreten. Sie konnte 28% 
der rur die FA abgegebenen Stimmen auf 
sich vereinigen. Auf die anderen Listen 
der FA entfielen: Bewegung rur eine 
Volksregierung (eine 1971 von den Colo­
rados abgespaltene Linksfraktion) 38%; 
Sozialistische Partei 16%; Christdemo­
kratische Partei 11%, Unabhängige 
Demokratische Linke 6%. 
Sie traten mit einem gemeinsamen Pro­
gramm zur Wahl an, indem u.a. eine 
Agrarreform, die Verstaatlichung der 
Banken. des Außenhandel und der Ex­
portindustrk sowie die Demokratisie­
mng des Bildungswesens gefordert wird. 
Es sicht außerdem die Beteiligung der 
sozialen Gruppen an der öffentlichen 
Verwaltung sowie eine antiimperialisti. 
sehe Außenpolitik vor. 

Waren zwar die Wahlen vom 25. Novem­
ber ein Wendepunkt der Rückkehr zur 
Demokratie und, nachdem einmal die 
Bedingungen ihrer Durchflihrung von 
allen de facto akzeptiert worden waren, 
verliefen sie demokratisch und friedlich, 
so entsprach der aufgezwungene Rah­
men eher den Wünschen der Militärs und 
ihrer Hintermänner im US-State Depar­
tement und in der Wallstreet, als irgend­
einem demokratischen Modell. 

Nichtsdestotrotz ist die Abhaltung der 
Wahlen und somit natürlich auch ihr Re­
sultat, als ein großer Sieg des gesamten 
Volkes und in erster Linie als treibende 
Kraft der Frente Amplio und der Ge­
werkschaftsbewegung:tu werten. 
Auf der einen Seite lastet der Anteil der 
Stimmen Pachecos, dem natürlich auch 
die Sitze im Parlament und in den Stadt­
verordnetenversamm[ungen entspre­
chen, wie eine schwere politische Hypo­
thek auf Sanguinettis Regierungsaktion. 
Dies gilt vor allem rur das Verhältnis zur 
Armee und :turn Repressionsapparat. 
Gleiches gilt auf wirtschaftlichem Gebiet 
fUr die Parlamentarier der Colorado­
Liste jorge BatUes. die rur kostspielige 
Kompromisse mit dem internationalen 
Finanzkapital und dem Internationalen 
Währungsfonds eintreten. 

Auf der anderen Seite aber verfUgen im 
Senat, Parlament und im Stadtrat von 
Montevideo FA und Blancos zusammen 
über die absolute Mehrheit. so daß San­
guineui wie Lanza ohne eine überein­
kunft mit ihnen nicht regieren können_ 
Bei der relativen Parität der drei politi­
schen Koalitionen, wäre natürlich auch 
jeder andere mögliche I'räsidcnt in der 
gleichen Lage gewesen. In Voraussicht 
dessen hatte Seregni bereits Monate zu­
vor angeregt, die Zusammenarbeit aller 
Oppositionsparteien gegen die Diktatur, 
auch nach deren Stun, beim Neuaufuau 
der Republik forlzusetzen. So war die 
"Concertacion Nacional Prognimatica" 
(Nationale !'rogrammatische überein­
kunft) geschaffen worden. Sie umfaßt 
alle Parteien ~ mit Ausnahme der kolla­
borationistischen Sektoren - , sowie die 
Gewerkschafts7.entra!e PIT·CNT, die In· 
dustr;e- und lIandelskammer, die Agrar­
föderation und andere soziale Sektoren, 
wie Kooperativen und Menschenrechts­
organisationen. Sie soll Richtlinien rur 
eine künftige Regierung ausarbeiten und 

später als neue verfassungsmäßige Insti­
tution weiterbestehen. 
Bisher allerdings gelang es nur, gemein­
same Beschlüsse über folgende Themen 
:tu fassen: Wiederherstellung aller Rech­
te. Freiheiten und Garantien; Rückkehr 
der Exilierten, volle Anerkennung der 
Menschenrechte, Aunlebung allerpoliti­
schen Betätigungsverbote; Wohnungs­
baupolitik; nationales Gesundheits­
wesen; Autonomie der Universität und 
übergabe ihrer Verwaltung an die ge­
wählten Repräsentanten der drei Stände 
(Dozenten. Studenten und Akademi­
ker); Unabhängigkeit der richterlichen 
Gewalt; und Situation der aus politi­
schen Motiven aus dem Staatsdienst Ent­
lassenen. 
In anderen wesentlichen Fragen konnte 
allerdings zwischen FA und Blancos auf 
der einen und den Colorados auf der 
anderen Seite bisher keine übereinkunft 
erzielt werden. 

So wollen die Cotorados die Anhänger 
der StadtguerilJaorganisationen Tupa­
maros unter den 500 politischen Gefan· 
genen von einer Amnestie ausschließen. 
Sie weigern sich ebenso das autoritäre 
Bildungsgesetz, das vom damaligen Mini­
ster Sanguinetti in der Pacheco-Regie­
TUng (1967·72) ausgearbeitet worden 
war und von der Diktatur übernommen 
wurde, sowie das Staatssicherheitsgesetz 
der Militärs aufzuheben. 
Mit ihrem I'lan,ein Gesetz, das angeblich 
die Demokratie in den Gewerkschaften 
regeln so\l, zu verabschieden stoßen die 
Colorados vor allem bei der I'IT-CNT 
und der FA auf Widerstand. Diese lehnen 
jegliche staatliche Einmischung ab. 
Auf wirtschaftlichem Gebiet fordern FA 
und Blancos eine Erhöhung der Löhne 
um die Wirtschaft anzukurbeln, während 
die Colorados und die Unternehmer ftir 
eine Exportsteigerung plädieren. 
Die Verhandlungen über diese strittigen 

L Se""n; (1.). Von'll.nd., der FA .... , .on du W.hl.n ebenso u.'.schl.,....n ... i~ d.r BI.noo·Fuhrer Wilson Fu .. eir. Aldunal' 
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Punkte sind nach der Wahl wieder auf­
genommen worden. Dabei wird ersicht · 
lich, daß die Colorados die neoliberale 
Wirtschaftspolitik der Diktatur, sowie 
deren autori tär·konseT\'ativen Geist im 
Bereich des Unterrichtswesens, der Ge· 
werkschaften und der I'olizei, wenn auch 
demokratisch abgetönt, fortzusetzenge· 
denken. 

Die Banken wollen sie im Gegensatz zur 
FA (Verstaatlichung) und zu den Blan· 
cos (Nationalisierung) in privaten 
Händen , wenn auch "unter staatlicher 
Kontrolle". belassen. Mehr noch; angeb. 
lieh. "um die Banken an der Produktion 
verantwortlich zu beteiligen", wollen sie 
ihnen die, an sie verschuldeten Unter· 
nehmen übereignen. Dazu muß man wis· 
sen, daß z.Zt. von 22 Privatbanken in 
Uruguay 20 sich in ausländischen Hän· 
den befinden, Das wäre derTotalausver· 

,-, 

Oie Entstehung der 
ReVOlution aus 

dem Zerfall bOrgerllcher 
Herrschaft 

Mit "'nem Vor ... ort \Ion 

kaur des Landes an das internationale 
F inanzkapital. 
Ginge es nur nach den hinter der neuen 
Regierung stehenden Interessen, so blie· 
be in sozialer und wirtschaftlicher Hin· 
sicht alles beim alten : die Banken regier. 
ten weiter , mit ei nigen Einschränkungen 
zugunsten der I ndustriellen, Derart 
würde die Verelendung des Volkes, die 
Arbeitslosigkeit und die In nat ion (Z,ZI, 
etwa 60%) kaum behoben, Die Krise und 
die sozialen Konflik te könnten dann zu 
einer Explosion und nach einiger Zeit zu 
einer Wiederkehr der fasc histischen Mili· 
tärs ruhren. Denn der letzte Stachel des 
Fachismus würde unter Sanguinetti 
schwerlich aus dem ,,' Ie isch der Demo· 
kratie gezogen. Der Repressionsapparat, 
im Moment zwar abgenutzt und uno 
brauchbar, würde nur auf Eis gelegt, aber 
nicht demontiert, 

Oie gegenwärtigen Schwiengkeiten 
in Nicaragua si nd zweifeltos vor 
allem durch die Oestabi]isierungs­
und Kriegspo]i tik der USo Regierung 
bedingt. Erfolge und Fehlschläge 
dieser Intervention werden jedoch 
nur verständliCh durch die Vorge­
schich te der sandinistischen Re­
volution, 

Der Autor beSchreibt Aufs tieg und 
Konsolidie rung der Somoza-Diktatur 
(]933-1972 1. den Weg in die Ae­
gimekrise (1973-19771 und den mit 
ungeheurer Schnelligkeit ablaufen­
den Prozeß der Jahre t978 und 
]979, Der VOlksaufstand konnte 
zwar den Gewaltapparat der .o,,:a ­
tiona.lga. rde überwinden. nicht 
aber alle ideologischen Elemente 
bürgerlicher Herrschaft in Nicara­
gua. ]" der Geschich te des Kam­
pfes gegen die Diktatur finden 
sich gleichze itig die Wurzeln für 
heutige Konflikte. 

Diese Analyse "-'endet Sich gegen 
ide~li1;ier"nde Interpretationen der 
lIevollition in "'icaragua. um der 
Gefahr entgegenzuwirken. "daß 
die für dieses Land exi!otenznot-
wendige Solidarität zerrieben wür­
de zwischen der Hochstilisie rung 
und Vereinnahmung als revol utio-

näres 'sozialistisches' Vorbild und rler Enttäuschung darilber. daß die nica­
raguanische \\irklichkeit der blinden Hoffnung jener niCht gerecht wird. die 
an dieses Vorbild geglaubt hatten." IP, v, Oenzen im Vor,,-'ort) 
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Doch die Situation ist nicht die gleiche 
wie vor 1973. Die FA ist um 100.000 
Stimmen angewachsen (35% mehr als 
1971), Und das obwohl I-Iundernausen· 
de gerade ihrer Anhänger ins Exil gehen 
mußten, und obwohl sie nur 5 Monate 
Legalität (die .,Democraeia Avanzada" 
sog-.u nur 2 t- Ionate) zu ihrer Wahlvorbe· 
reilUng zur VerfUgung hatte, 
Und d ie Stimmen der FA sind weit mehr 
als nur Stimmen, Die Aktivität und 
Dynamik ihrer 700 StadIteilkomitees 
allein in Montevideo, die Schlußkund· 
gebung ihrer Wahlkampagne vom 22, 
November 1984, an der eine viertel Mil, 
lion Montevideaner teilnahmen, haben 
unter Beweis gestellt, daß fast ein jeder 
"Frente Amplis ta" auch ein Aktivist ist. 
Eine enorme politische Kraft, jederzeit 
zum Einsatz bereit. 
Auch unter den ßlancos hat sich im 
Kampf gegen die Diktatur und aufgrund 
eines RcformprogramtnS eine aktive 
Jugend herangebildet, die mit der Frei· 
lassung ihres Führers, ihres " Wilson", am 
30. November 1984 nicht vom Erdbo· 
den verschwinden wird, 

Und schließlich umfaßt auch die Colo· 
radopartei einen linken Flügel, der in den 
über 10% der Coloradostimmen des Sek· 
tors von Flores Silva seinen Ausdruck 
gefunden hat. Werden deren llJusionen 
über die "Renovation des BatIlismus 
(Ideologie ihrer Partei)" ennäu scht, so 
wird ihr übertritt zur FA, wie vordem 
anderer linker Coloradofraktionen nur 
dne Frage der Zeit sein, Und schonjetzl 
si nd alt diest: fortschrittlichen Kräfte im 
Parlament vertreten und haben zusam· 
men eine gute Zweidrittelmehrheit. Zu· 
dem ist - offensichtlich seit dem I, Mai 
1983 - die gewerkschaft lich org-.misierte 
Arbeiterklasse direkt zu einem politi· 
sehen i\hchtfak tor geworden, Spielte die 
PIT·CNT schon unter der Diktatur eint.' 
derart gewichtige Rolle, daß sie nicht nur 
von der FA, sondern auch von den Colo· 
rados und Blancos anerk,IOnt und in al· 
It:n entscheidenden Instanzen zugezogen 
wurdl', so wird sie unter der wieder her· 
gestl'1lten Demokratie, auch von der Re· 
gierung Sanguint:ltis n icht zu ignorieren 
sein. 

In welcher Weise sich die antagonisti· 
sehen Interessen durchset:ten. ist auf 
mitllere und längere Frist schwer vorher· 
zusehen. Fürs erste hat Sanguinelli. ein­
gedenk dieser Realitäten, eine Regierung 
der "Nationalen Einhdt" ange kündigt. 
Tatsächlich besteht auch bd alkn Par· 
teien die Einsicht, dall ein Ausbruch so· 
zialer und politischer Konflikte gleich zu 
Regierungsbeginn eine rur alle gefahrli. 
ehe Belastung der jungen Demokratie be· 
dl,utel. Zu frisch noch sind die Erinnl" 
rungel! an den Terror der Diktatur ... 
und, wenn auch weniger bt:mcrkbar, 
ihrer l'räS<.:nz. 



Chile 

Valentin Mulina 

Pinochet setzt 
auf Terror 

Am 6. November 1984 trat General Augusto Pinoehet die Flucht nach vorne an. Auf 
den Generalstreik vom 30./31. Oktober 1984 reagierte der Diktator mit der Verhän­
gung des Belagerungszustandes. Trotz der Zurückhaltung der in der Demokratischen 
AUianz (AD) :r.usammengeschlosscnen bürgerlichen Opposition hat der Slrtik alle 
Erwartungen übertroffen und legte dasMfcntliche Leben des Landes weitgehend lahm 
(skhe AlB 11-12/1984, S. 56((.). 
Kurz nach Ausrufung des Bdagerungnustandes wurden die Büros derGewcrkKhahen 
sowie dio:: der Demokratischen Volksbewegung (MDP) und des Sozialistischen Blocks 
(8S) von Agenten des Gchdmdio::nstes CN I überraUen. !\Ichrcro:: Oppositionelle wurden 
verhaftet. rührende Mitglieder der linken Oppositionsgruppen gingen rcchtuitig in 
den Untergrund und konnten sich $0 einer Verhaftun)S: entzie hen. 
Das verschärfte Vorgehen Pinoche(S veranlaßte die Bischöfe des Landes unter der 
Führung des konservativen Erzbischofs von Santiago,Juan Francisco Fresno, in einem 
Hirtenbrief vom 18. November 1984 den Repräsentanten des Regimes die Exkommu· 
ni:tierung anzudrohen. Der Vetsu<::h dc;S Generals, seinen Sturz mit militäris<::he n 
Mitteln aufzuhalten, hat die bürgerliche Opposition, die rur Verhandlungen mit dem 
Regime ist und auf den gewalt freien Protest setzt, in ein<: Sa<::kgasse manövriert. Grund 
genug für die Reagan.Administration ein "zwdtes Nikaragua" zu befürchten und 
Pinochd Verhandlungen mit der "demokratischen Opposition" zu empfehlen . 
Daß (:li Pinochd zumindest kurzfristig gelungen ist, den oHenen Protest der Chilenen 
durch Repn:ssion und ein massives MilitärangebOl einzuschränken, bele)S:t der Bericht 
von Valentin Molinaaus Santiago über die Protesttage Ende November 1984. 

Eine Armee steht im Kriegmit dem eige· 
nen Volk. Gegen den Aufruf derOpposi· 
tion, ungeachtet des Ausnahmezustands 
am 27./28. November 1984 einen "paro· 
protesta" (Streik·l'rotesttag) durchzu· 
flihren, flihrte General Pinochet 25.000 
Soldaten, das komplette Polizeiaufgebot 
und unzählige Spitzel und Agenten des 
Geheimdienstes CNI ins Feld. Er ließ die 
chilenische Hauptstadt besetzen und 
konnte die Proteste dennoch nur zum 
Teil unterdriicken. 
In den Wochen nach Verhängung des 
Belagerungszustandes durchsuchten 
Militär und Geheimdienst Dutzende von 
"poblaciones" (Elendsviertel), trieben 
die Bewohner in Fußballstadien zusam· 
men, verbannten Hunderte von Bürgern 
in die entlegensten Dörfer des Landes 
oder übergaben sie der Gerichtsbarkeit 
des Militärs. 

Die Angst der Mittelschichten 

Um das Klima der Angst und des Terrors 
anzuheizen, hatte Pinochet schon Wo· 
ehen zuvor eine vollständige Nachrich· 
tensperre über das Land verhängt. Die 
Zeiuchriften der Opposition wurden am 
8. November 1984 kurzerhand verboten 
und den verbleibenden Medien wurde 
untersagt, "Meldungen jeglicher Art zu 
verbreiten, die geeignet sein könnten, 
Unruhe in der Bevölkerungauszulösen". 
Sdbstredend, daß unter solchen Bedin· 
gungen die Mobilisierung rur den Protest· 
tag auf Mund.zu.Mund.l'ropaganda und 
auf die Versuche des J ournaHstenverban. 
des, mit einem täglich erscheinenden In· 
formationsbulletin die Friedhofsruhe zu 
stören, beschränkt blieb und nur unzu· 
reichend funktionieren konnte. 

Die Ereignisse unterschieden sich denn 
auch deutlich von allen vorhergegan. 
genen Protesttagen. Die Demonstration 
militärischer Macht, die bei vielen Chile· 
nen Erinnerungen an den 11. September 
1973, an dessen Wiederholung eigent lich 
nur noch das Blutbad fehlte, hervorrief, 
ließ die Zerrissenheit der chilenischen 
Gesellschaft wie selten zuvor zu Tage 
treten. 
Protestiert hatten an diesen heiden 
Tagen - von Ausnahmen abgesehen -
nur die, die nichts mehr zu verlieren 
haben - "l'obladores" und Studenten. 

Der Rest der Bevölkerung, sprich Mittel· 
schichten und der Teil der Arbeiterklas· 
sc, der noch Arbeit hat, war - desinfor· 
mien und eingeschüchtert - kaum fahig 
auch nur die elementarstcn Formen des 
Protests anzuwenden. 
Von den Transportunternehmern war 
sowieso nicht zu erwarten, daß sie frei­
willig ihre Busse und Lastwagen in den 
Gara)S:cn lassen würden. Die Androhung 
der Diktatur, jedem den Versicherungs. 
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schutz zu entziehen, der grundlos sein 
Fahneug stehen ließ, reichte aus, den 
öffentlichen Verkehr ohne nennenswer­
te Einschränkungen aufrechtzuerhalten, 
Auch die Geschäfte blieben sowohl am 
Dienstag als auch Olm Mittwoch über­
wiegend geöffnet. Selbst das Fernblei· 
ben der Schüler vom Unterricht war 
spürbar geringer als in der Vergangen­
heit. 
Die höchste Form des Protests zu der die 
breite Masse der Mittelschicht en fahig 
war, bestand im Aufstellen von Kerzen 
Olm Straßenrand. Selbst dieses symbo­
lische Zeichen war eher in den "pobla­
dones·' zu sehen und ließ mit zunehmen­
dem Wohlstand merklich nach. 
Was vom I'rotest der Mittelschichten 
blieb, war eine Kundemonstration der 
fUhrenden Köpfe der AD, die sich schon 
der Ehrenrettung wegen, Olm Dienstag­
mittag zum Absingen der National­
hymne vor der Kathedraleeinfanden. 

Dennoch wäre es falsch zu behaupten. 
I'inochet hätte sein erklärtes Ziel. die 
Opposition zum Schweigen zu bringen, 
erreicht. Ausgert.'Chnet dort wo die Re­
pression sich Olm wildesten gebärdete war 
auch der Widerstand Olm heftigsten und 
deutelt' die Richtung an, in der die kom­
menden Auseinandersetzungen verlau­
fen werden, 

Kein Sieg fü r Pinochet 

Am Montagnachmittag schon bewksen 
rund 150 Angehörige der Menschen­
rechtsorganisalion Sebastian Acevedo 
mit einer Kundgebung im Zentrum. daß 
man auch mit friedlichen Mitteln dfek­
tiv demonstrieren kann, ~ sofern man 
sich organisiert. Gegen Abend besetzten 
ebcnfalls org-,J.ßisierle Gn.tt>pen von Ju­
gendlichen die Hauptverkehrsstraße von 
Santiagos größtem Stadtbezirk Nui'toa 
und blockierten eine gute halbe SlUnde 
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den Verkehr ehe sie sich kurz vor Ein· 
treffen der J'oHzei zuriickzogen. Mit 13 
Bombenanschlägen allein in Santiago ~ 
einer davon keine 50 Meter vom Sitz des 
Diktators, der Moneda, entfernt - de­
monstrierte die Patriotische Front 
Manud Rodriguez (FPM R), daß auch sie 
von der Diktatur nur unwesentlich an 
ihren Aktionen gehindert werden kann. 
Pinochet selbst erlebte dies alles aus der 
sicheren Entfernung von 2.000 Kilo­
metern. Aber auch in Arica wird ef seines 
Lebens nicht froh geworden sein, denn 
die Studenten der Stadt an der peruani­
sehen Grenze, deren Einwohnerschaft 
zur Hälfte aus Militärs besteht, berei­
teten ihm mit Demonstrationen und Bar· 
rikaden einen heißen Empfang. Nicht 
einmal bis zum Hotel gelangte der Kon · 
voi. denn auf halber Strecke beendetcn 
"miguditos" (Krähenfliße) deli offizid· 
len Teil des Besuchs. Der Präsidl'ßI zog es 
vor, in der Kaserne zu übernachten, 
während seine Truppen die Menge aus­
einandertrieben. 
In Santiago fanden währenddessen 
Kundgebungen an allen Univt"fsitäten 
der Hauptst<ldt statt. Nur mit militäri­
scher Rückendl'C kung konnte die I'olizd 
am Dienstag und Mittwoch die Studen­
ten unter Kontrolle bringen. 700 Fest­
nahmen - alldn 50 an der Technischen 
Universität, wo die Straßenschlachten 
den ga nzen i'otillwochnachmillag an­
dauerten - sind die Bilanz des Sturms 
der StaalSmacht auf die Universitäten. 
gegen den die Studenten letztendlich auf 
verlorenem Posten standen. 
Auch in den "poblal·iones", in denen die 
Bewohner wo immer es ging Barrikaden 
errichtet hatten, trug dit' Diktatur am 
Ende einen militärischen Sieg davon ~ 
um den Preis der Lächerlichkeit aller­
dings. Während des gesamten Mittwochs 
war es ihr unter Einsatz von Hubschrau­
bern und Panzer wagen nicht gdung<'n, 
die Bl'wohner von den Straß.·n zu v",r-

treiben, Erst in den späten Abendstun­
den, als Militär und J'olizei unter Dauer­
beschuß die Viertel besetzten, ließ der 
Steinhagel der Bewohner nach. 
Angesichts dieser Zustände im Lande 
wächst die Einsamkeit des I'räsidenten. 
Mit der Kirche hat er es sich nach der 
Verhaftung von fUnf I'riestern aus Puda­
huel wohl endgültig verschent. Mit dem 
Mitglied der KationOllen Partei und Ex· 
Senator Francisco Sulnes hat der letzte 
zivile Politiker von Ansehen, indigniert 
über das Fehlen einer politischen Per­
spektive, den Staatsrat verlassen. Pino­
chet bleibt so wenig mehr als seine 
Armee, 
Mit der allerdings kann er sich weiterhin 
an der Macht halten, solange er die Sek­
toren, die fUr das Funktionieren der 
Wirtschaft sorgen, weiter in Schach zu 
halten vermag. Ricardo Lagos ~ der der­
zeitige Präsident der AD ~ wirkte denn 
auch bei allem Humor ein wenig hilflos, 
als er nach den I'erspektiven der Opposi­
tion gefragt wurde. Mit den bisherigen 
Mincln ist I'inochet, der bi s an sein 
Lebensende Präsident bleiben will, nicht 
zu stürlen, und auf die Androhung mili­
tärischer Gewalt weiß die bürgerliche 
qpposition keine Antworl. 

Auf dem Wegin d ie Agonie? 

Oie Linke dagegen kann immerhin be­
haupten einen Sieg Pinoche!S durch die 
Mobilisierung ihrer Basis verhindert zu 
haben. Aber aueh diese Stärke reicht 
noch lange nicht, sich der bestausgeriiste­
sten Armee Lateinamerikas entgegenzu­
stellen. Zwischen Sozialismus und Bar­
barei gibt es noch die Agonie, in die 
Chile, kommt es nicht bald zu einer 
Oberdnkunft deT Opposition, die den 
von der Diktatur geschaffenen Bedin­
gungen Rech nung trägt. mehr und mehr 
zu verfallen dront. 

Sonder nuoaer de r GREN!UJA-N,o.cll· 
RICIITEN , Hrsq. Karib1k In!ormations­
zentru .. lIalOl:>urq e. . v.: 
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Inhalt, Oie doppelte Zerstllr unq der 
qrenadis~hen Revolution - Ökonomi­
sch .. und soziale polqen der Invasion 
Beschreibung d .. r grenad1""h"n Wirk­
lichke it uneer der US-BeiatZung -
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I. Lübb<n·Pistofidis. Rilckero!J<,rung 
Westb<iru ts S/ 4 
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S/12 

S1I2/48 
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Kuninformationen 
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1/53,4/S7 
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Sahara·Rcferendum S/21 
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Kun.informationen 4/~9, 10/46, 11 - 12/86 
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R. falk, Kein Frieden im Südlichen 
Afrika 
Abkommen Mo~mbique·Süd.afrika 

Stellungnahme des ANC 
Q. Tambo, Wir müssen unsere 

'I • 
'I 6 
'I 8 

Position ~rteidigen 5{11 
P. Fauvct, Gebrochene Versprechungen 9116 
O. Tambo, Oie Tragödie von Nkomati 9/ 17 
Kurzinformatioocn 2/54, 11-12/87 

Namibia 
Interview mit 0, Tjongarero (SWAPO) 2/17 
Interview mit dem angolani5Chen 
Innenminiuer M,A. Ouarte Rodrigucs 4/14 
R. Falk, Kein Frieden im Südlichen 
Afrika 
Erklärung Angola-Kuba 
Symposium "Bildung zur Befreiung" 
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'I 6 
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6/42 

7-8/10 
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Afrikakonfcrenz 11-121 4 
H. HamulCnya, "Friedensprozeß"-
ein Mythos 11-12/10 
~heimdokumentijberdie SWAPO 11 -12/1 1 
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Staat5Chef J.E. dOI Santos 1I-12{1S 
11. Melb<r, Apartheid in Namibia _ 
eine deutsche Kulturleu tung 
Kun:infonnationen 

11-12/20 
3/50, 4 /S9,9/5 1 

9/49 Infodienst 

N igeria 
Kurzinformation 2/54 

Nikaragua 
1'. Borge, Nikaragua wird nicht 
zurückweichen I{S7 
P. Wahl, Film "Uno:ler Fire" I/S I 
N. Biver, Hat der Frieden noch 
eine OIance 2{ 4 
P. Schmitter, ß rigadisten 2/ 8 
R. Burbach, Lehren der Grenada· 
Invasion 2/10 
f. Canro, Zeit für neue Einsichten 
in Washington 2/12 
A_ friese, Fim "Oie nackten füße 

p, Grund, Sandlnol Verm,u,:htnll 2/S2 
N. Biver ,Tauziehen um die Wahlen . / 4S 
D. Ortega, Was für unI Demokratie 
bedeutet 4{46 
Interview mit S, Ramirez 4/49 
Stellungnahmen zur Bonner Politik: 
J. Warnke (CSU) S1I2/48 
II.J. Wischnewski (SPD) S1I2/S8 
N. Bi,-er, Die Verminung MincLameri· 
kas (AK) 5/ ~ 
N. B;'·er, Von der Venninungzur 
In\'asion? 6128 
Sondcrhcft 411984: Nikaragua-
5 Jahre Revolution 7- 8{25 
W. Brönner, Bonn und Nikaragua 7-8{26 
1'. Borgt, Den ölbaum des friedens 
aufrichten 
U_ Kampmllnn, 5Jahrc Revolution 
Daten 
COS - das in Volksmachl 
R. Solis, Oie Wahlen sind keine 
Prinzipienfrage 
J. eavanagh{J , IJackel, Der Wir!' 
schaflskrieg gegen Nikaragua 
R. MaCk, Brigadecinsa tz 
N, Bi"cr, Die US· lnlervemion 
Oie Miskitofrage 
J. Cortuar, Enkla"e der Hoffnung 
AktiolU' und Materialspicgcl 
N. Biver, BonncrTrennungslinie in 

7-8/28 
7- 8/SI 
7 81S4 
7-8/S9 

7-8/45 

7-8/47 
7 - 8/S0 
7-8/S2 
1-8/S4 
7-8/S6 
7-8/S9 

Miuclamerika (AK) 91 S 
N. Biver, Wahlen gegenden Krieg 10/ 9 
WahlprogrammderfSLN 10/ 10 
Interview mit G. BelLi (fSLN) 10/ 13 
N, Biver, Verhandlungen I I 12/1 0 
Kuninformationen ~{S I, 9/S I 
Infodienst I/S3, 2/S3, S/49, 5/S3, 9/49, 10/.5 

Obervolta, siehe Burkina 

OSI-Timor 
Interview mit ßischof M, da CoJta 11 -12{S'3 

Palästina 
w. Burhani, Die PLO nach der Schlacht 
um Tripoli 1/ 4 
PFLPjDfLP, ftir eine Obcrwindungder 
KriscdcrPLO 1/6 
Erklärung der palistinens i:.r.hen 
Linken 11 6 
W. Burhani, Ardfats Aussöhnung mit 
Ägypten 2/19 
Gespräch mit Vertretern derpwstinen­
$ischen Linken, Krise und Auswegder 
PLO (Teil I ) 6/18 
Kommunique der paliluiocm.ischen 
Linken 
Kriscund AUJweg der PLO (Teil 2) 
Kri~ und Ausweg der PLO (Teil 3 ) 
Inter~iew mit y, Arafat 
Aden· Vereinbarung der Linken 
Gespräch mit M. Darwil'h, Beirut 
5Chrieb sein ei8cnel Epos 

Panama 
KuninfonnatiOD 

Peru 
Kurzinformation 

Ph il ippinen 
R. Werning, MarcOJswischen Skylla 
und Otarybdis 
Programm der NAJFD 

6/20 
7-8/22 

9/6 
91 9 
91 10 

11 - 12/82 

6/46 

I/S 4 

S/I1 
~/19 

R. Weming, Man::ol Nöte nach den 
Mai-Wahlen 7-8/6 1 
W. Bello, US·Bascn für den Atomkrieg 7-8/63 
KUl'2.informationen 4/'38, 10146 

Saudi A rabien 
Gespräch mit führern de l5audiKhen 
Wideruands: Die KÖnigsma.cht mit 
dem Schwert erh.lten (Teilt) 10/29 
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BRD-Rüstungse~ porte 
Die Königsmacht mit dem Schwert 
erhallen (Teil 2) 
Daten 

10/34 

11-12/36 
11-12/38 

Sri Lanka 
F. Stdnb~rg. Das Tamilen·Pogrom 

SI. Christopherund Nevis 
Kurzinformation 

Sudan 
Kur~information 

Süda frika 
C. Sodemann, Verfassungsrefer<:ndum rur 

1/41 

1/54 

4{59 

eine Minderheit 1/44 
Interview mitJocJde (ANC) 3(29 
M. Kolter, Das AbkommenMo .... mbique· 
Südafrika 4/ 11 
R. Falk. Kein Frieden im Südlichen 
Afrika 51 4 
AbkommenM~mbique·Südafrika 51 6 
Slellungnahmed~sANC 5( 8 
Bonn und das Südliche Afrika 5/ 9 
O. Tambo. Wir müssen unsere Position 
verl~idigen 

H. Barr<:ll, Der Widerstand im Innern 
J. Onrowsky, "Sie sind unsere 
Führ<:r"' 
Symposium "Bildung zur Befreiung" 
J. Ostrowsky, Was sollte der 
Botha·Besuch (AK) 
Stellungnahmen zum BOlha·Be5uch: 

5{1l 
6/34 

6/38 
6/42 

7-8/ 3 

O. Tambo (ANC) 7-81 4 
M. Valli (UDF) 7-8/ 4 
A. ToivoJa Toivo (SWAPO) 7-8/ 5 
I.Wick{AAB) 7-8/5 
ISSA, Bundcnepublik·Südafrika 7 -8/ 6 
p, Fauvet, Gebrochene Versprechungen 9/16 
O. Tambo, Die Tragödie von Nkomati 9/17 

Regionen 

Afrika/Südliches Afrika 
M. Koher, Das Abkommen M~ambique· 

Südafrika 4/11 
Interview mit dem angolanischen Innen· 
minister M.A. Duarte Rodrigues 4/ 14 
R. Falk, Kein Frieden im Südlichen 
Afrika 5/ 4 
Abkommen Mo~mbique·Sijdafrika 51 6 
Bonn und das Südliche Afrika 5/ 9 
Symposium "Bildung zur Befreiung" 6/42 
Konferenz der Fronutaaten (KI) 6/46 
Kolonialismusausstdlung (10) 7-8/81 
P. Fauvel, Gebrochene Versprechungen 9{16 
O. Tambo, Die Tragödie von Nkomati 9/17 
Konferenz zum Südlichen Afrika (ID) 9/49 
Kölner Konferenz zum Südlichen Afrika: 
W. Brönncr, Die ganz andere Afrika· 
konferenz 11 -12/ 4 
M.O. Hinz, Schlußbetrachtung 11-12/ 5 
Abschlußerklärung 11-121 6 
Aktionsprogramm 11 - 12/8 
A. Nzo, Das Volk ist nicht 
einzuschüchtern 11-121 9 
H. Hamutenya, ,.Friedell5prozeß"_ 
ein Mythos 11 - 12/ 10 
Interview mit dem angolanischen 
Staatschef J.E. dos Santos 11 -1 2/ 13 
J. Ostrowsky, 100 Jahre Berliner 
Kongokonferenz 11 - 12/ 15 

Atla ntik 
D. Schulze-Marmding, Der SüdatLantik 
im Fadenkreuz imperialinischer 
Interenen (Teil I ) 9{S6 

M. Val1i, WaswiU die UDF? 
J. Ostrowsky. Die neue Republik 
ANCAufruf gegen das !I·Rassen· 
Parlament 
W. Brönner. Die S'J.nz andere Afrika-

9/18 
10/25 

1°/26 

konferenz 11 -121 4 
A. r\zo. Das Volk isl nicht einzu· 
schüchtern 11-12{ 9 
M. Kolter, Friedensnobelpreis für 
Bischof Tutu 11 -12{12 

4/~9, 6/46 
1/53,2/53,3/ 49, 4{5 7 

5/53,6/45,9 /49 

Kurzinformationen 
Infodienst 

Surin am 
Kurzinformalionen 

Tansan ia 
Kurzinformation 

. Thailand 
E. Schneider/li. Wagner , ScIO;-Tou· 

1 /~ 4, 2/55 

3/50 

rismu5 und J'rauenhandd 9/44 

Tschad 
LA. Heinrich, Wie kam eszum 
Abkommen von Tripoli,? 
Kurzinformationen 

11 - 12/32 
1/55,3/50 

Türke i 
A. Krajczek, thais Wahlsieg 
D. Falk, Was r<:~t die Türkei an 
Irakisch·Ku rc!inan? 

IJlI 

4/ 8 
6/16 D. Falk, "Demokratisierung" 2. Akt 

K. Rössel, Kein Urlaub im Land der 
Sonne 7-8/ 74 

5/55,9/51,11-12/86 
10/ 45 

Kurzinformationen 
Infodienst 

Tunesien 
LA. Heinrich. Die Hungcrrevolte 

n. SChub;e·Marmeling .... (Teil 2) 

Indochina 
G. Giescnfeld, Oiinas Rache für 
Kampuchea 
Kurzinformation 

Mittelam~rika/Kar ibik 
W, Brönner, Bonn geht zur Sache (AK) 
N. Biver, Hat der Frieden noch eine 
Chance? 
Der K.issingcr·Report 
R. Burbach, Lehren derGrenada­
Invasion 
F. Canro, Zeit für neue Einsichten 
in Washington 
Stellungnahmen zur Bonner Politik: 

2/21 

10/20 

7-8/68 
4/58 

2/ , 

2/ 4 
2/ , 

2/10 

2/12 

J. Warnke (CDU) SB 2/48 
HJ. Wischnewski (SPD) SH 2/58 
N, Biver, Die Verminung Mittclameri­
kas (AK) 
N. Biver, Guatemala und die Mittel· 
amerikakrisc 
SoJidaritäUkonferenzen (10) 
E. Thölke·Sommer, Abgesang der 
Friedensbewegu ng (AK) 
N. Biver, Bonner Trennungslinie in 
Mittelamerika (AK) 
Erklärung antiimperialisti"her Orga· 
nisationen der Karibik und Mittel· 

5{ 19 

5/19 
5/53 

'/ , 
9/ , 

amerikas 
Buchtip (ID) 
N. Biver, Verhandlungen 
Contadora-Friedensplan 

9/34 
10/54 

11-12/10 
11-12/74 

Naher und Mittlerer Osten 
W. Brönner, Bonn geht zur Sache (AK) 
J. Stork/J. Paul, WaffenelO;porte 
R. Falk, Was geht uns derGolfkrieg 

2/ , 
3/42 

Uganda 
Kurzinformation 11-12/87 

Uruguay 
A. Gonzales. Steine auf dem Weg zur 
Demokratie 7 - 8/ 18 
L Seregni, Das Zusammengehen ist 
unerläßlich 7- 8/20 
A, Goru:aics, Die Diktatur vor dem 
Ende 9/20 

1/55,2/55,4/59.5/54 
7-8/80 

Kurzinformationen 
lnfodienst 

Venez uela 
Kurzinformation 

Vietnam 
G. Giesenfcld, Chinas Rache fiir 
Kampuchea 
Ku~information 

Infodienst 

Westsahara 
LA.llcinrich, Das verhinderte 

I /54 

7-8/68 
5/55 

11-12/85 

Referendum 3/21 
Resolut ion der 38. UN·Vollversammlung 3/22 
Kurzinformation 4/59 
Infodienst 4/ 57 

Z imbab we 
H. Mayer. Ocr 2. ZANU·Kongreß 
Kurzinformation 

Zyp ern 

11 - 12/26 
10/47 

I.liibben-Pistofidis/A. Pistofidis, 
Die Scparatrepublik und die Wurzeln 
des Konflikts 2/38 

2f39 
2/40 
2/ 43 

Die Positionen der Linksparteien 
Die UNO zum Zypernkonflikt 
Daten 
Kurlinformationen 1{55,7-8/82 

an? (AK) 
N. Baraki/N. Mina, Eskalation am Golf 
Stellungnahmen zur Bonner Politik: 

4/ , 
4/ 4 

H. Kohl (CDU) 
A. Mmcs (CnU) 

SH2/46 
SH2/48 

Deutsche Ge$f: llschaft für Auswärtige 
Politik SH 2/5 1 
H. Hofmann (SPD) SH2/53 
H. Ehmke (SPD) SH 2/57 
HJ. Wischnewski (SPD) SH 2/58 
ASK SH2/58 
J. Reenu (Grone) SH 2/~9 
Bundestrcffen der Nahost-Gruppen (10) 5/84 
Aktion gegen BRD-Intervention (10) 6/45 
UdSSR-Vorschlag zum Nahostkonflikt 9 /50 
Treibminen im Roten Meer (KI) 10/47 
Broschüre zur Rolle der BRD (ID) 11 - 12{85 

Südam erika 
U. Kampmann, Schuldnerrebel!ion 
Buchtip (ID) 
M. KolterlU. Schnell, Der Fall Boff 

Süd· und Ostasien , Pazifik 
Japan·Korea (KI) 
W. Belio/P. Hayes/ L Zarsky, Kriegs­
vorbereitungen im Pazifik 
R. Werning,Japam Rolle in der 
US·Pazifikstrategie 
A. Krajczek, Chinas Standort 

9/41 
10/45 

11-12f77 

I/55 

6/ 4 

6/ 9 
6/ 14 

W. Bello, Philippinen - US-Basen für 
den Atomkrieg 7-8/63 
M. Schuck, AnnäherungJapan­
Südkorea? 
G. Diederichs. Der Südpazifik im 

11 - 12/46 

Griff der Atomkriegsplaner 11-12/49 
Oiarta flir einen atom(waffen)freien 
Pazifik 11 - 12/53 
Daten zur pazifischen In~lwdt 11 - 12/53 
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Stichworte 

Ausländerpoüt ik 
Marsch gegen Rassismus 10/42 
A. Krajczck, Ausländerpolitik 
wohin? (A K) 11 - 121 3 

1 /~3, 2/~3, 3/49, 5/:.3, 7- 8/81 Infodicnsl 

BRD.E ntwicklungspolitik-Dritte Wc:!t 
R. Falk, Grenada und die Bundcsrcgic-
ruo, 
W. BrönneT. Bonn geht zur Sache (AK) 
R. Falk, Was geht uns der Golfkrieg 
an? (AK) 

1/19 
2/ , 

'/ , 
R. Falk, Fricdenspolilik oder n<:oko' 
loniali'l ische Arbeiutcilu ng? 
Stellungnahmen 'l:ur Bonner Nahost­
und Mittclamerikapolitik, siehe 
Stichworte: KriegJt'ricdcn und 

SH 2/45 

Dritte Welt 
Bonn und das Südliche Afrika 5/ 9 
J. Oslrowsky, Was sollte der Botha-
Besuch? (AK) 7-8/ 3 
Stellungnahmen zum Botha·Besuch, 
siehe Länder: Siidafrika 
ISSA, Bundc!Hcpublik-Siidafrika 7-8/ 7 
W. Brönne., Bonn und Nikaragua 1-8/26 
BRD-lran (KI) 9/50 
BRD-Türkei (10) 10/45 
Kölner Konferenz zum Südlichen Afrika, 
siehe Regionen: Afrika/Südliches Afrika 
BRD-China (Kl) 11 -12/86 

Ent wickl ll ngslä nder/wirtschaf tJic he 
lind sotiale Probleme 
P. Garcia, Neue Informationsordnung 
Informationsordnung (KI) 

2/46 
3/51 

U. Nettdbeck, Ist der Hungertod 
unabwendbar? 
Protest gegen Milupa (10) 
Verschuldung (KI) 

7-8/76 
7- 8/81 
7- 8/82 

U. Kampmann, Schuldnern:bellion 
Weltbevölken.lßgskonfen:nz (KI) 
Hunger - Geißel des Neokolonialismus 
6. UNIDO-Konferenz (KI) 

9/41 
9/51 

10/35 
10/46 

Buchlip: Bluthandel (ID) 
Weltbank/ lMF-Tagung (KI) 

Frankreich und Drine Welt 
L.A. Heinrich. Wie kam es zum Ab­
kommen von Tripolis? 

F raue n 
E. Schneider/Ho Wagner, Sex-Tou· 
rismus und Frauenhandel 
Frauen in Südafrika (10) 
Frauenhandel (10) 

G roßb ritannien u nd Dri tte Welt 

11 - 12/85 
11 - 12/87 

11 - 12/32 

9/44 
9/49 

11 -12/8:' 

D. Schulze-Marmding, Der Südatlantik 
im Fadenkreuz imperialistischer 
Interessen (Teil I) 9/36 
O. Schulze·Marmeling, ... (Teil 2) 10/2Q 

Internationale Organisationen und 
K onfere nten 
Deklaration der Grenada·Kon ferenz 
N.A. Razuk (AAPSO ), 3. Welt und 
Rüstung 
Islamische Konferenz (K I) 
R.jäger in die UNO? (10) 
AAPSO·Erklärung zu Abrüstung 
WeltbevölkerunvkonfeTt':1U (KI) 

1/24 

2/50 
3/50 
4/:'7 
9/47 
9/51 

10/46 6. UNIOO·Konferenz (KI) 
Weltbank11M F-Tagung (KI) 11 -12/87 

J apan lind Dritte Welt 
japan-Kon:a (KI) 
R. Werning,japans Rolle in der 
USo Puifikstrategie 
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1/:'5 

6/ 9 

M. Schuck, Annäherungjapan· 
Südkorea? 11 - 12/46 

Krieg/ Frieden u nd D rine Welt 
R.. Falk. Wie weiter nach Stationierungs· 
beginn? (AK) 11 , 

2/50 N.A. Ruzak. 3. Welt und Rüstung 
j. Stork/j . ]'aul, Waffenexporte in den 
Nahen und MinIeren Osten 
Friedensbewegung (10) 

3/42 
3/49 

Sonderhdt 2/1984: AirLand Banle und 
die Rolle der Bundesrepublik 

SIl 2/ 3 
SH 21 6 

W. Brönner, Air Land Battle (Teil I ) 
"Warlab" -ein Filmdokument 
AirLand Banle 2000 sn 21 7 

1/48,SH2/12 
1/:'0, SH 2/14 
4/18,SH2/16 
4/18.S~1 2/18 

W. Brönner, ... (Teil 2) 
Chemische Waffen 
W. Brönner, ... (Teil 3) 
Wirkungen des Atomschlags 
Dokumentation: 
AirLand Battle 1986 
Field Manual 100·5 Operations 
Leitlinien·Dokument 
Wartime Ilost Nation Support 
AirLand Battle 2000 (BRO· 
USA· Fassung) 
R. Falk, Friedenspolitik oder 

4/21,S H 2/21 
4/27,SH 2/27 
4/36,SH 2/36 
4/39. SH 2/39 

4/41,SH2/41 

neokolonialistische Arbeitsteilung SH 2/45 
Stellungnahmen zur Bonner Nahost· 
und Mill elamerikapo~tik: 

11. Kohl (CDU) 
A. Mertes (COU) 
j. Warnke (CSU) 
Deutsche Gesellschaft für Auswärti~ 
Politik 
H. Hofmann (SPO) 
H. Ehmke (SPD) 
HJ. Wischnewski (S PD) 
Erklärung des ASK 
j. Reents (Grune) 
V. Perlo, Was ist der militäri~ch­
industrielle Komplex? 
E. Thölke-Sommer, Abgesang der 
Friedensbewegung? (AK) 
W. Bello/P. Hayes/ L. Zar.;ky. Krieg$­
vorbereitungen im Pazifik 
R. Werning,japans Rolle in der 
US-Puifikst rategie 
E. Gardenal, Friedens· und 
Befn:iu ngsbewegung 
W. Bello, Philippinen - US-Basen 
für den Atomkrieg 
Abrüstung (KI) 
AAPSO-Erklärung zur Abrustung 
Friedensaktionen im Herbst (10) 
4. Krdelder Forum (10) 

sn 2/46 
SB 2/48 
SB 2/48 

SB 2/:'1 
SB 2f:.3 
S1I2/57 
SH 2/58 
SH 2/:'8 
SH 2/:.9 

:'/46 

6/ , 

6/ 4 

6/ 9 

7-8/47 

7-8/63 
7- 8/82 

9/47 
9/49 

10/45 
G. Diederichs, Der Südpuifik im 
Griff der Atomkriegsplaner 
Medizinische Folgeschäden der 

11 - 12/49 

AtomteslS 11 - 12/:'2 
Cluta rur einen atom(waff~n)freien 
Puifik 11 - 12/52 
D. Rosin, Pazifismus und BefTt':iungs-
kampf 11 - 12/15 

K ultur 
P. Wahl,Nikaragua· Film "Under FiTt':" 
P. Garcia, Neue Informationsordnung 
A. Friese, Nikaraguafilm 
3. Welt inden Medien (10) 
P. Grund, Filmschaffen des anderen 

1/51 
2/46 
2/:. 1 
2/53 

EI Salvador 3/47 
U. Karveiius,julio Cortazar 4/52 
Buchtip (10) 4/:'7 
Filmdokument "Warlab" SH 2/ 6 
P. SChÜII, Agostinho Neto 6140 
H.E. Schäfer, Clile - Dokumentarfilm 9 /49 
Gespräch mit Mahmoud Darwish 11-12/82 

Religio n / Kirc hen 
j. Esquivel, Christen im Widerstand :./34 

M. KolterjU. Schnell, Der Fall Boff 11-12/77 
P. Rlchard, Theologie der Befreiung J 1- 12/80 

Rezensionen 
G. Wallraff u.a., Nicaragua von innen 1/:.2 
K. Khella, Ausländer in der BRD 4/:'5 
M. Budzinski (Hg.), Aktionshandbuch 
Ausländer 4/55 
G. Tsiakalos,Ausländerfeindlichkeit 4/55 
A. Brzoska/A.A.Guha/Ch. Wellmann. 
Das Geschäft mit dem Tod 5/51 
W. Perdelwitz/H. Fischer/K.G. Barth, 
Waffenschmiede Deutschland 5/5 1 
I. Naidoo/Albie Sachs, 
Insel in Ketten 
Tagungsberich t "Kongreß Wissen· 
schaftler gegen Ausländerfeindlich keit" 

6/43 

Frankfurt 10/ 43 
R. Wein/H. Mayer, Afrika den 
Europäern 
W. Westphal, Geschichte der 
deutschen Kolonien 
M.O. Hinz/H. Patemann/A. Meier. 
WeißaufSchwart 
H. Pate mann, Le rnbuch Namibia 

11 - 12/24 

11 - 12/24 

11 - 12/25 
11- 12/25 

Solidaritätsbewegung 
Infodienst (KurLmeldungen und 
Ilinweise zur Solidaritätsbewegung 
in jedem lieft ) 
E. Thölke-Sommer, Abgesangder 
Friedensbewegung? (AK) 
N. Biver, Was brachte der 8. BUKO? 
E. Gardenal, Friedens· und Befrei-

6/ , 
7-8/75 

ungsbewegung 7-8/79 
Au fru f zur Mittelamerika-Demonstra-
tionder Friedensbewegung 10/24 
Ratschläge für VeranStaltungen (10) 10/4:' 
Kölner Konferenz zum Südlichen Afrika, 
siehe Regionen: Afrika/Südliches Afrika 

Sport 
G. Diederichs, "Operation Gold" 10/40 

USA und Drine We il 
W. BrÖnner. Operation Grenada 1/20 
Buchtip(lD) 1/:'3 
Der Kissinger·Report 2/ 5 
R. Burbach, Lehren aus der Grenada· 
Invasion 2/10 
W. Brönner, Das Dilemma Libanon (AK) 31 3 
Buchtip (10) 4/57 
Sonderheft 2/ 1984: Air Land Battle und 
die Rolle der Bundesrepublik, siehe 
Stichworte: Krieg/ Frieden und Drille Welt 
N. Biver. Die Verminung Mittel· 
amerikas (AK) 5/ 3 
j. Ostrowsky. Die US·lntervention in 
Guatemala 19:'4 5/37 
V. Perlo, Was ist der militärisch· 
industrielle Komplex? 
W. flello/P. Hayes/L Zarsky, Kriegs­
vorbereitungen im Puifik 
R. Werning, j apans Rolle in der 
USo Puifikstrategie 
N. Biver, Nikaragua - Von der 
Verminungzur Invasion? 

5/46 

6/ 4 

6/ 9 

6/28 
j. Gavanaghlj. Hackel, Der Wirtschafts· 
krieg gegen Nikaragua 7-8/47 
N. Biver, Nikaragua - Die 
US-Intervention 
Mittelamerika - Olronologie der 
US-Interventionen 
W. Bello, Philippinen - US-Basen rur 

7-8/52 

7-8/53 

den Atomkrieg 7 -8/63 
O. Schulze-Marmeling, Der Südatlantik 
im Fadenkreuz imperialistischer 
InteTt':ssen (Teil I ) 
W. Brönner, Auf ein Neues mit 
Reagan? (AK) 
K. Ege, Mondate - Alternative zu 
Reagan 
D. Schulze·Marmeling, ... (Teil 2) 
G. Diederichs, "Operalion Gold" 
G. Diederichs, Der Südpazifik im Griff 

9/36 

10/ 3 

10/ 4 
1°/20 
10/40 

der Atomkriegsplaner 11-12/49 
Buchtip (10) 11-12/85 



Palästina 

Georg Stein 

Der Nationalrat 
von Amman 

17. PNC; Y. Arafll (r.) "nd der ne.< PNC·Prhidenl 
Sh.ik Abdel Hamid 11 Saleh (F.,."" G. S .. i") 

In der jordanischen Hauptstadt Amm..n 
tagte vom 22.-29.11.1984 der Pal:isti­
nensische Nationalrat (I'Ne), das Exil­
parlament des paläslinensischen Volkes 
und höchstes beschlußfassendes Gre­
mium der Palästinensischen Befreiungs­
organisation (PLO). 

AlJeinpräsenz von Fatah und ALF 

Nachdem die 17. Sitzung des PNe im 
Laufe des vergangenen Jahres bereits 
viermal verschoben worden war und die 
Bemühungen der PLO-Führung zur Wie­
derherstellung ei ner größtmöglichen 
nationalen Einheit an syrischem Dmck 
und innerpalästinensischen Differenzen 
gescheitert waren, hatte sich die Al 
Fatah unter Yassir Arafat Anfang No­
vember 1984 im Rahmen eines politi­
schen Alleinganges fur die Einberufung 
des Nationalrates zum 22. November in 
Amman entschlossen. 
Von den acht in der I'LO zusammenge­
schlossenen palästinensischen Wider­
standsorganisationen nahm neben der 
Fatah nur noch die politisch bedeutungs­
lose, unter irakischem Einfluß stehende 
Arabische Bdreiungsfront (ALF) ander 
Sitzung in Amman teil. 
Die den Nationalrat boykottierenden 
restlichen sechs Fraktionen der PLO ge­
hören zwei verschiedenen Blöcken mit 

u nteuch iedlicher poli tischer Zielsetzung 
an. Auf der einen Seite $tehen die Grup­
pierungen der Nationalen Allianz, die 
sich im Mai 1984 bildete. Sie ulnfaßt die 
1983 von der Fatah abgespaltenen Re­
bellen unter Führung der ehemaligen 
Fatah-Kommandanten Abu Moussa und 
Nimer Salch sowie das unter syrischem 
bzw.libyschem Einfluß stehende Volks­
front-Generalkommando von Ahmed 
Jibril, die Palästinensische Volkskampf­
front und die Saika. Entsprechend ihrer 

politischen Abhängigkeit von Syrien 
bzw. Libyen verlangte die Nationale Al­
lianz den Rücktritt Arafats vom Amt des 
PLO-Vorsitzenden als Vorbedingung rur 
ihre Teilnahme an der Nationalratssit­
zung. 
Den zweiten internen Oppositionsblock 
gegen die Politik Arafats bilden die Frak­
tionen der Demokratischen Allianz. Die­
se konstituierte sich zu Beginn des Jahres 
1984 als Rea ktion auf Arafats Besuch in 
Kairo vom Dezember 1983. Zur Demo­
kratischen Allianz gehören neben der 
Volksfront von George Habbasch 
(PF LI' ) und der Demokratischen Front 
,·on l'\ayd Hawatmeh (DFL!') noch die 
kleineren Gruppen der Palästinensischen 
Kommunistischen Partei (PCP) und die 
Palästinensisehe Bcfreiungsfront (PtF ). 
Die politische Gemeinsamkeit zwischen 
diesen beiden Allianzen liegt vor allem in 
der Ablehnung von Arafat! Wiederan­
näherung an Ägypten und Jordanien so­
wie in der Verurteilung der damit in en­
gem Zusammenhang stehenden Distan­
zierung der I'LO-Politik von Syrien. Im 
Unterschied zur Nationalen Allianz 
haben sich die in der Demokratischen 
Alhanz zusammengeschlossenen Grup­
pierungen jedoch eindeutig gegen die 
militärische Austragung von politischen 
Differenzen in der PtO ausgesprochen 

und den Rücktritt Arafats nicht zur Vor­
aussetzung rur ihre Teilnahme an der Sil­
zu~g des Nationalratesgemacht. 
Die bereits vor dem Libanonkrieg von 
1982 latent vorhandenen Widerspruche 
innerhalb der P LO kamen nach 1982 
offen zum Ausbruch. 
Sie erfaßten neben den einzelnen politi. 
sehen Organisationen u.a. auch das Präsi­
dium des Palästinensischen National­
rates. Der in Damaskus residierende und 
politisch Syrien nahestehende Präsident 
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J"rdan,~he, Ga.tlebe, Kön'l Hu .. e," (1.) m,t dem wied.,&ew,hlten PLQ·V"rs'12enden Arafat "uf dem Nal;onat,at on 
Amman 

des Pl\C, Khaled al Fahoum, hatte sich 
geweigert, das J'arlament nach Amman 
einzuberufen. Nach sei ner Interpreta­
tion der Nationalrats-Statuten kann nur 
der amtierende Präsident den National­
rateinberufen. 

Die Weigerung Fahoums fUhrte schließ­
lich zur Einberufung des Parlaments 
durch den stellvertretenden National­
ratsvorsitzenden Salem al Zaanun. 

Zaanun legitimierte sein Vorgehen mit 
einem anderen Punkt der PNCSatzung. 
nach welchem der Wunsch 1/4 aller 
National ratsmitglieder ausreicht, den 
Nationalrat einzuberufen. 

PNC-Präsident Fahoum abgewählt 

Mit der Anwesenheit von 257 der insge­
samt 384 Nationalratsmitgliedern in 
Amman war zumindest nach dem Ver­
hältnis der Fatah die beschlußflihige 2/3 
Mehrheit des Parlaments hergestellt. 
Fahoum und die zwei Oppositiunsal1ian­
zen sprachen jedoch dem Nationalrat sei­
ne Rechtmäßigkeit mit der Begründung 
ab, daß das Austauschen von insgesamt 
52 Fatah-Mitgliedern verschiedener Mas­
senorganisationen vor der Feststellung 
der Beschlu ßfah igkeit illegal gewesen sei. 

Die Fatah halte in der Tat 52 Parla­
mentsmitglieder. dic ihren Boykott der 
Tagung in Amman angekündigt hatten. 
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vor Beginn der Sitzu ng durch teilnahme­
willige Fatah-:\ li tglieder austauschen las­
sen. Die Organisation ,-\r3fats sah darin 
keinen Verstoß gegen die PrOlOkolleder 
beiden vorangegangenen Tagungen. de­
nen zufolge erst nach Feststellung des 
2/3-Quorums über die Auswechslung 
bzw. \'eubestimmung \'on \'ationalr3ts­
mitgliedern entschieden werden darf. 
Fahoums Weigerung den P\,C einlube­
rufen, führte gleich am euten Sitzungs­
tag zu seiner Ahlösungdurch den _\rafat­
loyalen Sheikh .\bdul lI,lnlid Saeh im 
Amt des :'\ationalralspräsidenten. 

Die politischen Diskussionen ,\Uf der ein­
wöchigen I':'\C·Sitzung waren besimmt 
\'on drei . alle anderen Fragen dominie­
renden Themenbereichen: Dem Ilussein­
Vorsl-h!3g für eine gemeinsame jorda­
niich-pal:istinensische Koopera tion. den 
zukünftigen Beziehungen der I'LO zu 
Jordanien. Agy pten und Syrien sowie 
den Bemühungen um eine Foruetzung 
des innerpalästinensischen Dialogs mit 
dem Ziel der Wiederherstellung der na­
tionalen Einheit. 

Der von König Hussein in seiner Eröff­
nungsrede präsentierte Vorschlag, die 
UN-Resolution 242 von 1967 zur 
Grundlage für die auch von der PLO an­
gestrebte internationale Friedenskonfe­
rem: zu machen, mußte von den in 
Amm3n versammelten Palästinensern 
verständlicherweise als eine Art poli­
tische Ohrfeige angesehen werden. Denn 

dieser Vorschlag bedeutet einen politi­
schen Rückschritt im Vergleich zum Fez­
l'lanvon 1982. 
Weniger Husseins Forderung nach "Frie­
den im Austausch gegen Land" W3r in 
diesem Zusammenhang für die 3blehnen­
de Haltung der Palästinenser bestim­
mend, sondern sein Bezug auf eine Reso­
lution. welche die I'alästinafrage auf ein 
reines Flüchtlingsproblem verkünt und 
die Rechte der P31ästinenser auf Rück­
kehr, Selbstbestimmung und Gründung 
eines eigenen Staates mit keinem Wort 
erwähnt. 
Der Nationalrat ließ zwar keinen Zweifel 
an seiner ablehnenden Haltung gegen­
über der Resolution 242 als Basis für die 
internationale friedenskonferenz. In der 
politischen Abschlußresolution zeigt 
aber die Forderung der !'LO nach "einer 
internationalen Friedenskonferenz auf 
der Grundlage der U;";-Resolutionen zur 
P3lästinafrage" die stillschweigende 
Akzeptierung der Resolution 242 durch 
die PLO an_ 
Am Rande der N3tionalrautagung deu­
tete Yassir Arafat in einem Gespräch die­
se Anerkennung der Resolution 242 an. 
Er sprach davon, daß sich die I' LO 
"grundsätzlich mit aUen Ul'\- Resolutio­
nen befasse. die für die Palästina frage 
relevant sind. Ich wiederhole, mit allen 
UN-Resolutionen, die für die Palästina­
frage relevant sind_" Arafat machte dar­
über hinaus deutlich. daß die "LO in 
Husseins Vorschlag "lediglich den Rah­
men einer jordanisch-palästinensischen 
_\nnäherung sieht, nicht jedoch eine in­
haltliche Konkretisierung dieser An­
näherung". 

Ja zu allen UN-ResoJuti oncn 

Nach Arafats Einschätzung bedeutet die 
von Hussein in seiner Eröffnungsrede an· 
ge kündigt e jordanisch-p aläst inens ische 
Kooperation "ohne Zweifel einen deut­
lichen Auftrieb für die beiderseitigen Be­
mühungen, die besetzten Gebiete zu be­
freien", 
Nicht zuletzt vor dem Hintergrund einer 
beabsichtigten Normalisierung der Be­
ziehungen zu Syrien und zur innerpalä­
stinensischen Opposition vermied der 
Nationalrat in seiner Absch!ußresolution 
eine allzu offensichtliche offizielle Ab­
segnung von J-1usseim friedemvorschlag. 
Dennoch ist die politische Einbindung 
der PLO-Strategie in die neue (ge­
mäßigt-)konservative Achse Ägypten­
J ordanien nicht übersehbar_ 

Die äußerst maßvollen und pragmati­
schen Positionen reflektieren deutlich 
wie niemals zuvor die Absicht der I'LO. 
die besetzten Gebiete auf dem Wege e i­
ner politischen Verhandlungslösung zu 
befreien. Die Absiehtserklärung von der 



Interview mit Abu Jihad 

Enge Abstimmung PLO-Jordanien 
Am Rande des 17. Pallistincnsischeß Nal iona lratJ in Amman sprach GCOTg Stein ru. das AJ 8 mi t 
e inem der To pfUhrcr der Pal~stincnsuchen ßcfreiungsorganiul ion (PLO). AbuJihad . alias Khali l 
a l-Wazir . ist stclkcrcrctfndcr militä rische r Oberbc: fchlsha1H: r der PLO und in deren größ ter 
Mitglicd ,;organisation AI "'auh Ik.$ tdlvcrtrc ltr des Vorsi l~endcn Y :usir Ar.lfa t . 

A lB: König lIuss.:in und Y:l§s;r Arafat spra­
chen in ihren Eröffnungsrcdcn ;!.uf dem Palj· 
M;ncnsischcn Nalionalr~t in Amman vom 
Beginn einer neuen gemeinsamen jordJnisch· 
palilstincnsischcn Zusammenarbeit. Welche 
Rolle soll die PLO dabei iibernehmen? 
ABU )IIIAO: Schon wäh~nd der heiden 
leuten J ahre gab es sehr enge Beziehungen 
zwjs.:hcnJordanicn und der PLO. 
Amman als Tagungsort de~ 17. Nationalrate~ 
der PLO zeigte schließlich sehr deutlich, wie 
stark. die beiderseitigen Be~i/,hungen gegen· 
" .. artig sind. Auf dieser Gn.mdlage intensiver 
gegenseitiger Kontakte werden wir gemein· 
sam den Kampf umeres palil5linensisehen 
Volkes in den besc:tzten Gebieten untentüt­
zen und .. er~t .. rken. 

Fez-Plan a ls gemeinsamer Nenner 

Auf arabischn Ebene werden sich die PLO 
und J ordanien beiderseitig tur den Abbau 
der momentanen Differenzen einset7.en. 
Im internationalen Bereich beabsichtigcn 
wir politisehe Schritte in Richtung der ,on 
beiden Seiten vCTeinbarten internationalen 
Friedenskonferenz ",-u unternehmen. 
Die Grundlage der PLO fur eine politische 
Zusammenarbeit wird dabei immer der Fez· 
Plan von 1982 sein (Wortlaut in: AlB 
11· 12/ 1982; d. Red.). Die PLO kann der 
UN·Resolution 242 (aus dem J ahr 1967;d. 
Red.) nicht als Au,gangspunkt für J.'rieden~ 
verhandlungen zustimmen. da die Resolu· 
tion 242 das Paustinens.-rproblem nur ab 
Fluchtlingsfrage behandelt. 
AlB: Nun hat ja Arafat in leuter Zeil meh;" 
mals angedeulet, daß die PLO bereit sc:i, alle 
UN·Resolutinn zu akzeptieren. 
A BU JIHAD: Das ist richtig . Wir streben das 
an, denn im Rahmen UlIS<'rer politischen 
Strategie müssen wir alle l~N·Resolutionen 
beri.icksichtigen. 
AlB: Unmittelbar vor dem Nationalrat in 
Amman hat Fatah·Führer Abu Jih~d eine 
Eskalatiun des bewaffneten Kampfes gegen 
lsr .. cl angekilndigt. Wie und wo beabsicht igt 
die I'LO eine Ausweitung ihrer militari"hen 
Aktivitäten? 
ABU JIHAO: Der zukünftige Schwerpunkt 
unseres Kampfes liegl in den besetzten Ge­
bieten. 
Gemaß der Charta der Vereinten Nationen 
haben wir ein Recht auf Widerstand gegen 

die mi\it~risehe lksellungderWesthankund 
des Gaza-Streifens. Wir werden auch weiter· 
hin Jn der Kombination 'on politischem und 
bewaffnetem Kampf feSlhalten, wobei sich 
beide Widerstandsformen gegenseitig ergan· 
zen. 
Auf jeden Fall werden wir unsere Aktivitj· 
ten gegen die ßesat",-ung verstarken. Die mili· 
tilrislhe Option ist nach wie vor eine Grund· 
lage unseres Widenl;mdes. Und wir mü~sen 
den bewaffneten Kampf fortsetzen, um 
uberhaupt gehört lu werden. 

No rmalisie rung mit Ägypten, Syrien 

AI8: Der Nalionalr.l1 in Amman sprach "on 
po'il;ven Elementen in der Politik Mubaraks 
gegenüber der Pa!aninafrage. Nach wie vor 
gibl es aber nicht wenige hl;minenser, die 
den Besuch Arafats im DC'tember 1983 in 
Ägypten ab Verswß gegen die Nationalrats· 
be;~hlüsse "om februar 1983 ablehnen. 

AB U JIIIAD: Der Besuch unseres Bruders 
Abu Ammar (Araf~t) muß zum einen vor 
dem Hintergrund der Ereigniss.- in Tripoii 
(vom Herbst 1983, siehe Al B l f1984; d. 
Red.), d.h. der syrislhen Aggression mit 
ihren Handlangern, gesehen werden. Zum 
anderen bedeutete Arabts Besuch in Kairo 
in keinster Weise eine Zustimmung der PLO 
zu Xgyptens Camp·David·Pniitik (Sadats 
Separalabkommen mit den USA und Israel 
1918/79;d. Red.). 
Arafat besuchte ~Iubarak in dem Bewußt· 
sein. daß die Araber. ganz besonders aber die 
PalJstinenser, das ägyptische Volk und 
Ägypten Jufgrund .einer politischen Bedeu· 
tung in der Region benötigen und nicht ver· 
nachlaSiigen dürfen. 
Darüber hinaus implizier<,n unsere Be~iehun­
gen zu Ägypten, wie gesagt, keine Anbin· 
dung an Camp David. Wir sind nach wie vor 
eindeutig gegen den Camp·Dl,·id-Vertrag 
und werden auch immer dagegen sein. 

AlB: Welche Möglichkeiten sieht die PLO für 
eine Wiederannaherung ihrer Politik an Sy· 
rien? 
A lI U J IHAU: Diese Frage muß an Syrien 
gerichtet "crden. Wir haben nichts unver· 
sucht gelassen, einen Weg zur Nonnahsie· 
rung unserer Beziehungen mit Syrien zu fin· 
den. 
Ich erinnere dabei an unsere direkten Ver· 

ruche, aber auch an die Vermittlungsbemi.i· 
hungen U.a. von König Fahd und der Sowjet· 
union. Bislang blieben jedoch alle Anstren· 
gungen LUr AU!iSöhnung ohne Erfolg, nicht 
zulet7.t deshalb, weil Syrien an seinen Be· 
dingungen für einen Ausgleich festh;i!t. So 
verlangen die Syrer nach wie vor den 
Rucktritt Arafals vom Ami des Vorsit",-en· 
dender PLO. 
Das palastinensische Volk weist das als unan­
nehmbare Einmischung in seine inneren 
Angelegenheiten l.uriiek. Dennoch werden 
wir auch im Anschluß an den Nationalrat 
unsere Bemuhungen um nonnale Beziehun· 
gen mit Syrien foruetzen, unterBefÜcksich· 
ligung aber unserer unabhängigen politi· 
schen Entscheidungsfreiheit bl.w. dcs Prin· 
~ips der Nichteinmischung in unse~ inneren 
Angelegenheiun. 
AlB: Wal gedenkt Al Fatah für die Wieder­
herstellung d~r na tionalen Einheit innerhalb 
der PLO tun zu können? 
A BU JIHAO: Nach den Auseinandenet· 
zungen von Tripoli und Arafats Besuch in 
Ägypten gab e5 innerhalb der PLO einige 
gcgensätzliche Positionen. 
Zur Oberwindungdieser Differenzen iührten 
wir seit Anfang 1984 einen intensiven mehr­
monatigen innerpalaslinensischen Di310g. 

Fort führung des inneren D ia logs 

Trotz der übeuinkunft von Aden im J uli. 
den N~tionalral bis !pätestenszum 15. Sep· 
tember 1984 eirn:uberofen, haben sich einige 
Gruppen niCht an die>e Vereinbarung gehal· 
ten. Zur Wahrung einer unabhängigen natio· 
nalen PLQ·Politik entschied sich Al J-'atah 
dalln itir die Einberufung des l"ationalrates 
Ende November nach Amman. 
Die Al Fatah wird den innerpaläninensi· 
schrn Dialog auch ndch dem )';ationalrat mil 
dem Ziel fortsetzen. eine gemeinsame Basis 
für die weitere politische Zusammenarbeit 
",-u finden . 
AlB: In der gcmeinsamen Aden·Erklarung 
vom I S. J u li 1984 einigten sich die am inner· 
paL'istinen~ischen Dialog beteiligten Grop· 
~n auf rine "Korrektur ,·on PLO·lrrtümern 
der leUten J ahre". Welche Fehler hat die 
PLO Ihrer Meinung nach in den letztcnJah· 
ren begangen? 
ABU JIHAO: Wir leugnen nicht. daß wir in 
drr langen Periode unseres Kampfes Fehler 
gemacht baben. lVir sahen uns aber auch 
einer Konfrontation n;<ch der anderen ausge­
setzt. 
Nach der israelischen Aggrenion "on 1982 
z.B. halten wir es mit der syrischen Konspi· 
ration zu tun. und es bli~b uns einfach nicht 
genügend Zeit für eine ausreichende Ober· 
prüfung und Korrektur un.erer Positionen. 
Das hat dazu gefi.ihrt, daß Fehler nicht recht­
l.eitigerkannt wurden. 
In Zukunft werden wir diese Imümer durch 
ein sorgfältiges Studium unseur Politik "'-u 
"ermeiden versuchen. 
AlB: Welche Erwartungen haben Sie denn an 
die weitere :-<ahost-Politik der Europäischen 
Gemeinschaft? 
ABU JIHAD: Die Europäische Gemein­
schaft versucht nach wie vor sicb ihur Vel'" 
antwortung für die Herstellung der palisti· 
nensischen Rechte zu entl.iehen. Auf offi­
zieller Ebene wurde ja deutlich, wie die euro· 
pai>ehen Staaten sich unter dem Druck de r 
USA wieder schrittweise von der Venedig· 
Erklärung aus dem J ahre 1980 entfernt 
haben. Große Erwartungen in eine grund· 
satzliche Umkehr der momentanen euro· 
paischen Nahost·Politik haben wir keine. 
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"Verstärkung des bewaffneten Kampfes 
im Widerstand gegen die zionistische Be­
satzung" ist da nur mehr von kosmeti­
scher Bedeutung. 
Das Exekutivkomitee der PLO wird nun 
in den kommenden l\'lonaten über den 
Vorschlag I lusseins beraten. 

AnlehnunganJordan ien-Agyp tcn 

In direktem Zusammenhang mit der 
politischen Anbindung der !'LO-Politik 
an die Achse Ägypten-jordanien muß 
auch die, im Gegensatz zum Nationalrat 
von Algier 1983 (siehe AlB 4/1983, S. 
28ff.; d. Red.) veränderte I'LO·Position 
zu Ägyptengesehen werden. 
1983 noch verknüpfte die PLO ihre all­
mähliche Wiederannäherung an Ägypten 
mit dessen Abrücken von den Camp­
David-Beschlüssen (Separatabkommen 
mit Israd und den USA 1978/79: d. 
Red.). In Amman konst .. tierteder Natio­
nalrat jetzt .,eine neue bedeutende Ent­
wicklung der ägyptischen Politik" st"it 
1983. 
Gemeint sind damit vor allem die ver­
schiedentlich erhobenen Forderungen 
des ägyptischen I'räsidenten lIomi 
Mubarak, die PLO an Verhandlungen zur 
Lösung der Palästinafrage zu beteiligt'n. 
Viel wurde auf dem Nationalrat von ci· 
ner gesamtarabischen Politik gespro­
chen, die es Ägypten ermöglichen soll. 
sich sukJ.essive von Camp David loszu­
sagen. 
Die Einschätzung. Ägypten könnte sich 
längerfristig von Camp David und damit 
auch von seiner Anerkennung Israels ent­
fernen. muß allerdings als wenig rea­
listisch angesehen werden. Was rur die 
"LO bleibt, sind vorerst lediglich I:.rwar­
tungen in eine neuartige Interpretation 
der Camp-David.Verträge durch Muba­
rak, d.h. seine Ablehnung der sog. Auto­
nomiclösung bzw. sein Einlreten rur d"s 
Selbstbestimmungsrecht der Palästinen­
ser. 
Oer Besuch ArafalS bei I\lubarak im 
Dezember 1983 war auf dem Nationalrat 
in Amman nicht unumstritten. I:.rwurde 
jedoch nach heftigen Diskussion<'n als 
ein Schritt auf dem Welje der Annähe­
rung zwischen der PLO und Agypten 
mehr oder weniger sanktioniert. 
In geradezu einmütiger Weise verurteilte 
der Kongreß ,.die Absichten Syriens. die 
!'LO zu kontrollieren und zu spalten". 
UngeaChtet der politischen Diffen,nten 
zwischen bdden Seiten. sprach Faruk 
Kaddoumi. der Leiter der politisehl'n 
Abteilung der 1'LO, in seinem politi­
schen RcpoTl von der "nationalen Auf­
gabe. rur den effizienten K.J.mpf gegell 
den Imperj .. !ismus die Ikziehun!;l·n "twi­
sehen der I'LO und Syrien tU normalisie­
ren". Ein möglichcr Ausgleich mit 
Syrien kann nach dem Verständnis der 
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PLO jedoch nur auf der Grundlage der 
gegenseitigen Nichteinmischung in die 
inneren Angelegenheiten bzw. der syri­
schen Respektierung einer unabhängigen 
PLO-Politik erfolgen (siehe Kasten). 
Objektiv gesehen wird aber die enge 
Kooperation zwischen jordanicn, 
Ägypten und der I'LO eher zu einer Ver­
tiefung der gegenwärtigen politischen 
Isolierung Syriens fUhren, was die prak­
tische Aussöhnung zwischen Arafat und 
Assad nicht eben erleichtern wird. 
Es bleibt abzuwarten. inwieweit die ver­
balen Absichts<-rklärungen der PLO um­
gesetzt werden in eine konkrete beider­
seitige Annäherung. Ohne Syrien wird 
sich im Nahen Osten jedenfalls keine 
dauerhafte Lösung finden lassen, von 
diesem Faktum scheint auch die I'LO 
nach wie vorübet:lt:ugt zu sein. 

lnnt:ren Dialogoffengehalten 

Wagt man eine zusammenfassende politi­
sche Bestandsaufnahme des 17. Palästi­
nensischen Nationalrates, so kann man 
wohl die politische Stärkung der Posi­
tion Yassir Arafats kaum übersehen. 
Arafats I:.intreten rur dk Abhaltung dt:s 
Nation<llrats in Amman hat neben dt"r 
wiedergewonnenen Ilandlungsfrciheit 
der I'LO insgesamt vor allem seinen eige­
nen Kurs bestätigt. Der I'LO-Vorsitzen­
de wird in den kommenden Monaten in 
den Auscinandersettungen mit Syrien 
und der innerpalästinensischen Opposi­
tion über erheblich mehr Spielraum WT­

fUgen. Seinl" Gegenoffensive scheint 50-

mit in dieser Sicht erfolgreich gewesen 
zu sein. 
Die gestärkte I'osition Arafats zeigt sich 
nicht zuletzt in der Zusammensetzung 
des neuen PLO-Exekutivkomitees. 
Durch seinen taktisch bestimmten 
Rück tritt als PLO-Vorsitzender erpreßte 
Arafat mehr oder weniger den National­
rat zur Wahl seiner Wunschkandidaten 
fUr das Exekutivkomitee. Die unabhän­
gigen, neu gewählten Exekutivkomitee­
Mitglieder können wohl ausnahmslos als 
Anhänger Arafats angesehen werden. 
Während jeweils ein Sitz rur die I'fLP. 
DfLP und Saib rur den Fall einer 
künftigen innerpalästinensischen Aus­
söhnung frei gehalten wurden. verlor das 
Volksfront-General kommando von 
Ahmed jibril seinen Sitz im Exekutiv­
komitee. 
Alles in allem hat der Nationalrat deut­
lich seine Bereitschaft rur eine Fortset­
zung des palästinensischen Dialogs auf 
der Grundlage der Aden.Vereinbarung 
(vom 13.7.1984, Wortlaut in: AlB 
9/1984, S. IO-II;d. Red.)erkläTlund 
somit eine Tür offengcJasscn rurdie poli­
tische Aussöhnung mit den Gruppen der 
Demokratischen Allianz. 
Diese hat mittlerweile ihre Absicht uno 
terstrichen, sich .. n keinerlei Aktionen" 
irgcndwdchcr arabischer Staaten zu be­
teiligen, die auf die Spaltung der PLO 
bzw. den Aufbau einer konkurrierenden 
I'LO ~.iclell. Für eine gemeinSJme Politik 
tur Durchsetzung ihrer legitimen Rechte 
bleibt die schon so oft totgesagl e palästi­
nl"nsische Einheit nach wie vor eine nicht 
unwichtige Voraussetzung. 



Libanon 

Ivesa Lübben-Pistofidis 

Die Verhandlungen von Naqoura 

Jo.,..,hKbe IlnalK< "Ur I'o'r(luille im Sndhbanon 

Am 9. November 1984 begannen im 
Hauptquartier der Ur\.Friedenstruppen 
UNIFIL im libanesischen Grcnzorl 
Naqoura Gespräche lW ischen Israel und 
dem Libanon über einen Rückzug der 
israelischen Truppen aus dem Südliba­
non. 
Die Tatsache, daß diese Verhandlungen 
überhaupt zustandekarnen, ist auf den 
Massenwiderstand der Bevölkerung im 
Südlibanon und auf die zunehmenden 
bewaffneten Aktionen der Nationalen 
Widerstandsfront zuriickzufUhrcn, die 
seit 1982 nach offiziellen Angaben Tel 
Avivs über 600 israelischen Soldaten das 
Leben kosteie - die Dunkelzifferdürfte 
weitaus höher sein. 

Ein neuer Knebelvcruag? 

Die Besatzung kOStet den zionistischen 
Staat täglich 1 Mio Dollar. Und das sind 
Kosten, die rur das von der schwersten 
Wirtschaftskrise sdm:r Geschkhte ge­
schüttc!te Land mit einer Innationsrate 
von in,-wischen 580% kaum noch <';u ver­
krdftcn sind. 
Die isradische Seite muUte in N"allourd 
,-unächst der libanesischen Forderung 

zustimmen, daß die Verhandlungsdcle­
gationen nur aus Militärs bestehen dür­
fen, somit die Gespräche keinen politi­
schen Charakter haben, und die Ver­
handlungen <,;udem unter UNO·Aufsicht 
stattfinden. 
Dennoch herrscht im Libanon wenig 
Optimismus dariiber, daß sie ta(sächlkh 
in einen Rückzug der israelischen Besat­
zungstruppen münden werden. Zu unter­
schiedlkh sind die Positionen. 
Es sieht so aus, als würde die "erhand­
lungsstrategie Israels darauf hinauslau­
fen, die Gespräche von Naqoura in einen 
Knebclvertrat münden zu lassen, ähnlich 
dem, der Olm 17. Mai 1983 (siehe AlB 
7.8/1983, S. 40ff.; d. Red.) zwischen der 
Begin- und der Gemayel-Regierung ge­
schlossen wurde. Dieses Abkommen war 
infolge der Kämpfe um die Rückerobe­
rung Beiruts im Februar 1984, die mit 
einem bedeutenden Positionsgewinn der 
libanesischen Linken endcten, und auf 
Druck der syrischen Regicrung wieder 
gekündigt ,\ orden. 1 

Die lihancsische Mililärdclegation legte 
zu Beginn der Verhandlungen ein 6-Sci­
ten.Papier \'or. in dem der bedingungs­
lose Rüek,-ug der israelischen Truppen, 
Reparations,-ahlungen im Umfang von 

10 Mrd Dollar rur die Verwüstungen 
während der I nvasion Israels im Sommer 
1982 und die Anerkennung der Souve­
ränität der libanesischen Regierung über 
das ganze Territorium des Landes ge­
fordert wird - forderungen, die von 
israelischer Seite rundweg abgelehnt 
werden. 
Die Regierung Peres/Schamir hat sehr 
deutlich gemacht, daß sie sich weiterhin 
den Zugriff auf den Süd libanon vorbe­
hält - nur mit weniger Kosten an Male­
rial und Menschenleben. 
Israel will sich weiterhin da5 Recht auf 
Aufklärungsnüge über den Süden und 
Marinepatrouillen entlang der libanesi­
schen Küste sowie auf Vergehungsschlä­
ge gegen sog. "Infillr.l.lionsversuche" 
vorbehalten. 
Eine Schlüssel rolle bei den Verhandlun­
gen kommt der Zukunft der 1978 von 
den Israelis aus libanesischen Kollabora­
teuren und von der israelischen Armee 
bewaffneten und ausgebildeten Süd­
libanesischen Armee des Offiziers Lahad 
(Nachfolger des 1984 "erstorbenen 
Majors Haddad; d. Red.) zu. Diese Quis­
lingstruppe übt zur Zeit im besetzten 
Süd libanon administrative Funktionen 
aus, assistiert der israelischen Armee bei 
Razzien und Verhören und terrorisiert 
die nichtkollaborationswillige Bevölke­
rung des Südens. 

Stre itpunkt Quislingstntppe 

Die israelische Seile besteht darauf, daß 
diese ~1arioneltentruppc die Kontrolle 
,-umindest im Grenzgebiet zu Israel bei­
behält, während das Hinterland der UN I­
FIL unterstellt werden soll. Diese Ur.:­
Truppe soll auf ca. 10.000 ~ Iann ver­
doppelt werden. Die libanesische Armee 
soll demnach nur bis nördlich der Awali­
Linie vorriicken. 
Diese Forderungen entsprechen genau 
dem Geheimplan des US-Nahostbeauf­
tragten I\lurphy, aus dem die libanesi­
sche Zeitung An·Nahar Ende September 
1984 Teile veröffentlichte." 
Ein hoher israelischer Offi,-icr bestätigte 
gegenüber dem britischen Guardian, daß 
auch nach einem Rückzug israelische 
Offi.dere als Berater und Ausbilder der 
Süd libanesischen Armee im Libanon "er­
bleiben sollen. Er drohte damit, die Un-
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terdrüekungspraxis auch in Zukunft 
fonzusetzen: .• Die Milizen werden Ver­
hörmethoden anwenden. die wir zwar 
nicht erlauben, die aber im Libanon üb­
lich sind,,.J 
Auch von S)'rien. das der libanesischen 
Regierung grünes Licht rur die Verhand­
lungen gegeben hat, verlangt die isradi· 
sehe Seite Garantien. 
Zum einen sollen die Syrer zusichern, 
daß sie keine Truppen in die von Israel 
geräumten Gebiete entsenden. Zum an­
deren sollen sie \·erhindem. daß palästi. 
nensische Kommandos von J'ositionen 
hinter den s)'rischen Linien aus gegen 
israelische Ziele operieren, Diesen Bedin· 
gungen soll die syrische Regierung nach 
Berichten Radio Israels nachgekommen 
sein. 
Die Syrer sind an einem möglichst 
schnellen Abbau der israelischen Rake· 
ten im Libanon, die eine unmillelbare 
Bedrohung der Hauptstadt Damaskus 
darstellen, und der israelischen Telekom­
munikationseinrichtungen, mit denen 
faktisch jede syrische Truppenbewegung 
zu kontrollieren ist, interessiert. 
Andererseits steht auch das Regime in 
Damaskus den israelischen Absichten 
skeptisch gegenüber. 
Angesichts der Wiederaufnahme der 
diplomatischen Beziehungen zwischen 
j ordanien und Ägypten, der Einberu­
fung des palästinensischcn Nationalrats 
nach Amman durch die Fatah-Führung 
und angesichts der Wiederannäherung 
Irak-USA würde sich bei Positionsgewin­
nen Israels im Libanon der Ring pro­
imperialistischer Allianzen um Syrien 
vollends schließen_ 
Im Libanon selber kommt die lauteste 
Kritik an den Verhandlungen aus dem 
islam isch-fundamen ta list i sehen Lager. 
Erstmals organisierten der Jo-ührer der 
antikommunistischen, sunnitischen 
Tauhid-Bewegung, Schaaban. der für die 
Ermordung von über 50 Kommunisten 

in der Nordlibanesischen Hafenstadt 
Tripoli 1983 verantwortlich zeichnete, 
und der Führer von Khom eini·nahen 
schiitischen Gruppen Jo'adlallah eine ge­
meinsame Demonstration, auf welcher 
der Abbruch der Gespräche von i'\aqoura 
gefordert wurde. 
Besonders Fadlallah versucht durch sol­
ehe Aktionen seine Position unter den 
libanesischen Schiiten, die immerhin in· 
zwischen 40% der Bevölkerung aus­
machen. gegenüber Nabih Berri, dem 
Führer der Amal-Bewegung, der in der 
Regierung Karame die Ressorts justiz 
und Süd libanon bekleidet. auszubauen. 
Allerdings hat auch Berri mit seinem 
Aufruhum Generalstreik im Süd libanon 
2 Tage nach Beginn der Verhandlungen 
von Na<loura deutlich gemacht. daß nur 
der Widerstand der Bevölkerung der Be­
satzungein Ende setzen kann. 
Aber auch die Libanesische Kommuni · 

Prh iden, AmIn Gemayel 'el'$uch, .i<',liche Rer",m zu verhindern 

Ja 

stische Partei ("CL) hat Kritik an den 
Verhandlungen mit Israel angemeldet. 
wenn auch in differenzierter Form. 
So meint beispielsweise I'CL-General­
sekretär Georges Hawi: "Zweifelsohne 
sähen Israel, die USA und das Regime im 
Libanon es gerne, wenn diese Gespräche 
von ihrem ursprünglichen Ziel abwei­
chen und in direkte Gespr.iche zum Ab­
schluß eines neuen Abkommens ent­
sprechend dem vom 17. Mai 1984 
münden würden ... 
Dennoch liegt unserer Ablehnung der 
Gespräche nicht dieselbe überlegung zu­
grunde wie die anderer Parteien, die ver­
suchen den patriotischen Flügel der Re· 
gierung, repräsentiert durch Nabih Herri 
von der Ama!·Bewegung. Walidjunblatt 
von der Sozialistischen Fortschritts­
partei und Premierminister Raschid 
Karame infrage zu stellen. Wir betrach­
ten es als legitim zu versuchen, die Ge­
spräche voranzutreiben unter der Bedin­
gung, daß die Forderung nach einem 
\'ollständigen und bedingungslosen 
Rückzug der israelischen Truppen ... auf­
fC(:hterhalten wird und daß es in dieser 
Frage zu keinerlei Kompromiß kommt. 
Wir als kommunistische Partei sind ent­
schlossen. diese Haltung der patrioti­
schen Elemente im Kabinett zu unter­
stützen und sie zu ermutigen die Ge­
spräche dann zu beenden. wenn ihren 
Iledingungen nicht begegnet wird und 
einzustimmen aufden ~Iassenkamvfund 
den bewaffneten Kampf, um den 
Rückzug der Besatzungsmacht zu ef­
zwingen.,,4 

Gemayels Spiel auf Zeit 

Die Situation im Kabinett ist ohnehin 
äußerst gespannt. 
Dic Regierung der Nationalen Einheit. in 
der das Regime sowie die Opposition 
glcifhefmaßcn vertreten sind. wider­
spiegelt das labile Gleichgewicht im Lan· 
deo Ständige bewaffnete Auseinanderset­
zungen an der Demarkationslinie in Bei­
rut zwischen dem von I'halangisten und 
dem von den patriotischen Kräften kon­
trollierten Teil zeigen das. 
Das Gemaycl.Regime versucht. jede 
wirkliche Reform im Lande zu verhin­
dern. Die Rechte. die mit der Rückerobe­
rung Westbeiruts durch die Linkskräfte 
im Jo' l'bruar 1984 eille schwere Schlappe 
hat einsteckeIl müssen. versucht Zeit zu 
gewinnen. um das Kräfte\'crhält nis im 
Land wieder zu ihren Gunsten i:U ver­
ändern. Obwohl z. 8_ auf der Lausanner 
Konferenz im "'Iäri: J 984 die Einset'lung 
eines Verfassungskomitel's beschlossen 
wurde. das innerhalb eines halben jahres 

einen neuen Verfassungsc:ntwurf vor­
legen sollte. dauerte es allein ein halbl'S 
jahr, bis ein solches Komitee überhaupt 
zustande kam. 



D;u Regime hat bisher keinerlei Maß­
nahmen zur Befreiung des Süd libanon 
oder zur Unterstützung des Widerstandes 
gegen die Okkupationsarmee beschlos­
sen. Ein effektiver Sicherheitsplan rur 
ganz Beirut wurde Immer wieder 
blockiert. Das Land ist immer noch zer­
splittert in Ein flu ßsphären und die 
Armt-e ist nach wie vor auf der Grund· 
lage konfessioneller Gesichtspunkte 
strukturiert. 
In dieser Situat ion beschloß J unbiatt als 
einer der Oppositionsvertreter in der 
Regierung den sog. "pacte d'honneur", 
die in Lausanne getroffene Abmachung, 
die die Einstdlung jeder Attacke e iner 
der an der Konferenz beteiligten Par­
teien gegen eine andere vorsah, zu bre­
chen. 

Nationale Front im Entstehen 

Die Bildung einer so lchen Front war seit 
dem Ausgang der Lausanner Konferenz, 
in deren Ergebnis die Nationale Erret· 
tungsfront an der Frage des Konfessio­
nalismus faktisch auseinandergebroehen 
war, in der Diskussion. 
Am 9. Oktobel 1984 kündigte \Valid 
J unblatt auf einer Pressekonferenz die 
Gründung eines provisorischen Vorbe­
reitungskomitees zur Bildu ng einer Na· 
tionalen Demokratischen front im Liba­
non an. 

Die Ziele der Nat ionalen Errettungs­
front, der neben der Linken auch Ver· 
treter der nationalen Bourgeoisie. wie 
der jctzige Premierminister Karame oder 
der ehemalige S taatspräsident frangie 
angehörten, waren die AufKündigung des 
Knebelvenrages vom 17. Mai 1983. d ie 
Verhinderung der Ausdehnung des Ein· 
flußbereichs der Phalangisten im Zen­
trallibanon. die Verhinderung der Mono­
polisierung der Staatsmacht durch die 
Phalangisten und die Einleitung eines 
nationalen Dialogs. 
Diese Ziele waren mit dem Ausgang der 
Lausanner Konferenz objektiv erreicht. 
Zu weiteren grundlcgcnden Änderungen 
dcs Systems waren die Vertre ter der 
nationalen Bourgeoisie - aus Furcht 
selbst an ~ innußsphären einzubüßen -
innerhalb der Nationalen ~rrettungs­

front nicht berdt. Der Linken im Liba­
non geht es aber heute darum. die Struk­
turen selbst zu verändern. die das Land 
von einem Bürgerkrieg in den nächsten 
gclührt haben und die Zcrsplitterung zu 
überwinden. die eine ständige ~innu ß­

nahme durch den Imperialismus ermög­
licht hat. Diese neue AufgabensteIlung 
macht auch eint· neue Form des Bünd· 
niss<:s erforderl ich. 

J unblatl nannte auf d"r erwähnten Prcs­
sekonferen..: folgende vorläufige Ak­
tionsschwerpunkH> da Nationalen De· 
mokratischen Front; 

I. Fortsetzung des Kampfes zur Befrei­
ung des Sildens; 
2. Wiederherstellung dcr Einheit des 
Libano n; 
3. Wahrung des arabischen Charakters 
dcs Libano n; 
4. eine unabhängige fortschrittliche 
Außenpolitik; 
5. stru kturelle Reformen zur Änderung 
des politischen Systems und eine Neu­
strukturierung der Armee; 
6. soziale und ö konomische Reformen. 
Dem Vorbereitungskomitee zur Bildung 
der Front gehören bislang neben Jun­
blatts Sozialistischer Fortschrittspartei 

die PCL. die Arabische Demo kratische 
Partei, die Arabisch·Sozialislische Union 
und die Syrische Nationalsoziale Partei 
, no 

Besonders dic PCL hat allerdings ange­
merkt. daß die Front bislang politisch 
noch zu eng sei und es notwendig sei, 
andere fortschrittliche und patriotische 
Organisationen, voran die Amal, mit in 
die Arbeit der Front einzubeziehen. 
Anmerkungen: 
I ) Siehe:AIB3 und5/ 1984 
2) LeMond~,Paris,2.IO.1984 
3) Zit. naeh : Obersettungst~xt eines Inter­

views von Al-Hadaf/Dcmocratic Palenine 
mit Georges Hawi. November 1984 
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Auf,cblhn .. A"cn1al«lpf~r Indi", Gandhi und ihr NaohfOI,.r Raji. Gandhi (I.) 

Georg Diederichs/Andreas Krajczek 

Indien nach Indira 

"Plötzlich, wie aus heiterem Himmel, 
schossen zwei Personen. die Sten-Ge­
wehre trugen - eine uniformiert,einein 
Zivilkleidung - , auf Frau Gandhi. Zwi­
schen acht und zehn Kugeln trafen sia" 
~Iit diest'n Worten meldete die Presse­
agentur United News of India am 31. 
Oktober 1984 die Ermordung der indi­
schen ~linisterpr'jsidentin Indira I'riya­
darshini Gandhi. Tags darauf suchten die 
blu tigstcn Auseinandersetzungt-n 
Rache.:üge von Ilindus gegen Sikhs - seit 
der TeiJung desJahres 1947 Indien heim. 

Indien ohne Indira Gandhi - eine Wirk· 
liehkeit, die sich mit der Vorstdlung 
noch immer nicht so recht vcrcinbarcn 
lass<:n will. 
"Indira ist Indien. und Indien ist Indira", 
dil'sl' zündende I'arole, die zu ihren Leb· 
zeiten ihre Anhänger clJl'nso bt·geisterte 
wie sie ihre Kritiker provozierte. könnte 
nach ihr<:m gewaltsamen Tod dennoch 
bis zu <:inem gewissen Grad wahr wer­
den, 
Äußerlich ist Indien zwar wieder zur 
Normalität zuriickgeko:hrt. Doch das 
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Morden. Brennen und I'lündern, das dem 
Mord von Ddhi fOlgte und SChätzungs­
weise 1.500 Menschenleben forderte, 
hat dem ohl:ehin schon von gewaltsamen 
Zus.ammenstiißen zwischen verschiede­
nen religiösen und ethnischen Bevölke­
rungsgruppen schll'l"f erschüttertt'n Land 
zusät.dich Wunden gl'schJagen. die nicht 
so schndl \"\,rheilen werden. 

.. Jnd ira ist Indien" 

Indira Gandhi war zwt'ifclsohne eine der 
seh illerndsten l'ersönlichkeiten der Welt­
politik. 1917 in i\lahabad. im h"utigl'n 
Unionsstaat Ut.tr I'radesh. gl'bornl, war 
das Haus ihn's Vatersjaw.tharbl Nehru 
(Indiens erstem Ministerpräsidenten 
nach der Unabhängigkl'it im J ahr 1947) 
l'in Zentrum dt;$ politisch~'n Widerstands 
g<:~en di~' brit ischen Kolonialherren. Ihn' 
Eltl"rll wurden mehrfach inh.tflkrt. und 
auch Indira. die sich früh dem Indischt;n 
Nationalkollgr~'ß ([Ne) all~t,schlosscn 

/Jat te. lVurd.· n\l'hrmals \'erhaftt;t und ins 

Gefängnis ~eworfen. 

1955 wurde die Oxford·Absolventin 
Indira Gandhi in dito FUhrun~ der Kon­
~reß- Partci, 1959 zu deren Pr'.isidentin 
g<:wählt. Nach dem Tod Nehrus im Mai 
1964 trat sie al~ illinisterin rur Informa­
tion und Rundfunk in das Kabinen des 
Nehru·Nachfolgt;rs Ldl Hahadur Shastri 
ein, Nach Shastris Tod im januar 1966 
wurde sie g.'gen den Willen des rechten 
I'lUgds der Kongreß-I'Mlei zur illil1ister· 
präsidentin Indiens ~t;wählt. Dks.,s Amt 
h,ltle sie. mit Ausnahml' der jahre 
1977 -80, ohne Unterbrechung il1l1e. 

Außenpolitisch war Il1dir.! Gandhi l'int; 
der IJrofili(-rtestcn VertreterinnCIl der 
Nit-htpaktgebundcllcn. den:n Vorsitl; sie 
1983 übt;rnahm. Entschieden trat Sil'l\e­
gell Reagans globalen KonfrOI11.ttions­
kurs. rur ein .. weltweite Abrüstung und 
dne ;";eue Wdtwirts('haftsordnung 
\(ugunsten dl-r Länder d.·r Drill en Wdt 
ein_ 
Die von ludira Gandhi geftihrte Regk· 
run)( schlug dis t:fstl'n wichtiJ!en Schritt 



zur alOmaren Abrüstungeinen umfassen· 
den TcslJtopp rur Atomwaffen vor. Sie 
unterstützte ein Verbot der chemischen 
Waffen, der Neutronenwaffe und mili­
täri!cher Aktivitäten im Weltraum. l 

Eingedenk dieser Prinzipien indischer 
Außenpolitik unterztichnete Indira 
Gandhi denn auch im ~lai 1984 zusam­
men mit den Staats· und Regierungs. 
cheh Argentinicns, Mexikos, Schwe­
den~, Griechenlands und Tansanias einen 
gemei nsamen Appell zu r Abrüstung und 
Verhinderung eines Atomwaffenkrieges. 

Balkanisierung mit Hilfe der Sikhs 

Unter anderen Vorteichen stand hin­
gegen Indira Gandh is Vorgehen hinsicht­
lich der explosiven religiösen und eth­
nischen Auseinandersetzungen im dge­
nen Land. 
Hier !etzte die Ministe rpr.isidentin nach 
einer nahezu dreijährigen KonOikleska­
lai ion zunehmend auf eine militärische 
und nicht politische Lösung der Pro· 
bleme. Von daher erklärt eil sich eines· 
teils, daß die beiden l\ lörder Indira Gan­
dhis jenen Sikh-Extremisten zuzurech­
nen sind, den:n blutigen Terror die Mini­
sterpr'.isidenlin durch massi"e ~Iililär­

einsätze im Pandschab im Juni 1984 be:­
enden wollte. 
Bereils unmittelbar nach der Großaktion 
gegen den Goldenen Tempel in Amritsar, 
dem von Sikh·Extremisten I.ur waffen· 
sta rrenden Fenung ausgebauten l;Ieilig­
turn, h;!.lte der in London lebende selbst · 
ernannte Führer der Separatistenbewe. 
gung rur dn unabhängiges Khalistan, 
Ja&lit Singh Chauh.tn, die Ermordung 
Indira Gandhis angedroht und sogar über 
den Auslandsdienst der britischen IJ BC 
ankündigen lassen. 2 Nach der Tat ließen 
die Sikh-U1l1"as abermah über BBC ver· 
lauten, nun würden Rajiv und die Rest­
ramilie Gandhi ausgcrOltel. 
So ist es naheliegend , daß sich die indi­
schen SichcrhcilSorgllne bei ihrer Unter· 
sudlUng d .... r näheren Um,tände des 
Mordanschlag mit den Auslandskontak­
ten dlT Verschwörer beschäftigen. WlI.S 
auch immlT sich dabei an Details eTKeben 
wird, fest stehen dürfte: Dic Waffe wurde 
den Mördern \"on denen in die Hand ge· 
geben, die die nationale Einhdt und ter· 
ritoriak Integrität Indiens antasten und 
vor .. Ilern H·ine .. ntiimperiali5lisehe 
AußenjJolitik torpedieren wollen. 
Andertlteib sind die Tode5Schü5se auf 
Indira Gandhi 50 geschen die konsc­
'Iuente t'ortfUhrung jenes vo n der Rea­
,l!an.Administration ausgearbeiteten Bai· 
kanisierun,l!splans, dcr 1983 aufgedeckt 
wurde. 3 

Ihm . .:ufolge soll Indien dUT<.Ch "Spel.ial. 
0pl'ralionen" des CIA, d.h. durch das 
,l!cdclh' Schüren religiöser und ethni­
scher Konflikw, dUKh Wirtschaflssabo-

tage sowie durch dito Organisierung poli­
tischer Umstunaktionen "neutralisiert·' 
werden. 4 Hierbei kom mt den separatisti­
schen Exilführern der Sikhs, Chauhan 
und Ganga Si ngh Dillhon . le tztercr mit 
Sitz in den USA, eine Vorzugsrolle zu. 
Sie offerieren ungeniert im Exilorgan 
Khalistan News (siehe Faksimile) die 
"Sikh· Republik KhaIi5lan". 
Gründe fürdiese Deslabilisierungsabsich­
ten !ind die fUhrendc: Rolle der Regie­
rung Ga ndhi in der Nichtpak tgebunden­
enbewegung, ihr Widersta nd gegen Wa· 
shingtons Hochriistungs. und Konfron­
tationskurs, ihr t:.intreten rur die Ent ­
militarisierung des Indischen Ozeam 
oder rureine politische Lösung in Sachen 
Afghaninan. 

Sozia.ler Nährboden.,. 

Ob die von den aggressivsten imperialisti­
schen Kräften gewünSchte Balkanisie· 
rung Indiens Realität wird, hängt in der 
jetzigen 7.ugespitzten Situation mehr 
dennje von einer besonnenen und erfolg. 
reichen Innenpolitik der Zentralregic:­
rung ab. 
Dreh · und Angelpunkt ist dabei die wirt· 
schaftliche und soziale Lage dcr ~Iehr· 
heit der indischen Bevölkerung, die heu­
te 771 Mio zählt. Auseinandersetzungen 
zwischen unterschiedlichen religiösen 
und ethnischen Gruppen. wie sie in deli 
letzh:n J ahren mehrfach und in "erschie­
denen Regionen Indiens zu e rleben wa· 
ren, habcn nämlich ihren Nährbodcn vor 
allem in sozialen KonOikten. 
Dies gill beispielsweise für den I'and­
schab, wo die sikhistisehe Großgrund­
besitzerschicht und Großbourgeoisie als 
lIauptkraft der nationalistischen Sikh· 
Bewegung die Unzufriedenheit der Sikh­
Be\'olkcrung (etwa 52% der Bevölkerung 
Pandschabs) mit den sozialen Verhältnis­
sen geschickl rur ihre Sczessionspläne zu 
instrUlnental isieren sucht. 5 
Indien hat nach der Erlangung der Unab­
hängigkeit im J .. hre 1947 unter der 
Führung dcs Indischen Nationalkongres­
ses (INC) einen eigenständigen kapita li­
stischen Entwicklungsweg eingeschla­
gen. Seitdem kann Indien eincrseits be:­
achtliche "iruchaftliche Erfolge verbu· 
chen, etwa im indu5lriellen Zuwachs 
oder der nunm ehrigen Selbstvenor­
!{unl(skap<uitäl mit Getreide. Anderer­
seits verbesserten sich die Lebensbedin· 
gungen der Bevölkerungsmehrheit nur 
unzureichend. 
uegenwamg stclLt SIch die Lage SO dar: 
Das Bruttosozialprodukt ist im Wirt­
schafl5jahr 1983/8 4 um 7%gestiegen. ln 
der Landwirtschaft, die etwa 1/ 3 zum 
Brunoinlll.odsprodukt beiträgt, konnte 
trou. der blutigen Auseinandersetzungen 
in dem für die landwirtschaftliche Pro­
duktion wichtigen Bundesstaat Pand-

schab, eine Rekordgetrcideemte von 
150 Mio Ton nen el"l:ielt werden. Die 
landwirtschaftliche Eneugung ist damit 
um 9% gestiegen, die indust r ielle Eneu· 
gung um 5,5%. 
Trotz dieser Erfolge sicht Indiens Wirt­
schaft schweren Zeiten entgegen. Ab 
1985/86 werden die Rückzahlungen der 
Milliardenkrediu des WeItwährungs­
fonds (1 ~ 1 t') fällig. 6 Das machtvers tJ.fk· 
te Exporte crforderlich, um die De" isen­
einnahmen zu erhöhen. 
Die Situation der ]Jevölkerung ist wei t­
gehend miserabel. Ein Großteil ist unter· 
ernährt, arbeits los usw., also von der Be:­
friedigung mcnschlicher Grundbedurf· 
nisse ausgeschlossen (siehe Kasten). Die 
Land fl ucht verwandelt die Randzonen 
der Millio nenstädte in eine Slum-l lölle. 
In der 7-Mio-S tadt Delhi etwasteIlen die 
Bewohnef von J hugg-ies (Elendshütten) 
fast 1/6 der Einwohner. 
Indirn Gandhi hat so - neben den er­
wäh nten Erfolgen auch wesentliche 
Probleme ihres Landes ungelöst hinter­
lassen. 

... der religiös-natio nalen Konfl ikte 

Ihr Slogan "Garibi halao" ("Weg mit der 
Armut") blicb eine leefe Versprechung. 
Dies bedeutete auch e inen Ansehensver­
lust bei der Bcvölkerung. Gegenüber den 
religiösen und nationalen Konflikten 
und den separalistischen Tendem~en 

setzte sie mehr und mehr auf uilweise 
recht brutale Militäreinsätze. Etwa 
gleichartig geriet ihr Vorgehen gegen 
streike nde Arbeiter bei größeren Ar­
beitskämpfen in den Schlüsse l industrien. 

Für ihre Innenpol itik ist in den 15 J ahren 
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Indiens große Probleme 

Ob.bohl""" Am'I~ on Kalkun. 

• Nationalillitcn- lind <thni .ehe 
Ethnische und soziale Konflikte 
den meisten da 22 
in Anam. ~par"lislische 
es U.3. in den 
Ka5chmir, Pandschab, Tamil I' 
Pradcsch. 
• Religiösoe Gegcns31zc 
Ober 80%dcr lk~'ölkerung ~ind Hindus. 

2-3% Christen. 2% Sikhii, 
I ßuddhisten;außcrdcmgibt 

und 12.000 Juden. 
Die 
ist vOThcrrschcnd, 
zung der Knien "oneinander 
bleme: mehr als 100 Mio sind 

TÜhrbarc}, Endogamie, E::::i'~:;~~,,:;~:,,~~; I 
ruh, kaum üherbriickbarc I 
Schranken in der BC\'ölkerung lI.3.m. 

sind 
chronisch "" Mio Inder unterhalb der i i I 
Armutgrenze. Nur 1/3 der 
ausrckhcnd mit 
können den 
bedarf nicht 
<tädtischcn 
gcnd an. 
L:lIldc ruhren zu i 
eine große Slumcntwiddung in den S~;d;;; I 

Folge. 
• Bcnachlciligungvon Regionen 
Manche Regionen werden der winschaft. : 
lichen Riickstandigkell uberl~~scn, wahrend 
,mdere gezielt gefördert werden. So entste­
hen große regionale Unterschiedc auch in dcr 
Lcbens.qualität der Beyölkerung. Dies berei· 
tet den Nährboden für das Anheizen natio· 
naler und religiöser Spannung.:n. 
• Schuldenbllc 
Die Auslandsverschuldung b"tr'.igt tiber 15% 
des Nationaleinkommens. Die Auflagen für 
Anleihen des Internationalen W;ihrungs· 
fonds (IMF) verschlc.;;htern die Lage d"r Be­
völkerung (z.B. Abbau ,·on Subventionen rur 
GrundnahrungsmIlIeI). Und sie ert.wingen 
bes~cre Profitbedingungen {ur die Muhis 
(z.B. keine Behinderung internationaler 
Transaktionen seitens der Regierung). 
• Außenkonniktc 
Für Indien bedrohliche Militarisierung des 
Indischen Ozeans vor allem durch die USA: 
Balkanisierungsbestrebungcn von Separati. 
ste,' und ihren westlichen Schutzmächten; 
Grenzkonflikte mit Pakistan und der Volks· 
republik China. 
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ihrer Regierungstätigkeil cine fortschrei· 
t"nde Abkehr von einer Politik der Ge­
waltlosigkeit im Geiste Mahatma Gan· 
dhis zugunsten einer zusehends repres· 
siveren Gangart kennzeichnend. 
Indira Gandhis ältester Sohn, Rajiv 
Gandhi, hatte deshalb mit seiner Nach­
folge a ls Premierminister und Parteivor­
sit<!:ender der regierenden Kongreß. I­
Partei (INC) ein schweres Erbe an<!:utre­
ten. Er, der bei den I'arlamentswahlen 
vom 24.-27. De<!:ember 1984 als klarer 
Favorit galt, halle Anfang November 
1984 das bestehende Kabinett übernom­
men und um 5 weitere Mitglieder erwei­
terl. Er selbst hatte das Außenministe­
rium übernommen. 
In einer vom indischen Rundfunk und 
Fernsehen gesendeten Crundsat<!:erklä­
rung hatte der neue Ministerpräsident 
angekündigt, er werde außen- und innen­
politisch den Kurs seiner Muller fort­
sct<!:en. Zudem hatte er der Korruption 
und dem Separat ismus einen verstärkten 
Kampf angesagt. 
Seine Wirtschaftspolitik sollte sich durch 
"ständige Modernisierung, höhere I'ro­
duktivität und sch nellste Fortschritte 
bei der Verwirklichung sozialer Gerech­
tigkeit"' aus<!:e ichnen. Einen Schwer­
punkt solle dabei die Durchftihrung \'on 
Programmen der Geburtenkontrolle, die 
Verbesserung der I:.rnährung und der 
Lage von Frauen und Kindern sowie eine 
grundlegende Reform der Bildungs- und 
Erliehungspolitik bilden. 7 

Keine Kursänderung Rajivs 

Ein forciertes Wirtschaftswaehstum 
durch Leistungssteigerung der Industrie 
und Landwirtschaft wollte Rajiv Gandhi 
vornehmlich mittels neuerTechnologicn 
wahrmachen - also wenig Neues im Ver­
gleich zum wirtschaftspolitischen Kon­
<!:ept sei ner Vorgängerin. 
Auch bezüglich der regionalist ischen 
Auseinandersetzungen verhieß Rajivs 
Regierung wenig Neues. Bei den Pogro· 
men gegen die Sikhs waren schließlich 
INC-Funktionäre ftihrend beteiligt. Die 
finanzielle Entschädigung rur betroffene 
Sikhs - umgerechnet 2.500 DM Hir je­
den Getöteten und jedes <!:erstörte Haus 
- kann deshalb schwerlich ihre Verbitte­
rung b"seitigen. 
Ein weiteres Vertrauen auf die Armee als 
einzige ordnende Kraft kann nur ver­
hängnisvoll sein. Schon jetzt zeigt sich. 
daß die Armee, loyale Erfllilungsgchilfin 
der Regierung. durch den permanenten 
Einsatz nach innen in ein religiöses und 
e thnisches Spannungsfeld gerät. 
Den in der Armee dienenden 20% Sikhs 
werden die Pogrome an 1\·li tgliedern ihrer 
Religionsgemeinschaft auch zu denken 
gegeben haben. Und manche werden sich 
auf die andere Seile schlagen, wie zuvor 

schon Mitglieder \'on Indira Gandhis 
eigener Leibwache. 

Dem Sieger der I'arlamentswahlcn vom 
De<!:ember 1984 obliegt die überaus 
schwierige I\ufgabe, einen neuen natio­
nalen Konsens henustellen, um das 
Land und sein politisches System <!:usam­
menzuhalten. 

Nach dem 31. Oktober hatte kaum je­
mand mehr den indischen Oppositions­
parteien einen Wahlsieg zugetraut, <!:umal 
sie nicht geeint gegen die Kongreß-I-Par­
te i antraten. überregional war es bereits 
vor dem Tode Indira Gandhis <!:u einem 
Zusammenschluß von Oppositionspar­
teien gekommen. Unter der Führungdes 
ehemaligen Ministerpräsidenten Charan 
Singh vereinigten sich die drei Parteien 
Lok Dal, Demokratische So<!:ialistische 
Partei und der Rashlrya Kongreß zur 
Dalit Mazdoor Kisan (Partei der Unbe­
rührbaren und Bauern). Ziel dieser neuen 
Formation, die sich vor allem auf Groß­
und Mittelbauern dcr Hindus stüt<!:t, war 
es, die etwa I OO.1'.1io Unberührbaren, ein 
traditionelles Wählerpolential der Kon­
greßpartei, in den Wahihochburgen des 
INC im Norden des Landes Hir sich w 
gcwinncn und so den INC empfindlich 
<!:u schwächen. 
Auf bürgerlicher Seite kandidierte außer­
dem die Janata-I'artei (sie war 1977·80 
an der Regierung) sowie die uItrarechte 
und proimperialistische Bharatiya J ana­
ta~l'artei (8JP). Von den heiden kom· 
munistischen Parteien des Landes, der 
CI'I und CPI!i\I, mit 47 Sitzen nach dem 
Kongreß·1 die zwcitstiirkste Gruppie­
rung im ParIameIl!, stand nicht mehr als 
eine Behauptung dieser Position zu er· 
warten. 
Schließlich bleiben unabhängig vom 
Wahlausgang die großen Probleme In­
diens vorcrst weiterbestehcn. Eine 
grundlegende Kurskorrektur zur Lösung 
der sozialen , religiösen und ethnischen 
Problematik hin zu mehr so<!: ialer Ge­
rechtigkeit. zur Entwicklungvernachläs­
sigter Gebiete, ist zur Erhaltung eines 
stabilen und geei nten Indien unumgäng­
lich. Und davon wiederum dürfte die 
Fortsetzung dcr eigenständigen, anti­
imperialistischen Außenpolitik Indiens 
nach Indira Gandhi gan<!: maßgeblich ab­
hängen. 
Anmerku ngen: 
I) Zu den Prinzi pien der Außenpolitik siehe: 

New A~, Dclhi, 4.11.1984 und Asien. 
Afrika, Laleinamerika, Oerlin (DDR), Nr. 
121 1984 

2) Vgl. SüddC\l tsehe Zeitung, 8. 11. 1984 
S) In: Patriot, Delhi, 2!i.1.1983 
4) Siehe: AIB4/1983,S. 15 
5) Siehe: AlB 7·8/1984, S. 10ff. 
6) Daten nach: Wehent .... ieklungsbericht, 

hrsg. von der Weltbank, Washington D.C. 
1984; Generalanzeiger, 2.11.1984; Blick 
durch die Winschah, 5.11.1984; Frankfur­
ter All~meinc Zeitung, S.1 1.1984 

7) India News, Bann, 14.11.1984; Süd deut· 
sche Zeitung, 14. 1 1 .1984 



Pazifik / Korea 

Rainer Werning 

Korea in der "neuen Pazifikära" 
Während die Stationicrung der amerika­
nischen Erstschlagswaffen Pershing Jl 

und eTuise Missiles in Europadie Gefahr 
eines Weltkrieges erhöht, ist der euro­
päischen Friedensbewegung eine bedeut­
same Entwicklung aus dem Blickfeld ge­
raten, die im Schlagwort einer "neuen 
Pazifikära" zum Ausdruck kommt. Dar­
unter versteht die Regierung Reagan eine 
Politik, die geeignet ist, "auf das" - so 
US-Verteidigungsministcr Weinberger ­
.. globak Kräfteverhältnis stärker einzu­
wirken", 
Den engen Wirlschafubeziehungen mit 
der ost asiatischen und pazifischen Re­
gion (der Warenverkehr der USA mit 
Pazifikländern überschritt 1983 ers tmals 
den mit Westeuropa) muß nach Ansicht 
fUhrender Politiker der USA eine poli­
tisch-diplomatische Aufwertung der 
Regierungen dieser Region entsprechen_ 
So hat sich denn dort seit Ende 1983 
alks, was in Washington Rang und 
Namen hat, ein Stelldichein gegeben. 
Der eLgentliche Grund dafUr ist vorrangig 
geostrategischer Natur: Der Ferne 
Osten, worunter hier Südkorea, japan 
und die Philippinen gefaßt werden, dient 
im militärstrategischen Kalkül der USA 
als sog. "Forward Based Zone" (Zone 
mit vorne postierten, atomaren Waffen­
systemen, wie Kampfflugzeuge oder Mit­
telstreckenraketen; d. Red.). während 
die weiter östlich gelegenen Pazifikinseln 
Guam, Midway und Hawai als "Zone der 
2. strategischen Staffel" gelten. 
Innerhalb der "t-orv.'ard Based Zone" 
bildet die Nordostflanke mi! Süd korea 

undjapan die entscheidende Spitze, wo­
bei die US·Stüt"lpunkte auf den Philip. 
pinen über die südliche Absicherung die· 
ser als militärstrategische Einheit begrif­
fenen Zone hinaus die mit der 7. US­
Flotte wesentliche logistische Klammer 
zum Indischen Ozean und Persischen 
Golf darstellen. 
Im Rahmen der Sicherung der Nordost· 
flanke wiederum ist es Südkorea. das das 
rur eine offensive Kriegführung notwen· 
dige "Menschenmaterial" aufzubringen 
hat. Diese Rollenzuteilung reicht in die 
40er/50er jahre zurück. 

Von der Spaltung ... 

Die am E.nde des 2. Weltkrieges in ganz 
Korea gegründeten und von einer breiten 
Massenbewegung getragenen Volks­
komitees wurden im Süden verboten. wo 
sich am 10. Oktober 1945die US-ameri­
kanische Militärregierung Ln Korea 
(USAMIGIK) zur einziglegitimen Regie­
rung ernannte. 

Am 14. Febntar 1946 wurde auf Drän· 
gen der USA~IIG I K die Südkoreanische 
Gesetzgebende Interimsversammlung 
(SKI LA) gebildet, deren Vorsitz dem 
gerade eNJt aus den USA zurückgekehr­
ten Syngman Rhee angetragen wurde. 
Die Hälfte ihrer Mitglieder wurde von 
der Militärregierung installiert, dieande­
re Hälfte tauchte auf offiziell sanktio­
nierten Wahllisten auf. Wählen allerdings 
durften nurdie Familienoberhäupter. 

Im September desselben j ahres, nach· 
dem bereits Tausende von Koreanern 
aufgrund ihrer Opposition gegen die US­
Besatzungstruppen die Gerangnisse 
mllten. wurden von den amerikanischen 
Behörden Haftbefehle gegen mhrende 
Demokraten und Kommunisten erlas· 
sen, was diese dazu veranlaßte. sich nach 
Norden abzusetzen. 

Im gesamten Süden brach ein Aufstand 
los, der von den Amerikanern blutig nie­
dergeschlagen wurde. Ganze Dörfer wur­
den von ihnen in Konzentrationslager in 
Form sog. "strategischer Weiler" ver­
wandelt. Den Grund dieses Aufstandes ­
ais Hungerrevolte in die Geschichte ein­
gegangen - bildeten die erdrückenden 
sozialen Verhältnisse im Süden. 
Der Unmut der Bevölkerung im Süden 
war angesichts der seit März 1946 durch 
die Regierung Kim 11 Sungs im Norden 
durchgefUhrte Bodenrefonn gewachsen. 
Durch sie konnten wesentliche Bestand­
teile antiimperialistischer, ant ifeudaler 
und demokratischer Politik realisiert 
werden, während sich die Amerikaner 
und ihre Verbündeten im südlichen Lan· 
desteil vehement gegen eine Agrarreform 
anSlemm ten und den bereits teil ..... eise 
von den Volksmassen der einst mit der 
japanischen Kolonialadministration ver­
quickten Großgrundbesitzcrklasse ent­
rissenen Grund und Boden mit Waffen· 
gewalt den Besi tzern zurückgaben. 

Am 14. November 1947 hatte die UN­
Vollversammlung die Gründung einer 
Provisorischen Kommission mr Korea 
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mit dem Ziel beschlossen, die Spaltung 
des Landes zu vertiefen. Eine National­
versammlung amerikanischer Prägung 
wurde eingesetzt. Die Wahlen, die zu die­
sem Zweck stattfanden und die die Tei­
lung des Landes festschreiben sollten, 
wurden \'On der linken und demokrati­
schen Opposition boykottiert. 

Selbst W. Douglas Reeve, der zwischen 
1952 und 1956 die meiste Zeit als US­
Berater des süd koreanischen Minister­
präsidenten im Lande weilte, wertete 
diese Wahlen im nachhinein als Legitima­
tionsversuch einer Regierung, in der 
"Groß!,'Tundbesitzcr und Mitglieder der 
alten Aristokratie den Ton angaben".:! 

Das Gros der Bevölkerung nahm an 
ihnen erst gar nicht teil. Das ganze Spek­
takel vollzog sich unter den Argusaugen 
der UNO, welche am 12. Dezember 1948 
in einer Resolution die "Recht- und Ge­
setzmäßigkeit" des Syngman Rhee­
Regimes bekräftigte. Nach dem Wahl­
spektakel wurde die Republik Korea -
kun ROK genannt - aus der Taufe ge­
hoben, die von den USA, Frankreich, 
England, Griechenland und Südafrika 
umgehend anerkannt wurde. 
Vor und nach der im Septe lnber 1948 im 
Norden vollzogenen Griindung der 
Koreanischen Volksdemokratischen Re· 
publik (K VDR) wurden von Pyöngyang 
Prozesse in Richtung einer nationalen 
WiedelVereinigung eingeleitet und unter­
stützt. So fand imjuni 1949 die Vereini­
gung der Arbeiterparteien des Nordens 
und Südens statt. Wenig später wurde 
sodann der Zusammenschluß der in 
Nord wie Süd exist ierenden Vereinigten 
Demokratischen Nationalen Front, der 
insgesamt über 70 politiSche Paneien 
und Organisationen angehörten, zur ein­
heitlichen Front für die Wiedervereini­
gung des Landes vollzogen. 

... zu m Angriff mit UN-Plazet 

Am 25. juni 1950 überschrillen ameri­
kanische und südkoreanische Truppen 
den 38. Breitengrad, nachdem, wie es 
das Weißbuch des US-Außenministe­
riums "U.S. Poliey in the Korean Crisis" 
(S. 21-22) formulierte, Rhees Soldaten 
mit umfangreichen Waffen kontingenten 
aus den USA ausgerüstet worden waren. 
Kein Wunder, daß Außenminister Dean 
Acheson ,.nie ganz sicher war, daß Rhee 
den Angriff der Kommunisten im J ahre 
1950 nicht provoziert hat". 3 
Generalmajor Charles A. Willoughby, 
der Gehcimdienstchef des US·Ober· 
kommandierenden in Korea MacArthur, 
und CIA-Direklor Admiral Hillenkoetter 
versuchten zwar, im Nachhinein die Ver­
sion zu konstruieren, man habe von den 
"Aggressionsabsichten und Truppen­
bewegungen des Nordens" gewußt, doch 
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auch das reimte sich schlecht mit der 
Tatsache, daß Nordkorea am Tage des 
l:.inmarsches amerikanischer und süd­
koreanischer Truppen über nur sechs 
vollausgerüstete Divisionen verrugte. 
Nach einhelliger l\Ieinung amerikani­
scher GeheimdienststeIlen wie des 
lI auptquartiers MacArthurs in Tokio -
so wußte die New Vork Times am 31. 
juli 1950 zu berichten - wären indes 
mindestens 13- 15 komplette Divisionen 
rur eine etwaige .,Aggression des Nor­
dens" vonnöten gewesen . 

Es entsprach wohl keinem Zufall, daß 
vor der überquerung des 38. Breiten· 
grades durch amerikanisch-südkoreani· 
sehe Truppen von den Oberbefehlsha­
bern der Vereinigten Staaten, Austra· 
liens und Großbritanniens der Beschluß 
gefaßt worden ist, ~Iilitärkonfcrem:en 

im Pazifik abzuhalten. Louis A. j ohn­
son, damals US-Verteidigungsminister, 
und Außenminister john Foster Du][es 
waren sich bei ihrer in Tokio erfolgten 
Zusammenkunft mit MacArthur darin 
einig, wirksame Sch ritte einzuleiten, um 
der "Gefahrdung der Sicherheit der USA, 
und des Weltfriedens" vonubeugen. 
Es ging hier um die Durchsetzung einer 
Strategie, in Fernost einen Krieg mit 
Blick auf seine Eskalierung, wenn senon 
nicht zum Zweck der "Pulverisierung" 
Chinas (MacArthur) so doch mindestens 
zur Schließung des um die Sowjetunion 
geschnürten "Eindämmungs"-Rings, 
vom Zaun zu brechen und dabei US-höri­
ge Regimes politiseh·militärisch zu kon· 
solidieren .4 

"Aktion Würger" 

Am 27. juni 1950 faHte der UN-Sicher· 
heitsrat eine Ent scheidung, die später als 
Rechtsgrundlage rur die "massive Poli· 
zeiaktion" diente, während sich die un­
ter dem Firmenschild der UNO segelnde 
"Korea-Kommission" über die Ursachen 
des Konnikts ausschwieg. 
Washington hatte vor der Abstimmung 
nicht nur massiven Druck auf Vasallen­
regimes ausgeübt; die UNO wich in ekla­
tanter Weise von ihren Grundsätzen der 
Anhörung der Gegenseite und der Be­
mühung um die Herstellung des Status 
quo ante ab. 
Am 7. Oktober 1950 gab die UN-Voll· 
versammlung vielmehr ihr Plazet zu einer 
britisch·amerikanischen Resolution. der­
zufolge die massive Invasion der KVDR 
gutgeheißen wurde - einen Monat spä­
ter, als dies von Präsident Truman gefor­
dert worden war. 
Ironischerweise enthüllte Washington 
gleichzeitig die Unhaltbarkeit der von 
ihm gesponnenen Legende, wonach der 
38. Breitengrad, von ihm selbst als 
Demarkationslinie vorgeschlagen, als 

"imaginäre Trennunglinie" (US-Bot­
schafter Warren Austin) abqualifiziert 
und ihr weder de jure noch de facto eine 
Existenzberechtigung zugebilligt wurde. 

Nach anfangJich schweren Niederlagen 
der Amerikaner wurde mit der Aufstel· 
lung von UN·Kommandos begonnen5, 
die in großangelegten Operationen ge­
meinsam mit der gesamten US-Pazifik­
flotte tiefer gen Norden vorstießen . 

~1it einem in der Geschichte bis dahin 
ungekannten llombenterror. mit dem 
Einsatz bakteriologischer und chemi­
scher Waffen, die Cholem und .\llilzbrand 
verursachten, und erstmaligen Napalm­
"Experimentcn" gingen die US-Truppen 
gegen die koreanische Bevölkerung vor. 

In großem Stil praktizierten sie, was 
später als .,Aklion Würger·' und "Aktion 
Totschläger" bekannt wurde. 

Japanische Avancen 

Ganze Dörfer wurden ausradiert, Städte 
in Schutt und Asche gelegt. 1.F. Stolle 
zitiert in seiner Studie Generalmajor 
Emmet (Rosie) O'DonnelJ, Chef des US­
Bomberkommandos im Femen Osten. 
Während der MacArthur-I-learings am 
25. juni 1951 antwortete O'Donnell auf 
die Frage von Senator Stennis, ob Nord· 
korea nicht nahezu völlig zerstört sei: 

• 

'­,-

) 
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"Ich würde s:lgen. daß die ganze, fast die 
ganze Halbinsel Korea ein einziger 
Schutthaufen ist. Alles ist zerstört. 
Nichts Nennenswertes ist stehcngeblie­
ben. Kurz bevor die Chinesen in den 
Krieg eintraten, wurden von unseren 
Bombern keine Angriffe mehr genogen. 
Es g'.tb in Korea keine Ziele mehr."6 

l'\ach den auch fiir die USA bis dato 
verlust reichsten Kämpfen ihrer Ge­
schichte kam es am 27. juli 1953 in 
Panmunjom zur Untcrzeichnung des 
Waff enst illstands. 

Wie im Falle Taiwans, mit dem Tokio 
1952 einen Friedensvertrag abschloß. so 
war japan auch in Südkorea bestrebt, 
seinen Einfluß nach dem 2. Weltkrieg 
neuerlich geltend zu machen_ Dabei wur­
de die amerikanische Aggression gegen 
die Halbinsel als willkommene Sesam­
öffne-dich-Politik gewertet. 

Die Aussichten, in Südkorea Fuß zu fas­
sen, waren schon deshalb vielverheißend, 
weil die unter dem japanischen Kolonia­
lismus7 herangebildete koreanische 
Kompradorenc\ique fast ausnahmslos 
intakt geblieben, von den amerikani­
schen Militärbehördcn protegiert und 
neuerlich in \'erantwortliche Positionen 
in Wirtschaft, Politik und Militärgehievt 
worden war. 

Hatte Tokio von der US-Interventions­
politik in Korea mittelbar profitiert (sog. 

Tab. 1: Ausländische Investitionen in Südkorea (1962 '900) 

Quelle: Bundesstelle fOr Au6eohandelsinformalion, Wirtschaltsdatenblatt "Republik 
Korea". Köln 1981, S_ 9 

Anzahl Invest.l ) An""" tnvest %-Anteil 

Land '900 '980 

Japan 17 39,2 
USA 14 46,5 
Niederlande - 25,0 
BA Deutschland 2 4,8 
Sonstige Lander 3 25,5 

Insgesamt 36 141,0 

I) in Mio. US$ 

"Korea-Boom"), so waren die direkten 
Verbindungen schmalspurig verlaufen. 
Zu stark wirkten noch die in weiten Krei· 
sen der koreanischen Bevölkerung ausge­
prägten antijapanischen Ressentiments 
nach. 

Kurz nach dem Militärputsch im jahre 
1961 halle der südkorcanische Präsident 
Park Chung lI ee auf Drängen seiner US­
Berater die Grundzüge eines weitreichen­
den Wirtschaftsplans rur den Zeitraum 
1962-66 ausgearbeitet. Eine wirtschaft­
liche Gesundung sollte angestrebt wer­
den, um so I'ark - politischen Prote· 
sten und sozialen Unruhen den Nähr­
boden zu entziehen_ Als Schmierfett die­
ses Wirtschaflsplans, der laut Park den 
ersten Schritt in Richtung Unabhängig­
keit weisen sollte, mußten 700 Mio Dol­
lar aufgebracht werden. Die lIauptfinan­
zierungsquellcn bildeten Auslandskredi­
te (ca_ 65%) sowie die im Lande aus der 
amerikanischen Truppenpräsenz gewon­
nenen Devisen. 
Die benötigten Auslandskredite stellte 
überwiegend Tokio. Seoul wurden Güter 
und Dienstleistungen in einer Gräßen­
ordnung von 300 Mio Dollar sowie Yen­
Kredite von 200 Mio Dollar gewährt. 
welche über einen Zeitraum \'on 10 jah­
ren zurückzuzahlen waren_ Zudem 
sprangen japanische Privatrirmen mit 
weiteren 300 Mio Dollarein. 
Für beide Seiten erwies sich dies als 
lukratives Geschäft. Seoul erhielt die 
Gelder vorrangig zur Einfuhr japanischer 
Waren, die dann weiterverkauft wurden, 
wobei die im Verlauf dieses Prozesses 
realisierten Gelder einem Yen-"Counter­
part"-Fonds zugewiesen wurden. aus 
dem der Ankaufmilitärischen Geräts be­
stritten wurde_ 
Auf diversen j apan-RO K-Ministerkon­
ferenzen wurden di~japanischen Zuwen­
dungen an Seoul kontinuierlich aufge­
stockt_ In den Berechnungen zum 
3_ Fünfjahresplan (1972.76) ging das 
Park-Regime von einer neuerliehen Kre­
ditaufnahme von 2,5 Mrd Dollar aus, von 
denen allein I Mrd aus japanischen Quel­
len sprudelten. 
Koreanische Geschäftsleute haben seit 
der Zeit Tokio und Washington mehr­
mals besucht. um die VOrlüge der im 

1962-80 '9;2_ '9;2-8( ... 619,1 53.7 
13' 2:35,3 20,4 

5 ' 03,2 9,0 
19 23,' ~O 
51 172,7 14,9 

862 1153,7 100,0 

Lande herrschenden Investitionsbedin­
gungen zu preisen. Wie im benachbarten 
Taiwm , so konnten sich auch in Süd­
korea Firmen zu 100% in ausländischem 
Besitz befinden_ Bereits vor der Verhän­
gung des Kriegsrechts hatte das Park· 
Regime 1969 Industrien mit ausländi­
schen Kapitalinvenitionen in die Kate­
gorie von "Unternehmen des öffent· 
lichen Interesses" eingestuft. wodurch 
Streiks automatisch verboten worden 
waren. 
Was die Lohnbedingungen betraf, so hat­
te der damalige US- Hmdelsminister 
Stans die Rolle der USA als "unc1e 
sucker" ("Onkel Aussaugcr") bezeich­
net. Textilarbeiter/innen, so Stans, er­
hielten in den USA einen durchschnitt­
lichen Stundenlohn von 2.38 Dollar_ In 
japan erhielt ein Textilarbeiter 57 Cents 
und in Südkorea hingegen nur 13 
(Männer) bzw. 7 (Frauen) Cents!8 

Um die engen Be-.tiehungen zwischen 
japan, Taiwan und Südkorea wirkungs­
voller zu kontrollieren, war im Novem­
ber 1970 in Scou! das "Coordinating 
Committee of japanjROKjRepublik of 
China Cooperation Comminees" gegrün­
det worden_ Damit war Tokio in die Rol­
le des "Stabilisierungsfaktors" in OSI­
asien geschlüpft. was von Washingion 
nicht nur bemrwortet. sondern gefördert 
worden war. Der japanische Außenmi­
niner Masayoshi Ohira hatte am 5./6. 
September 1972 an der 6. Sitzung der 
j apan-RO K-Mi nistergesprächc teilge­
nommen, in deren Verlauf Seoul noch­
mals 170 ,\'Ho Dollar - davon 135 zu 
Sonderkonditionen - eingeräumt wur­
den. 

Südkorea - ein US-F lugzeugträger 

Park unter..:eichnete im Gegenzug ein 
"Abkommen über den Industriebesitz", 
was dem Auslandskapital die Konsolidie­
rung und Ausweitung seines Einnusses in 
Südkorea gestattete_ Die Errichtung der 
Freihandels- und Exportproduktions­
zone l\1asan besiegelte zur gleichen Zeit 
die extreme Abhängigkeit der südkorea­
nischen Wirtschaft. 
Bildeten die skizzierten Maßnahmen die 
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Grundlage der Konsolidierung des 
südkoreanischen Regimes, so leitete die 
Nach·Vietnam·Phase dessen aktive mili· 
tärische Einbeziehung in das sog. Dreier· 
allianzsystem (USA, Japan, Südkorea) 
ein. 9 

Anläßlich der im J uli 1970 auf Hawai 
abgehaltenen 3. Gesprächsrunde der 
ROK·US·Verteidigungsminister, im 
Rahmen des am I. Oktober 1953 unter· 
zeichneten "ROK·US·Vertrags über ge· 
genseitige Veneidigung" vorgesehen, uno 
terbreitete Washington erstmalig den 
Plan, vondendamals 64.000 in Südkorea 
stationierten US·Truppen 20.000 Mann 
abzuziehen . 
Gleichzeitig wurde nach einer Ge· 
sprächsserie zwischen hochrangigen Mili· 
tärs beider Seilen ein umfassendes Mo· 
dernisierungsprogramm rur die süd korea· 
nischen Streitkräfte be kanntgegeben. 1o 

US·Verteidigungsminister Melvin R. 
Laird erklärte, daß Washington Seoul bis 
1975 1,5 Mrd Dollarzur Modernisierong 
seiner Truppen bereitstellt, während der 
US·Kongreß außerdem 150 Mio Dollar 
für ein militärisches Sonderbeschaf· 
fungsprogramm, 100 Mio Dollar in Form 
gebrauchter militärischer Ausrüstungs. 
gegenstände sowie 26 Mio Dollar als Ver· 
teidigungsdartehen zubilligte. 

"Team Spirit 1984" 

Park ersuchte Washington, seine Nu­
klearstützpunkle auf Ok inawa zu erhal­
ten und bot den Amerikanern die Insel 
Cheju als Atomwaffenbasis an. Die da­
mals angekündigte Reduzierung der USo 
Bodentruppen verlief äußerst schlep' 
pend - Ende 1983 befanden sich noch 
immer 39.000 US·Soldaten in Süd korea 

und wäre ohne drastische Auf· 
stocku ng der Mil itärhilfe an Scout sowie 
an Japan schwerlich begonnen worden. 
Die logistischen und Operationsbasen 
wurden ebenso modernisiert wie die 
Nachrichten- und Kommunikationstü tz· 
punkte. Die US-Lu ft waHe und USo 
Kriegsmarine wurde aufgestockt. Ferner 
wurde die Not~vendigkeit des bestehen· 
den bilateralen Veneidigungspakts uno 
terstrichen und zwischen dem Vorsitzen· 
den des südkoreanischen Generalstabs, 
General Ro J ae.hyun, und General Geor· 
ge S. Brown bereits 1977 vereinbart, ein 
gemein sames US·ROK·Kommando zu 
schaffe n. ll 

Der Aufbau einer Art Vo lksstunn und 
eines Student en korps zusätzlich zu den 
über 600.000 Mann regulärer Streitkräf· 
te setzle Mark Sleine der umfassenden 
Militarisierung der südkoreanischen Ge­
sellschaft, deren Regime bereits Mitte 
der 70er Jahre jährlich mindestens 40% 
des Gesamthaushalts ftir den Verteidi­
gungsetat aufwandle. 12 

Daß in einem solchen Kl imadieAufstet· 

lung bodengestützter I>ershing 11 und 
Cruise Missiles auf südkoreanischem 
Boden in Betracht gezogen wird, ist bei 
den zahlreichen Besuchen amerikani· 
scher Regierungsm itglieder nicht ver· 
heimlicht worden. Im Falle "akuter 
Alarmzustände", worun ter nach Wa· 
shingtoner Interpretation eine "äußere 
Bedrohung" wie "innere Subversion" gc· 
faßt werden, soll nunmehr offensiv rea· 
giert werden, was sich denn auch in den 
Planungsszenarien der letzten ge­
meinsam durchgeführten Manöver nie· 
derschlug. 
Leitmotivisch durchzog sie das "flexible 
Manövrieren" von Angri ffs· Flugzeugträ. 
gergruppen und Zusammenwirken von 
Marine und Luftwaffe. Von Anfang 
Februar bis April d .]. dauerten die 
amerikanisch ·südkoreanischen Manöver 
"Team Spirit 1984", was in der Länge 
bislang einzigartig ist. Ober 200.000 
Mann waren an ihnen beteiligt. 
Ende Aprit begannen sodann die eben· 
fa lls gemeinsamen übungen im Rahm en 
des "Milgon 84", denen unmittelbar 
nachgeordnet zum dritten Mal d ie unter 
Beteiligung der USA, Kanadas, AuSlra· 
liens, Neuseclands und J apans durchge. 
ftihrten "Rimpac 84"-Manöver im Pazi· 
fik folgten. 
Als nicht zu unterschätzender Neben· 
effekt sollte dabei die politische Unter· 
stützung der Regimes in der Region -
vor allem Tschun 000 Ilwa ns - doku· 
mentiert werden. 

Anmerkungen: 
1) Siehe B. Olmings, The Origins of the 

Korean War, Princeton, 1981, S. 260ff. 
2) W. Douglas Ree"e, The Republik or 

Korea, 1963, S. 31 
3) D.F. Fleming, The Cold War and l u Ori· 

gins, 1917-60, 1961 ,5. 6~4 
4) Vgl. J. Halliday, The North Kouan 

Enigma, in: New Lcfl Review, London, 
Nr.127,Mai·Juni 1981,S.18·~2 

~) Dem Südafrikaner, Äthiopicr, Thailänder, 
Filipinos und Kolumbianer angehörten. 

6) I.F. Stone, The Hidden History of the 
Korean War, New Vork 1969, S. 312. 
Hervorhebung d. Verf. 

7) Offiziell wurde Koreaim Jahn: 1910 -de 
facto schon friihcr - japanisehe Kolonie. 
Bereiu 1938 wurden 99,3% des gesamten 
koreanischen Außenhandels innerhalb 
des Yen' Blocks abgewickelt (aUein 80,8" 
mit Japan und 13,9" mit der von Tokio 
okkupierten Mandsehurei). S. Chul Won 
Kang, An Analysis or Japanne Policy and 
Economic Change in Korea, in: Andrew 
C. Nahm (Hg.), Korea Under Japanese 
Colonial Rule: Studies of the Policy and 
Techniques of J apanes Colonialism, Cen· 
ter for Korean Studies, Western Michigan 
UnivenilY 1973, S. 84 und Kwan Suk 
Kim, An Analysis of Eeonomie Olange in 
Korea, ebcnda, S. 103 

8) R. Werning, Hintergrunde der U5-Außen· 
polit ik in estasien, Bonn 1977 , S.76 

9) SieheAlB6/1984,S.9ff. 
10) Kouan Frontier,SeouI1971,2.3 :5 
11) Koua Today, ScouL 1.9.1977,S.6/7 
12) Frankfurter AUgemeine Zeitung, 31.10. 
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Seerecht 

Rainer Falk 

Bonn steigt aus 
Am 9. Dezember 1984 lief die Frist zur 
Unterzeichnung der internationalen See­
rechts konvention der Vereinten Natio­
nen ab. 
Die Regierung Kohl hatte kurz zuvor 
beschlossen. dem umfangreichen Ver­
tragswerk fC'rnzubleiben. DafUr enthielt 
sie sich am 4. /5. De:.r.ember 1984 im Mi· 
nisterrat der Europäischen Gemein­
schaft (EC) der Stimme und ermöglichte 
so einen EG-Beitritt zur Konvention. 

Ungeliebte Seerechtskonvention 

Mit dieser Doppdglcisigkeit häh sich 
Bonn zwar gewisse Einflußmöglich­
keilen offen; man wird über die EG 
gleichsam korporatives Mitglied in der 
Kommission zur organisatorischen Vor­
bereitung der geplanten i'oIeeresboden­
behörde und des internationalen See­
gerichtshofs sowie zur Erarbeitung kon­
kreter Vorschriften rur den Tiefseeberg­
bau. Gleichwohl bleibt das gravierende 
Faktum feslzuhalten, daß die Bundes· 
republik neben den USA und Großbri­
tannien das einzige Industrieland von 
Rang ist, das die SeerechISkonvention 
nicht unterzeichnet hat. 
Welche praktische Bedeutung kann ange­
sichtS dieser Boykolthaltung die See· 
rechlskonvention im Sinne einer "neuen 
Weltmeeresordnung" überhaupt noch 

bekommen? Und was bedeutet speziell 
der bundesdeutsche Beitrittsverzicht rur 
die Bonner Außenpolitik gegenüber der 
Dritten Weh? 
Als im Dezember 1982 von der 111. See­
rechukonferenz der Vereinten Nationen 
- nach rund zehnjähriger Verhandlungs. 
dauer - ein kompromißfahiger Konven­
tionstext gefunden worden war, hatte 
die ursprüngliche Idee, den Meeresbe­
reich jenseits der I-Ioheitszonen zum ge· 
meinsamen ~Ienschheitserbe zu erklä­
ren, viel \'on ihrer Tragweite eingebüßt. 
Das Prinzip des Menschheitserbes sollte 
eine gerechte, geregelte, friedliche, effi­
ziente und umwelterhaltende Meeres­
nutzung sicherstellen und eine Koloni­
sicrung der Weltmeere durch die Indu­
strieländer vermeiden helfen. Vor allem 
strebten die Entwicklungsländer nach 
einer angemessenen Beteiligung beson­
ders an der Nutzung der Rohstoffn:s­
sourcen auf dem Meeresboden. 

Deshalb war ursprünglich angestrebt 
worden. die Ausbeutung der sog. Man­
gan-Knollen, die beträchtliche ~Iengen 
an Nickel, Kupfer, Kobalt und Molyb­
dän enthalten und in 3.000-5.000 m 
Tiefe lagern, nicht privatwirtschaftli­
chen Firmen-Konsortien zu überlassen, 
sondern einer UN-Behörde rur Tiefsee­
bodenrohstoffe zu übertragen. Die Ge­
winne aus dem Manganknollen-Abbau-

8unde.deul5Ch-es Forschunl"oh,1T "Vlldi~jl" ~uf dem Wo. >um Indik und Palink. 111'0 Mlnganknollen "rlr.und~ ,.·.rden 
$Ollen 

geschätzte 6 Mrd Dollar pro Jahr - soll­
um voll der Entwicklungsfinanzierung 
zukommen, also zugunsten der Dritten 
Welt international umverteilt werden. l 

Der Konventionstext, der jetzt 2 Jahre 
zur Zeichnung ausgelegen hat und von 
rund 140 Staatcn unterschrieben wurde, 
hat durch die darin enthaltene "Dreitei­
lung" der Weltmeere den räumlichen 
Geltungsbereich einer international kon· 
trollierten Mceresnutzung erheblich ein­
geschränkt. 

Durch die Erweiterung der traditionellen 
3·Meilen-Zone auf 12 Seemeilen und die 
Schaffung einer WirlSchafulone von 
200 Seemeilen (mit Festlandsockel bis 
zu 350 Seemeilen). in der die Ausbeu­
tung der Meeresschätze durch den jewei. 
ligen Küstenslaat vorgenommen wird, 
sind rund 40%der Ozeane national ange­
eignet worden. Während Küstenstaaten 
durch diese "'estlegungen eindeutig be­
VOrLugt werden. wird der Manganknol­
len·Abbau in der Tiefsee bestenfalls 
noch 150-250 1'-lio Dollar abwerfen, die 
enlwicklungspolilisch umverteilt wer­
den können. 

"Dreiteilung" der Weltmeere 

Obwohl die Ausbeutung der Mangan­
knollen finanziell bei weitem nicht so 
attraktiv ist wie etwa die küstennahe 
O]förderung, die einen Gesamtwert von 
fast 140 Mrd Dollar hat. entbrannte um 
die Frage des Tiefseebergbaus ein bis 
heute anhaltender Streit zwischen den 
transnationalen Konurnen und ihren 
politischen Sachwaltern in form der 
westlichen Regierungen einerseits und 
den Entwicklungsländern sowie den so­
zialistischen Ländern andererseits. Ein 
Komprorniß wurde schließlich dahin­
gehend gefunden. daß der UN·Behörde 
die Hälfte der vorgesehenen Abbaufelder 
vorbehalten werden, während' fUr den 
Rest Abbau-Lizenzen an private Firmen 
bzw. Konsortien vergeben werden. 
Da dieses Mischsystem vom transnatio· 
nalen Konzerninteresse aus gesehen 
noch kein hinreichendes Zugeständnis 
war, wurden Zusatzvereinbarungen ge­
troffen. denen lufolge Unternehmen. 
die schon vor lnkrafttreten der Konven­
tion Explorationsarbeiten in der Tiefsee 
durchfUhren, Sonderrechte bei der 
Lizenzvergabe eingeräumt werden. 
Unter den acht "Pionierunternehmen", 
denen in jcdem Falle Explorationsgebie­
te von je 150.000 qkm reserviert werden. 
ist neben vier US· Konsortien, einem 
französischen. japanischen und indi­
schen Konurn auch ein sowjetisches Un­
ternehmen_ 
Den sozialistischen Ländern ging diese 
Sonderbehandlung. die vor allem dem 
international agierenden Privatkapital 
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zugute kommt, j edoch entschieden zu 
weit, weshalb sie sich bei der Schlußab­
stimmung im Dezember 1982 der Stim­
me enthalten hatten. 
Während die sozialistischen Staaten in­
zwischen die Konvention dennoch ge­
zeichnet haben, wurde das gesamte Ver­
tragswerk von der Reagan-Administra­
tion der USA nachträglich in Frage ge­
steilt. 

Ne in von Reagan/Thatcher/Kohl 

Dieser Obstruktionshaltung, die kurz 
darauf von der britischen Regierung 
Thatcher und jetzt auch von der Regie­
rung Kohl übernommen wurde , liegt im 
wesentlichen die Berurchtung zugrunde, 
der Beitritt zur Seerechtskonvention 
könnte als Vorentscheidung rur die prak­
tische EinfUhrung von Elementen der 
Neuen Internationalen Wirtschaftsord· 
nung gesehen werden, in deren Zusam­
menhang der Kampf um ein neues See­
recht von den Entwicklungsländern ver­
standen wird. 
Einen Dom im Auge dieser Regierungen 
stellen neben der vorgesehenen "Macht­
teilung" zwischen einer UN-Tiefseeberg· 
baubehörde und den privatkapitalisti­
schen Multis vor allem auch diejenigen 
Bestimmungen dar, die die lizenzneh­
mendcn Bergbau konzerne zu einem 
zwar nicht kostenlosen, wohl aber obli· 
gatorischen Technologietransfer an die 
UN·Behörde verpnichten. 
Aus der Tatsache, daß mit den USA, 
Großbritannien und der Bundesrepublik 
drei maßgebliche Wirtschaftsrnächte der 
kapitalistischen Welt der Konvention 
ferngeblieben sind, können sich durch­
aus gravierende Folgewirkungen rur die 
Praktikabilität der Idee einer internatio­
nal gemeinschaftlichen und am univer­
sellen Gemeinwohl orientierten l\"utzung 
des Meeresbodens ergeben. Denn gerade 
der Tiefseebergbau ist ein Terrain, auf 

dem technologisches Know·how und 
Forschungskapazitäten (einschließlich 
der dazu gehörigen Investitionsrahig­
l eit ) von entscheidender Bedeutung sein 
werden. 
Rund 140 Unterzeichnerstaaten sind 
zwar eine stattliche Zahl; aberdemokra­
tische Mehrheit ist gerade hier noch 
nicht gleichzusetzen mit wirtschaftlich­
technischer Machbarkeit. Dies gilt umso 
mehr, als sich acht mhrende kapitalisti­
sche Industriestaaten, darunter die Bun­
desrepublik, inzwischen offensichtlich 
rur eine Forderung des Abbaus von Mee­
resbodenschätzen auf eigene Faust ver­
ständigt und im August 1984 ein vorläu­
figes Separatabkommen über die Explo­
ration von Mineralien auf dem Meeres­
boden unter.teichnet haben. 

Daß sich die Bundesrepublik diesem 
Kurs angeschlossen und sich mit der Ver­
weigerung der Unterschrift sogar mit an 
die Spitze der Konventionsgegner ge· 
setzt hat, ist ein durchaus einschneiden­
der Erfolg jener Kräfte innerhalb der 
christlich ·liberalen Koalition, die auch 
im Bereich der Dritte-Welt-Politik die 
vielbeschworene "Wende" endlich kom· 
plett machen woUen. 

Rohstoffzugangüber alles 

Es wäre deshalb ein Fehler, die Ausein­
andersetzungen innerhalb der Koalition 
Kohl{Genscher, die diesem Schritt vor­
hergingen, als ausschließlich taktischen 
Streit zu bewerten, ob es nun besser sei, 
von außen auf die Veränderung der Kon­
vention hinzu wirken oder von innen, 
qua Mitgliedschaft in der Vorbereitungs­
kommission rur die Schaffung einer 
Meeresbodenbehörde und eines Seege­
richtshofs eine nachträgliche Verbesse­
rung des Konventionstextes im Sinne der 
Konzerninteressen zu erreichen. 
Letzteres hatte bekanntlich das Auswär­
tige Amt unter Hans-Dietrich Genseher 

Fragen der UN-Seereehtlkonferenz 
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(1'01') im Sinn. Dariiber hinaus ging es 
dieser Position u.a. darum. daß die Bun­
desrepublik als der Welt größter Expor­
teur von Industrieerzeugnissen ein ele­
mentares Interesse an der weltweiten 
Festschreibung der Schiffahrtsfreiheit 
hat, wie sie in der Konvention vorgese­
hen ist. 
Weiter ging es ihr darum, daß es nach der 
Unterschrift möglich geworden wäre, 
mit der Errichtung des Interna tionalen 
Seegerichuhofs in Hamburg einen be­
deutenden diplomatischen Erfolg mrdie 
Bundesrepublik zu erringen. Daß derarti­
ge Vorteile auf dem Altar "ordnungs­
politischer·' Standfestigkeit im Sinne 
eines orthodoxen Weltwirtschaftslibera­
lismus geopfert wurden, bedeutet frei­
lich darüber hinaus nicht mehr und nicht 
weniger, als daß die bislang propagierte 
"positive UN-Politik'·, nämlich inner­
halb der Organisationen der Ut-.'Q mit­
zuarbeiten, an einem wichtigen Punkt 
verlassen wurde. 
Für die Bonner Gegner einer Konven­
tiollSzeichnung, allen \'Oran das Wirt­
schaftsministerium und das Ent­
wicklungshilfeministerium , haben sicher 
auch rohsloffpolitische Bedrohungs­
szenarien eine Rolle gespielt: " Die Roh­
stoffe, die Gegenstand einer zukünftigen 
Ausbeutung des Ticfseebodens sein wer­
den, so vor allem Mangan, Nickel, Ko­
bald und Kupfer, müssen von der Bun­
desrepublik zu fast 100 Prozent impor­
tiert werden. Lieferländer sind zum Teil 
Staaten, auf deren langfristige Stabilität 
oder politische Verläßlichkeit nicht un­
bedingt gebaut werden kann, so daß der 
Zugang zu marinen Reserven fo.irdie Bun· 
desrepublik eines Tages von existenziel­
ler Bedeutung sein könnte. ·'2 

Unter diesem Aspekt besitzt die Front­
steIlung der Bundesregierung gegenüber 
dem neuen Seerecht eine friedenspoliti· 
sehe Konsequenz, deren Tragweite heute 
noch gar nicht abzusehen ist. Denn hin· 
ter der Auseinandersetzung um Ja oder 
Nein zum Konventionsbeitritt verbirgt 
sich letztlich die Frage, "ob die Bundes­
republik, deren politisches Gewicht be­
grenzt ist und die (noch?) über keine 
Seemacht verfUgt, ihre künftig Meeres­
bl.'1"gbau betreibenden Unternehmen 
unter der Rechtssicherheit einer von der 
Weltmehrheit akzeptierten Konvention 
oder gewissermaßen unter amerikanisch· 
britischem Flottenschutz besser aufge­
hoben weiß". 3 

Anmerkungen: 
I) Als kriti5chen Oberblick über die Proble· 

matik vgl. A. Studier, Die nC\le Weltmeeres· 
ordnung, in: Jahrbuch Dritte Welt, Band I, 
München 1983, S. 57· 72 

2) Th. Oppermann/C. EiM:blein, Die ßunde5-
republik D<:ut5chland vor der Frage der 
Unterzeichnung der UN·Seerechtskonven­
tion, in: Europa·Archiv, Folge 18{1984,S. 
561f. 

3) Ebenda, S. 563 



Ausländerpolitik 

Nasan Özcan 

"Wir fordern Gleichberechtigung" 

Kul'1t nach dem vodliufigen Scheitern des in de r Rcgicrungskoalilion umsuincncn ncuen ~nr;lr.· 
liveun AusländcfJcJClZc5 fand am 27.10. 1984 in Frankfurt/Maiß die "Internationale Konferenz 
gegen das neue Ausländcrgc5Ctz, ftirvotle Gleichberccht igung"sutt. 
Eingeladen hatten duu neben der Föderation der Arbeiten'erdnc der Türkei in der Bundurepublik 
D"u~chland (FI DEF) IÜ rll ischc ArbcitcrvCrI!ine aU$ aode""'n curopiiis<:hcn Staaten, so aus Belgien, 
F ran !<reich, den Ni.,derlandcn, Schweden \lnd Großbritannien. 
Unler den Gast rednern befanden sich "tablrcichc PcrJÖ nlichkcilcn des öffent lichen Lebens, u .&. 
Vertreter der Kirch.,ß, Eur0J»lrlamcntaricr und Vertreter der Bundcstagspattcicn SPD und Gruße. 
Anliegen aller Teilnehmer war es, d ie Bedrohung durch die Auslinderpolitik der gegenwärtigen 
Bundes~gieTung in seiner gesam~n Dimension oder an einzelnen Aspekten aufzuzeigen und zu 
verurteilen (siehe AbJchlußerklirung) sowie richtungswcisendc Vorschllige rurcinen gerneinsamen 
Kampf a.Uer dcmokratiJchen Kräfte gegen das geplante Audändergesct.te, gegen Au.länderdiskri­
minierung und rur vo lk Glekhbcrcchtigungzu erarbeiten. In diescm Sinne sind liirdiesclJahr auch 
Veranstaltungen und Aktionen geplant, an denen aUe demokratischen Auslinderorpnisationen 
teilnehmen $Ollen. 
Wir dokumentieren im folgenden die Rede del BundeJ\'oni tzenden der FIDEF, Hasan Özcan. 

Die Ausländerbeschäfligung in der Bundes­
repub lik geht weit über 20 Jahre zurUck. In 
dieser ganzen Zeit wurden die Auslinder als 
eine Randgruppe betrachtet und ihre beruf­
lichen, schulischen, sozialen usw. Probleme als 
Randgruppenprobleme abgetan. Halbherzige 
Konzepte zur Verbesserung der Situation von 
Ausländern, insbesondere rur die berufliche 
und soziale Eingliederung der nachgereiJlen 
Familienangehörigen in die f!,ir sie völlig neue 
Gesellschaft fielen dem Rotnift zum Opfer. 
Anstelle die Fehler zuzugestehen, warfen die 
Verantwortlichen den Ausländern "mangeln­
de In tegrationsfahigkeit" vor. Der Grund dafUr 
sci die hohe Anzahl der Ausländer. 

Unmittelbar nach der Regierungsübernahme 
unterstrich Herr Bundeskanzler Kohl, daß ein 
grundlegend neues Ausländerrecht notwendig 
sci. In sciner RegierullfSCrklärung vom März 
1983 stellte eT die Weichen der neuen Auslän­
derpolitik. Die Bundesrepublik ,ei kein Ein· 
wanderungsland, die Zahl der Ausländer, ins­
bcsonde~ der T!,irken sei zu hoch, milsse ~du· 
ziert werden, denn die Belastbarkeitsgrenze sci 

erreiCht. Begleitet wurden diese Behauptungen 
von direkten und indirekten Schuldzuweisun­
gen an Ausländer fUr den Anstieg der Arbeiu­
losigkeit. 
Ignoriert wurde die TatJache, daß die Zahl der 
ausländischen Beschäftigten schon seit Jahren 
riickläufig war. Nebenbei bemerkt: Wir mei­
nen, daß, ob ein Land ein Einwanderungsland 
ist oder nichl, nicht nach Belieben der jeweili· 
gen Regierung definiert werden kann, sondern 
nach der gesc:llschaftlichen Realität. In der 
Bundesrepublik leben Ausländer 2. und 3. 
Generation, die ihre Heimat entweder gar 
nicht oder kaum kennen. ( ... ) 

Die im September 1983 vorgelegte Konzep· 
tion des Bundesminilleriums des Inneren für 
das neue Ausländergesetz machte deutlich, 
daß die geäußerten Venchärfungen nicht nur 
im Wunschtraum mancher Regierungspolitiker 
eKistieren. Das BMI·Papier geht, ähnlich wie 
der Bericht der Bund·Länder·Kommission, 
von folgenden grundsätzlichen Positionen aUI: 
I. Verhinderung von Familienzusammenfüh· 
rung; 

2. Verdrängung du Großteils der in der Bun· 
desrepublik lebenden Aus!änder; 
3. Assimilation der Ausländer, die 7o.B. für die 
Bundeswehr benötigt werden und die holie­
rung der übrigen Ausländer. 
Allein die öffentliche Diskussion dieser Grund· 
sätze hat dazu geführt, daß in derG<-sellschaft 
geschüTle VoruTieile gegen Ausländer, wie "cs 
gibt zu viel Ausländer·', "die nehmen uns die 
Arbeiuplätze weg", "die können sich sowieso 
nicht anpassen, es ist besser für alle, wenn sie in 
ihrer Heimat leben" usw. verschärft wurden. 
Die Sündenbock·Theorie wurde im vollen Um­
fang in Gang gesetzt. Es wurde Wasser auf die 
Mühlen neonazistischer und rassistischer 
Kräfte geleitet, die, wie dicjüngsten Ereignisse 
belegen, noch frecherauftreten. 
Die Diskussion hat aber auch etwas anderes 
gezeigt. Die Rechnung kann nicht ohne die 
demokratische Öffentlichkeit gemacht wer· 
den. 

Zim m ermann gebremst 

Schon entstand eine breite Protestwelle gegen 
die aus!änderpolitischen Vorhaben, insbeson· 
dere von Herrn Zimmermann. Die Proteste 
erstreckten sich von Kirchen bis hin zu Ge· 
werkschaften, von Oppositionsparteien bis hin 
zu allen gesc:llschaftlich relevanten demokra· 
tischen Organisationen. 
Unter diesem Eindruck konnte Herr Zimmer­
mann in einigen Fragen gebremst werden. So 
konnte durch einen Kabinettsbclchluß vor· 
Jaufig die verfassungswidrige Verhinderung der 
FamilienzusammenfUhrung beigelegt werden. 
An dieser Stelle möchten wir davor warnen, 
dielen Beschluß als endgültig zu betrachten. 
Auch wenn die Frage der familienzusammen­
füh rung zunächst unvcriindeTi bleibt, so sind 
die mindestens so gef<ihrlichen weiteren Punk-
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te des Ge:>etzesvorhabens nach wie vorauf der 
Tagesordnung. 
Die Absicht des Herrn Zimmennann und man· 
cher Regierungspolitiker, das sogenannte Aus· 
länderproblem mit renriktiven Maßnahmen zu 
lösen, ist, auch wenn es politi.sch kalkuliert i$t, 
ein Fehlschuß. Nicht die Beschneidung der 
Rechte der Ausländer, sondern ihre Gleichllel· 
lung kann die vorhandenen Probleme lösen. 
Wie soll sich ein Ausländer hierzulande wohl· 
ruhlen, wenn er jederzeit damit rechnen muß, 
abgeschoben zu werden, in allen gesellschaft· 
lichen Bereichen diskriminiert wird. 
Wie soll ein gutes Zusammenleben zwischen 
Deutschen und Ausländern erreicht werden, 
wenn die Ausländer weiter an den Rand der 
Gesellschaft vertrieben werden. Daß es anders 
herum besser klappt, zeigt das Beispiel Schwe· 
den. ( ... ) 

Ich möchte diese meine Feststellungen anhand 
des Gesetzesvorhabens mit einigen Beispielen 
verdeutlichen. 

I. Erleichterung der Abschiebung 
Die derzeit mit Hilfe von Verordnungen prak· 
tizierten Maßnahmen rollen in verschärfter 
Form in dem Gesetz verankert werden. Dem· 
nach soll ein Ausländer ausgewiesen werden, 
wenn er seinen Aufenthalt nicht aus eigenen 
Mitteln bestreitcn kann, kcinen ausreichenden 
Wohnraum nachweiscn kann oder wiederholt 
gegen die Rechtsordnung verstößt. 
"Sicherung des Lcbensunterhalts aus eigenen 
Mitlc!n" heißt nichts andercs, als daß ein Aus· 
ländcr, dcr jahrelang hier gearbeitet, ... abge· 
schobcn wird, sobald er Arbcitslosengeld oder 

Sozialhilfe in Ansprudl nchmen muß. ( ... ) 
2. Massivc Einschränkung politischcr Rechte 
Unter dem Deckmantel der "Beseitigung des 
Ausländerextremismm" sollen die demokra· 
tischcn und politischcn Rcchte von Auslän· 
dern massiveingcschr.lßkt bzw. faktisch aufgc· 
hoben werden. ( ... ) 
Das, was Herr Zimmermann aber mit dieser 
Maßmhme bezweckt, ist nicht ,.nur" dic Vor· 
enthaltung eines weiteren Mellschenrechu für 
Ausländer, sondcrn soll cine tiefgreifelldere 
Wirkung habcn und ist von gesamtgeseUschaft· 
lichcr Bedcutung. Die gesellschaftlichen Aus· 
einandersetzungen rur dic wirtschaftlichcn, 
sozialcn und demokratischen Ißleressen der 
arbcitenden Mcnschcn sollcn zugunstcn dcr 
Gegenseite geschwächl werdcn. ( ... ) 

Wahl· und Niederlassungsrec ht ! 

Nicht dic Einschränkung der Rechte der Aus· 
länder, nicht ihre Diskriminierung, sondern 
ihre gleichberechtigtc Teilnahmc in allen gc. 
sellschafllichen Bereichen bic(ct die Gewähr 
rur ein "crständnisvollcs, harmonisches Zusam· 
menleben von Deuuchen und Ausländern in 
der gemeinsamen, multikulturdlcn GcscIJ· 
schaft. Was wir brauchen, i~( nicht dic Kon· 
fliktlösung mit brutalen Maßnahmen zu La· 
sten der AusBinder, solldcrn cinc vorwäruwci· 
sende, menschenwürdige Ausländerpo1itik. 
Sicherlich läßt sich niemand gerne ab in· 
human, unchristlich oder unsozial abstempeln. 
Auf dem hpicr wollcn allc das Beste für uns. 
Während manche Politi ker ihrc unmenschli· 

Abschlußerklärung 

n,IS Kom.cpt des Bundcsinncnministcrs fur 
ein ncucs Ausländergesetl wird die schon 
bestchenden Unsicherheiten der rechtlichen 
1..of(C der Ausliinder noch ,·cncharfcn und die 
wenigcn Rcchtc, die bis jet~t gew;.hr!ci.\let 
W,lren, drastisch beschneiden. 
AnKesithl.\ dieser Tatsache i~t e. nOlwen· 
diger delln je, die Ablehnung des neuen di~· 
kriminierenden Auslandergesetzes zu for· 
dcrn, rur die volle Gkichberechtil!(Ung der 
"uslä nder ein~u treten, 
Wir fordern eine Ausliinderpolitik, die den in 
der Bundesrepub!ik Deutschland !chenden 
Austmderinnen und Ausliondern '·olle 
Glcichberechligung in allen Lcben.berei­
~hellgardntier1. 

Das Re~ht auf einen gesicherten D~uer· 

.. ufcnthalt in der Bunde.republik; keine Aus· 
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weisungen mchr. Auch hine Ausweisungen 
\"on Ehefrauen, wenn sic sich von ihren Ehe· 
m;.nnern getrennt haben. 
Das unc;ngeschr'~nktc Recht, mit den Fami­
lienangehörigen - Ehepartnern und Kindern 
in dcr Bunde.IIepublik lusammenzulebcn; 
die Maßl1<Ihmen Zur Einsch;'rfung der Fami· 
lienzusammenfiihrung sind aufzuhehcn. 
Vol1c rechtliche und soziale Gleichstellung 
mll den innerhalb der Greru;cn der Bundes· 
republik Deuuchland geborcnen Men.chen. 
Im Falle der Arbeitslosigkeit Gewahrung 
nichl nur \"on Arbeitsloscngdd, solIdern 
auch \'on Arhcit.losenhilfe und Sozialhilfe; 
bei der ArbeitslOligkeit keine ertwungene 
Ruckkehr ins Herkunflslalld. Gleichslcllung 
mit o.:uuchen bei der Vermittlung in neue 
Arbeiustcllen. 
Einführung des Kommun~len Wahlrechts, 
wie in Schwcdcn, O;.nemark und den NIeder· 
landen. 

Wir fordern ferner: 
Uneingeschrdnkte Geltung des Grundrecht.> 
auf Asyl ndch Artikcl 16 de~ Grulldgeselze. 
/Ur POlilische Fluchtlinge; Arbeit>crlaubnis 
fur Asylsuchende vom ersten Tag ihres 
Aufcmhalu in der BundesrepubJik an; keine 
Internierung von As~·lsuchenden in Sammcl· 
lagern; keine Abschiebung ~on Asy!.uchcn­
dcn in ihr HerkunftslJnd, wenn auch nur der 
Icisenc Verdachl besteht, daß don Hafl oder 
gar Foller und Tod auf sie warten könnten; 
keine Weitergabe vun Daten Asylsuchellder 
an die Geheimdienste weder des In· noch des 
Auslandes. 
Unti vor allem, d;c sofortige ZUrUeknahme 
der diskriminierenden Vorschlage der Bun· 
desla nder·K ommi~,ion "Au<limdcrpohtik·· 
(Zimmermann·Papiere). 

ehen PLine für die Auseinandenreibung der 
Familie mit den ,,herrlichcn" WOrlen "Intcgra· 
lion" in Vcrbindung bringcn, sprechen andere 
in der Tat gute, aber nicht gaßl. ehrlich gemein· 
tc Worte. Denn wir haben alleine kein politi· 
sches Gewicht. Sie brauchen unscre Wähler· 
stimmcn nicht. 
Unsere Forderungcn aber können mehr Gehör 
finden, wenn wir das Wahlrecht habcn. Zumin­
dest auf der Ebelle der Kommunalwahlen ist 
ein Konsens zwischen untcrschiedlichen poli· 
tischen Kräften möglich. Sicherlich ist die Ein· 
ft.ihrung des Kommunalwahlrcehu nicht das 

Endziel. Aber ein Schritt in die richtige Rich­
tung. Es gibt viele Vorschläge rur cinc besscre 
Ausländcrpolitik, wic zum Bcispiel das Nicdcr· 
1assungsrccht. 
In diesem Sinne begriißen wir die parlamentari· 
schen Initiativcn der Grünen und derSPD. Wir 
freuen uns auch, daß das Vorhaben ~on Herrn 
Zimmcrmanll rechtzeitig erkannt und öffent· 
liche Diskussionen in richtiger Richtung in die 
Wege geleitet wurden. Wir stellen mit Genugtu­
ung fest, daß in den OGB-Gewerkschaften die 
Ausländerpolitik der Bundesregicru ng auf V Cr­

urteilung stößt und Verbcsscrungsvonchlägc 
entwickelt werden. Wir begrußen auch die Ent· 
5lchung und das Akti,werdcn von unterschied· 
lichen, von breitcr Basis getragenen Initiativen 
wie Frankfurtcr Appell, Wissenschaft1crgegell 
Ausländerfeindlichkcit und nichlzu vergessen 
viele örtliche Bündnisse. ( ... ) 
Deshalb fordern wir eine Ausländerpolitik, die 
den in der Bundesrepublik lebenden AUllän· 
dcrn vollc Glcichbercchtigung in aUcn Lebcns· 
bereichen garantiert. ( ... ) 
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Kultur 

Seurg Diederichs 

Ein Film über den Bluthandel 
Daß dou Kapital bei genügend hohem Profit 
bereit iSI, jedes nurerdenkliche Verbrechen zu 
begehen, hai schon Kar! Man: im "Kapital" 
eindruck~vo]l formuliert. Dafür, daß die Be­
zeichnung multinationaler Konzerne als "Blul­
laug<:r" jo:doch nicht nur eine bildhaft über­
treibende Darstellung ist, gibt ein Sektor des 
internationalen Handels ein makaberes Bei­
spiel ab: das profitable Geschaft der Phuma­
multis mit menschlichem Blut und Blut­
plasma. 
Bereits im Jahre 1979 machte der Journalist 
Rolf Biemann in einer Sendung des WOR auf 
die Praktiken von BlutspendcSl3tioncn in 
Ländern Latcinamerikas aufmerksam. Er be­
zeichnete dies damals als "Vampirismus". 
Auch mit Hilfe des Bundeskongrcsses cm· 
wicklungspolitischer Aktionsgruppen (BUKO) 
sollte diesem vielleicht dunkelsten Kapitel der 
menschlichen Ausbeutung nachgegangen wer· 
den; vor alkm, um die Rolk bundesdeulScher 
Phannaunternehmen dabei herauszufinden. 

So beschäftigte sich die BUKO·Pharmakam­
pagne von Anfang an mit diesem lbema, stand 
aber vor dem Dikmma, daß es zwar Beweise 
ruf den Export von Blutplasma aus Ländern 
der Dritten Welt nach Europa gab, aber keine 
darüber, wohin diese Plasmalieferungen nun 
genau gingo:n. Selbst ein 1982 vom Fernseh· 
mag'olZin "Monitor" ausgo:strahlter Bericht 
über die Ve .... "icklung der brasilianischen Nie· 
derlanung du bundesdeutscben o.emiegigan. 
ten Hocchst in das Geschäft mit dem Blut 
reichte nicht aus, den Konzern anzuprangern. 
Dieser wußte ango:blich von nichu und zog sich 
Khon bald aus dem Unternehmen -wohl aber 
nicht aus dem Geschäft! -zurück. 

Das Blut der Arm en ... 

Seither hat sich die Blutrecherchengruppe des 
BUKO um weitere Informationen und Beweisc 
bemüht. Die beiden Filmemacher Hanns· 
O>ristoph Koch und Mauricc Eberl·Roth 
haben - nach imgcsamt dreijähriger Arbeit -
1984 einen 90minutigen Farhfilm mit dem 
beziehungsreichen Titel "Bluterntc" fertig· 
gestellt, der sich erstmals ausfUhrlich mit den 
Bedingungen des Blut- bzw. Plasmaspendens in 
den USA, in Me~iko und Kolumbien auscin· 
andersclzl. 

Das F~it ihrer umfangreichen Recherchen: 
"Die Plasmapheresc" (d.h. nach de r Blutent· 
nahme wird das Blutplasma herausgcfiltert 
und die abzentrifugierten Blutzellen werden 
dem Spender zurückinjiJo:iert) "hat eine Situa· 
tion gesch2ffen, in der das Blut der Armen,all 
dert:r, die nichts anzubieten haben als ihren 
Körper, in großem Umfang in die Adern der 
Reichen fließt." 
Ocr Hauptteil des Films spielt in den USA. 
Hier haben Koch und Eberl·Roth eine Reihe 
yon Plasmapherescstationen besucht und dort 
gefilmt. In allen Einzelheiten wird gezeigt, wie 
die PlasmapherC5e funktioniert, welche tech­
nischen Bedingungen gegeben sind und vor 
allem, wer dort Blut spendet. ZwiKhendurch 
Interviews mit einem Besitzer yon Plasma· 
pherescSlationen und einem Plasmabroker, 
also einem Mann, der mit menschlichem Blut· 

plasma so handelt, wie andere mit Weizen oder 
Kaffee. 
5<;holl hier wird deutlich: Blut, diese Lebens· 
spendende Flussigkeit, ist ein Rohstoff, der 
ausgebeutet wird, mit dem man Gesdufte und 
\"or allem Profit machen kann. Angebot und 
Nachfrage hestimmen den Preis. Demzufolge 
sind natürlich auch die "Produktionskosten" 
für die Plasmagewinnung möglichst niedrig zu 
halten. Was auf den erst~n Blick wie eine tech­
nisch perfekte Einrichtung in den Plasma· 
pheresestationell aussieht, erweist sich beim 
zweiten Hinsehen als Massenabfertigung übel· 
ster Art, 

..,fließt in d ie Adern der Reichen 

Alle möglicheIl Sicherheitsbestimmungen, wie 
etwa vorausgehende Um~rsuchungen oder die 
Registriero ng der Spendenhäufigkeit einzelner 
Sp~nder, werden allenfal!~ halbhenig ange· 
wand!. Die Vorstellung eines Stationsleiters 
über "scin" Spenderpublikum wird durch die 
Bilder des Films widerlegt: Nicht die Studen· 
ten, Akademiker und lionstigen be5sergesteU­
ten Menschen spenden, sondern Ango:hörigo: 
der in den USA total verarmten Be\'ölkerungs· 
gruppen, die auf den Verkauf ihres Blutes an· 
gewiescn sind, um überhaupt etWa5 Geld in die 
Taschen zu bekommen. 
Ocr zweite Teil des Film setzt sich mit der 
Situation in Me~iko und Kolumbien 
auseinander. In diesem Tel wird der Kern des 
Problems besonders deutlich: MenS<;hen, die 
kaum noch e~istieren können, die von der 
Ausbeutung am härtesten betroffen sind. 
müssen jetzt auch noch ihr Blut verkaufen, um 
das tiigliche überleben zu sichern. 

Wenn die f'harmakonzerne - darunter vor 
allem die bundesdeutschen - immer wieder 
betonen, daß sie kein Blutplasma aus Ländern 
der Dritten Welt beziehen würden, dann be· 
weist de r Film das genaue Gegenteil: Die Plas­
maphert:scstationen an der Grenze der USA zU 
Mexiko stehen nicht zufallig nur wenige Meter 
yom Grt:nzzaun entfernt. Täglich kommen 
Menschen aus Me~iko illegal, aber geduldet, 
über die Grt:nze, spenden ihr Blut und ve .... 
schwinden wieder. 
Noch krasser wird die Situation in Kolumbien 
geschildert. Hier stehen absolute Armut und 
Verdendung der Menschen gegen die Mafia· 

·Methoden der Pla5mapheresestationenbesit· 
zer. Ocr weltweite Au$bcutungsprozcß hat die 
ktzten moralischen Grenzen überschritten. 
Ein Ausbeutungsprozeß, an dem sich übrigens 
auch die bundesdeutschen Chemiekonzerne 

Bayer und Hocchst durch Tochterfirmen be­
teiligen. 
Doch so erschreckend die Bilanz ihrer Recher­
chen, so erdrückend faktenreich ihre Indizien· 
kelle gegen die Blutsaugermonopole auch ist, 
die Filmemacher Koch und Eberl·Roth yer­
gessen dabei keineswegs, ihre Anklage film·. 
technisch attraktiv zu präsentieren. In Wort 
("Arbeitslos? Dann yerdienen sie sich ein paar 
Dollar durch Blutspenden!" f~rdert ein 
TV·Werbespot) und Bild (der blutsaugende 
HOTforklassiker, Graf Dracula, al5 Poster an 
der Wand einer Plasmapherescstation) doku· 
mentiert der Film den menschem'erachtenden 
Zynismus derer, die das Geschäft mit dem Blut 
der Armen als Teil der "freien Marktwirt· 
schaft" betrachten. So wird denn auch die uns 
ansonsten vielleicht eher al5 aufgeblasen er· 
scheinende Metapher yon der "Ausbeutung bis 
aufs Blut" durch den Film plötzlich wieder 
erschreckend real, 
"Bluterntc" ist über den Mallhias·Film\'erleih, 
Gänsheidestr. 67, 7000 Stuttgart 1, zu be· 
ziehen. 

Adressenänderungen 
bitte rechtzeHig 
bekanntgeben! 
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Rezension 

Bücher zur Lateinamerikapolitik der USA 
Bücher zur US-Politik gegenü.ber einzelnen 
Undern Latdnamerikas lind keine Sehenheit. 
Solche zur US·Globalpotllik gibt u in tlüllc 
und Filile. Obcrgrcifcndc Analysen der Pol itik 
der USA in ihrem "Hmterland" w .. ren jedoch 
bisher .. ur dem bundc$deulKhcn Biichcnnarkl 
nicht zu finden. Diese Ulockc schließen zwei 
Bände, die im IClucnJahrcrl(:hicncn sind: 
• f rank NieS, Ocr Koloß im Norden, Ge· 
tchichtc der Lauinamcrikapolilik der USA, 
Pahl·R u8"= mtd n Verlag, Köl n 1984. 400 S., 
16,800M 
• J ochen Hitlp ler, Mcn~chcn ..,c h lc und ,,Poli­
tik der Stli rkc". USA und Late inamcrika seit 
1977, T rikonl Verlag, I) u i~bu rg 1984,280 S., 
20 DM. 

Dem Werk von Frank Nie .. ist anzumerken, 
daß ihm dn schr gründliches Quellenstudium 
vor Orl vOM!usging. Er rollt die Geschichte der 
Beziehungen zwi,chen Lateinamerika und den 
USA vom "Erv.·erb" Floridu 1819 bis wr 
Grenada-Invuion auf. 
Dabei iSt jedoch kein trockener hinorischer 
Abriß entnanden, sondern ein gut lesbarer 
fu ndierter Oberblick. Im Anhang sind Tabel· 
len zu den wichtigsten wirtS(:haftlichen Eck' 
daten und Olronologien der wichtigsten Dok· 
trinen, Konferenzen, und _ wie könnte es 
anden sein - der Interventionen enthalten. 
In acht Kapiteln analYliert Nieu die US-Politik 
in die~r Gegend und geht dabei jeweill auch 
auf die außenpolitiS(:hen Rahmmbedingungen 
ein. 
Im enten Kapitel weist er nach, daß der Eil' 
pansionnrieb nicht erst mit dem imperialisti­
schen Stadium eingesetu hat, sondern prak· 
tisch schon mit den Cnandervätern. "Oie Eil' 
pamion der USA nach Süden war Khon zu 
einem Zeitpunkt vorpeichnet, als die Viter 
der amerikanischen Revolution sich gerade 
~t anschickten, die vormaligen britischen Ko­
lonien zu einer fOliden Republik zu tramfor­
mieren" (S.I). 
Anfangs bezogen sich diese Gelülle vor allem 
auf die Karibik, du domali noch "spanische 
Meer", das zum amerikanischen Mittelmeer 
werden wol lte. Einen enten Höhepunkt fand 
dieS(: Entwicklung in der Monroe·Doktrin, die 
"später nie ab Argumentation gegen euro­
päische, sondern immer nur ab Legitimation 
rur amerikanische Interventionen in Latein­
amerika ins .'eld geruhrt" wurde (S.40). 
Im folgenden Kapitel wird der Ein$lieg in du 
imp-cmlistilche Zeilalter zu Beginn dieses 
Jahrhunderts aufgaeigt, du dritte K hJießlich 
behandelt die Anfinge du Dollar· lmpma-
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li~mus. Dieser wird jedoch n icht als bloßes 
Zunehmm der wirtschaftlichen Ablungigkeit 
der la teinameTikaniKhen Stuten "entanden, 
sondern a ls die Durchsetzungdieser Abhängig­
keit mit militärischen Mitteln. 
Oie "Good-Neighborbood·poIicy·· (Politik der 
guten Nachbanchaft) du Prisidenten Frank­
\in Delano Roosevelt wird kritiKhbeieuchtel. 
Am "Testfall Kuba" und dem maul"en Ab· 
blocken zu weit gehender Reformen in den 
30<:r Jahren wein Nieu nach, daß es mit der 
guten Nachbarschaft nicht 5thr .... ·eit her war. 
In einem kunen Kapitel analysiert der Autot 
die Einbindung Lateinameriku in die Stntegie 
des Kalten Krieges. Der Entwicklung von 
1955·1980 sind zwei Kapitel ~widmet, die 
diese Zeit unte r unte"chiedlichen themati· 
schen Schwerpunkten behandeln. Eineneiu 
wird an den Bei~pie len Cliatemab, Kuba, 
Dominikanische Republik und Chile eine Bi· 
Ianz der Einmischung und direkten lnterven· 
tionsaktc der USA gaogen, andere"eits wer· 
den die Wiruchafubeziehungen unter die 
Lupe genommen. 

Das xhlußkapitel behandelt die Entw~clrJung 
der 80er Jahre bis zur Invasion in Gre\U.<b. 
Auch dieser Teil in mit reichlichem Zahlen· 
mateml untermauert. 
Wer einen Qberblick über die Geschichte der 
US-Politik in Lateinamerika bekommen wiD, 
dem ist die Lektüre dieK'i Werkes zu empfch­
,,~ 

Das Schwergt:wicht bei dem Buch lI ipplcn 
liegt in der Aufarbcitung der LateiN.merika· 
polilik der beiden letzten Prisidenten. Histori · 
sches behandelt er nur kun in seiner Einlcj· 
tung. 
Er fUhrt dabei aus, daß es ihm in seinem 8uch 
darauf ankomme, Linien der Kontinuität in 
der Lateinamerikapolitik nachzuweisen. daß 
es aber falsch sei, die Politik von z.B. Carter 
und Reagan gleichzusetzen. "Für Bdreiunp· 
bewegungen in der Dritten Welt und rur Län· 
der, die bereits erfolgreich eine anliimperia· 
listische Revolution in der einen oderanderen 
Form durch~ruhrt haben, kann es in benimm­
ten historischen Situationen von entscheiden· 
der taktischer Bedeutung sein, ob die jeweilige 
US-Administralion "ch um ihre 'M.tBigung· 
( ... ) du\'Ch Koop-cralions· und Integrations· 
angebote bemüht oder zu Milleln dinkter Mili· 
tirinterventlonen greift ". (S.19) 
Hippier weist nach. daß auch bei Carter die 
Politik der Memchenrechte und Verhandlun· 
gen immer unter der Vornngigkeit der Dur<:h­
SCtl;ung der Intercs5tnder USA betrieben wur­
de. Er beweist diel zum einen mit dem Ab· 
schluß des PINml·Vertngs. 

Dieser Abschluß W;tT die ente Probe der Ernst­
haftigkeit eines Wandels der Bcr.ichungen 
USA·Lateinamerlka. Die USA zagen sich hier 
geschickt aus der Aflire. Der alte Zustand war 
als Qberblcibsel des Koloniaiismul diskredi· 
tiert. Deswegen schlosscn die USA einen Ver­
trag ab, der "alle funktional nicht notwendi· 
gen Rechte der USA in der Kanalzone, wie z.B. 
die Gültigkeit US·amerikanischen Rechts, (ab­
baute), diejenigen aber, die die USA auch zu· 
künftig rur erforderlich hielten, loüten ge' 
festigt odergarausgebaut werden". (S.37) 
Auch die Menschenrechtspolitik wurde seJek­
liv angewandt, unter Berücksichtigung der 
Globalinteressen der USA. Erwebt dies an den 
Beispielen Inn und SiJ,dkorca nach, wo die 

Talsache, daß Terrom::gimes In der Macht wa­
ren, nichts an der Unterstüuung durch die 
USA Inderte. In Nikaragua ruhrte die zu splte 
Abwendung von Somoza glItT dazu, daß die 
Revolution den rur die USA denkbar schiech· 
tenen Ausgang nahm. 
Mit dem Sieg der Sandinistas in Nikaragua 
konnte gleichzeitig die Mcnschenrechupolitik 
hinsich tlicht einer dfekti"en Verfolgung von 
US-Interessen als gescheitert angesehen wer­
den. Oie letzten Regierungsjahre Carters waren 
gekennzeichnet von einem stärkeren Durch· 
setzen der aggressiv·imp-crialistischen Varian· 
te. Anzeichen hierfür sind zum einen der Auf· 
bau der Schnellen Eingreiftrupp-c, zum ande· 
ren abcrdie Politik in Mittclamerika. 
Die Militlirh,lfe für EI Salvador wurde ver· 
lIärkt, die Anwesenheit einer sowjetischen Bri· 
Ipde auf Kuba, die seit 1962 bekannt war, 
wurde als nicht akzeptabel bezeichnet und de­
ren Abzug gefordert. Sie wume zum Vorwand 
genommm, eine regionale Schnelle Eingreif· 
trupp-c von I ~.OOO ~bnn zu schaffen. 
Schon zu Amtsuiten Carters versuchten die 
f alken der späteren Regierung Reagan, aus 
den Fehlern Carters zu lernen. Dies weist Hipp­
ler sehr detailliert und mit vielen Beispielen 
untermauert nach. Dabei geht er jedoch mei· 
oes Enchteru zu wenig aur die wiruchaft· 
lichen Hintergriinde der Änderungen in der 
USOS tntegie ci n. So werden bei der Nachzeich· 
nung der Diskussion lediglich Penonen ge­
nannt. Es wird aber nicht gezeigt , welche 
Gruppen der US·Unternehmen sie ~ertreten 
und wieso sie ein Intereue aneiner Militarisie­
rungder Politik haben. 

Neben NikanguB und Kuba werden die Ver­
linderungen der LateinameTikapolitik vor al­
lem an der Politik gegenüber EI Salvador fest­
gemacht. Intereslant ist hier vor allem die Ein· 
Khät:t.ung der Landrdorm, an deren 8eispiel 
Jlippler das Wirken sehr unterschiedlicher 
Interessen aufzeigt. "Insgesamt war die Land· 
reform das Resultat einer eigenartigen ~h· 
schung aus internen sozialreformerischen Be· 
'trebungen, massivem äußerem Druck und 
Opportunitätscrwägungen des Mililli rs und 
von Teilen der Cliriudemoknllie". (S. 180) Im 
Anschluß duan untersucht Hippier die wirt· 
schaftliche und militärische Entwicklung in 
dem Land. 
HippIer weiSt anhand des Berichll der KillSin· 
ger·Kommission nach, daß dieser "einen wich­
ligen Beit ... g zur politischen Vorbereitung 
einer ventlirkten militärischen Eskalation 
durch die USA" leistete. Er formuliert ab· 
Khlielknd, daß sich "für den Beobachter nur 
die Frage (stellt), auf welche Weise die USA 
eine weitere Eskalation betreiben werden und 
zu welchem Zeitpunkt dies erfolgen wird." 
Die5t fnge vom Juni 1984 ist heute schon 'Zu 
beantworten. 

Krit isch bleibt allerdings anzumerken. daß in 
beiden Büchern die Opposition zur US·Politik 
kaum behandelt wird. Für den bundesdeut­
schen Le5tr wäre es sicher wichtig, die Ent­
wicklung der Antiinten'entions- und Solidari· 
tiubewegung in den USA und der Gegenkräfte 
in Lateinamerika selbst nachzuzeichnen. Beim 
Hippler-Buch wäre der Verlag ferner gut 
beraten gcwe5tn, anstatt Lateinamerika ledig­
lich MiUelamerika im Titel zu verwenden, da 
.ich der Autor auf die5tn Teil des Kontinents 
beschränkt. P iaGrund 



Weitjugendfestspiele 

Vom 27.7,·3.8.1985 werden in Moskaudio: 12. 
\\'d tjugendfcSlspidc stattfinden. 
Dazu hai sich am 31.10.1984, c:r$lma!s in der 
Fcslivalgc~ehichlc der Bundesrepublik, ein Ge­
mcinumeT ArbeilSll.Unchuß gebildet. der die 
Vorbcrciluß8'=ß in unserem I.and treffen '0]1. 
Ihm gchören Mitglicdsvcrbiindc des [}wuchtß 
Bunde,jugendrings. du Rings Politischer Ju­
gend, des Arbciukrciscs FUliVlll, der Vereinig­
ten Deutschen Studcmcnschaftcn. dtr Bun­
dCifchiilc~rtro:tung und der Dwtschcn 
Sporljugend an. 
Die gcmcin$l.mc Plan form gibt die weilen!­
Ikhcn Gedanken des internationalen Aufrof$ 
wieder: Solidarität mit den Völkern der Drit­
ten Weh; Verhindtrn, daß je wiedu ein Krieg 
von deutschem Boden ausgeht; Eintreten rur 
eine Politik der Vcrständigung;Ablehnungder 
Konuption des militiriJchen Entschlags. 
Die Weltfuupiele sind die gröSte internatio­
nale: Jugend- und Studentenaktion. Beim letz­
ten Fenival, dlU 1978 in Havanna stattfand, 
waren Mitglieder von 2.000 Organiutionen 
aus 145 Uindernbeteiligt. 

Nlholtkomlteel 

Am 17_ und 18_ November 1984 b.nd in Mar­
burg d. Bundesudfen der PalJUtina-, Liba­
non- und Nahost-Komitees statt. Nach Diskus­
sionen über die SilUation der PLO vor ihrer 
Nuionalramagung und über die Lage im Süd­
libanon Klwic in der Wutbank beschloS das 
Bundutrdfenu_,,-: 
• eine Ver.mslaltungsreihe in mindestens 7 
Stadien zur Untcntützung der Libanesischen 
Widerslandsfronl (mit cinem Vertreter der 
Lib:ilne,ifl;hen Nationalbewegung ); 
• Aktivitäten fur die Freilassung der palisli­
nen,ischen und libanesischen Häftlinge in is­
raelilchen Lagern und Gefängnissen (beson. 
den Al Antar) sowie die Eutellung einer ent­
sprechenden InformalionsbrOlchüre. 
Das ProtokoU des TreffelU sowie weitere In­
formationen sind beim Antiimperialistischen 
Solidarititskomitcc für Afrika, Asien und 
Latcinamerika (ASK), Hamburger Allee 52, 
6000 Frankfurt1M. 90crhältlicb. 

Chllekomlteel 

Am 21.11.1984 fand in Frankfurt/~i.ain ein 
8undestreffen von 18 Olile-Komitees stall. 
Das Bundestrdfen verabschiedete einen Auf· 
ruf. in dem die Aufhebung dei Belagerungs­
und Ausnahmezustandes, die Auflösung der 
Geheimpolizci und der Konzcntrationslager, 
die Achtung der MenJChen~hte und der 
Rücktritt Pinocheu gefordert wird. Oie Bun· 
dcITegieru"l wurde aufgefordert , OIile in der 
UNO 2,U verurteilen sowie jegliche Entwick· 
lungs- und K.apitalhilfe 2,U unterlassen, solange 
nicht die Demokratie in Otile wiederherge­
stellt sei. 
Die Teilnehmer forderten die einzelnen 
Komiteel auf, die Demokratische Volksbewe· 
gung (MDP) auch materiell nlirker zu unter­
stützen. Der Tut eines Briefes an Hundes· 
aufknminister H.D. Genscher, In dem die Ver­
urteilung der Diktatur durch die UNO gefor· 
dert wird, kann beim ASK, Hamburger Allee 
!l2, 6000 Frankfurt 90 bezogen werden. 

AIrland Battle 

Die Rolle der Bundeswehr in den "Kriegsspie' 
len" der letztjährigen NATO-lIerbstmanö\'er 
verdeutlichte, daß auch sie zur Angrif{sstrate­
gic im Sinne dei US·Militärkonzept$ .. Air Land 
Battle" (ALB) ubergegangen i${. Dies geschah 
auf direkte Weisu"l von Bundeskanzler Kohl 
vom 4.10.1983. Das gehl aus einem Bericht 
des Generalinspekteurs der Bunduwehr Alten· 
burg hervor. der Mitte 1984 den Bundenags· 
abgeordneten des Verteidlgungs:..uS$chu$Sel 
vorlag. 
Obwohl Veneidigungsminister Wörner ..... eiter· 
hin die GWtigkcit der ALB·Konzeption für die 

, Bundeliwehr bestr"ilet. berichtet scin General 
im Klg ... Ahenburg-Papier" das genaue Gegen· 
teil. 
Weitere Informationen 2,U ALB bieten: 
• die von den Gn.inen im Bundestag her.lus­
gegc:bene Broschüre, "Angriff als Verteidi­
gung"; die ausfuhrliche Analyse und Doku­
mentation von 170 Seiten konet 10 D~f; 
• die neue Ton·Dia·Serie .. Krieg führbar und 
gewinnbar machen" der LandesgeschäfustelJe 
der DFG-VK NRW. Licbigstr. 11, 4330 
Miihlheim. 130 Dias, 50 Min, 30 DM pro 
Woche; 
• eine Ausstellung zum Thema gibt es bei der 
Friedenswerlmatt Sindelfingen, Gocthesu. 
16, 72!l3 Renningen. Sie umfaßt 30 Pl~lr.ate 
und kostet 70 DMpro Woche. 

Südalrlkl-Postkarten 

Gegen eine Spende von CI. 5 DM sind bei der 
Bonner Vertretung des Afrikanischen Natio­
nalkongresses (ANCI lech, verschiedene POSI' 
kanen mit Abbildungen afrikanischer Batiken 
zu bniehen. 
Die venchiedenen Moth'e sind in leuchtenden 
Farben auf einem schwarl.en Hintergrund ab­
gedruckt. Die Spenden dienen dazu, im Elli] 
lebende sUdafrikanische Frauen :tu unteT$tiit­
zen. Die Karten sind zu beziehen beim 
ANC, Postfach 190140, !l3oo Bonn 1, Konto 
POltSCheCUmt KöIn,NT. 312813-509 

. \us Anlaß des 1 OO.J ahrcstages dcr Ber­
lincr Kongokonferenz lädt dic Marlt­

I.ngds·Stiftung e.V. I.U eincm inler­

nationalen S}'mpOSiunl mit dem Thema 
cin: 

100 Jahre Berliner Kongokonfcrenz 

Rolle und Erbschaft dcs dcutschcn 

Kolonialismus und l\'eokolonialismus 

in r\frika 
Refe,,"nten: 

I'rof. Manfred lI inl;, Bremen 
Kaim:r l--alk, Gießen 

Tony Seedat (:\:\'C), 80nn 

Yertreter der Botschaft Ät hiopiens 
Yenreler der S\\' ,\ PO. I\onn 

Ort: r-.'larx.En,l(cls.Z.·nt rum. Gathe 

:")5/57,5600 \\'uppcr!.ll J.lbcrfcld 

Zei t : 19.Janu'lT 1985. Ikginn 9.30 ehr 
.\nmeldung erforderlich. Die '1 ei!­

nah me ist k.ostenlos. Tel. 0202/ 

456504 

BRD-Infodienst 

Buchtlp 

Seit Jahren kämpft die "Contra" gegen du 
revolutionäre Nikangua. Die 15.000 Minner 
dieser von den USA perfekt ausgerüsteten und 
von der CIA finafU.ierten Terrorgruppe werden 
von Präsident Reagan ab .. Freiheiukämpfer" 
hochgejubelt. 
Wer sie wirklich sind und was si~ wollen, ver­
sucht d.u Buch von 
Diekr Eich/Carlo. Rincon. L:iI Contra. Der 
Krieg gc:g"n Nikangua, Konkret Literatur Ver­
latl, Hamburg 1984, ]92S .• 18,- DM 
zu zeigen. Die Autoren befragten hohe Mili­
tärs, Führer von SaboUlgc trupp~. Geheim· 
dienstler, Kampfpllo ten. aher auch einfache 
Bauern, die von der "Contra" rekrutiert wur­
den. 
Die brutale OUenheit vieler AU5S~n mag 
manche lt'ser enchrecken. Oie Autoren IUJen 
die Mörderzu Wort kommen. Aber wer könnte 
die lt'gende von den .. l--reiheitskämpfem"bel· 
serzerstören alt lie selbst. 

Forum gegen Krieg 

Auf einem VorbereitungsseminM am 2!l.11. 
1984 beschloslen Venn:tcr von politischen 
Organisationen. Solidaritäts- und Frieden.­
gruppen ein Forum gegen Krieg, Intervention 
und imperialistische Poli tik durchzuführen. 
Die uT$priinglich ~s Kongrcß geplante Veran­
$ta]tung soll vor allem dem Mcinungsauuausch 
der veT$chiedenen politischen Strömungen in 
der Friedens- und Solidarititsbcwegung die­
nen (siehe AlB 11·] 2/1984, S.31). Zur Vorbe­
reitung des Forums, das am ] 1.-1 '.10. 1985 im 
Raum Fr.lnkfurt stattfinden soll, haben sich 
vier Arbeitsgruppen go:bildct. Sie bcfasJen sich 
mlt den Hauptthemen des Forums: Ursachen 
der Kriegsge fahr, Sowjetunion und 3. Welt, 
BRD und ,. Welt. Solidaritiitsbewcgung und 
Befreiungsbewegung. 
Interessierte, die in den Vorbereitungsgruppen 
mitarbeiten wollen, wenden sich bitl/: an : 
BUKO, Nem5lweg '2-'4, 2000 Hamburg 50. 



Kurzinformationen 

Grenada 

"A~f ke;n~n Foll Gau)'" Wand.pruch ,e,en den ehemaligen ,renadlKhen O;~!alor Eric Gairy 

Bei den Parlamcnuwahlcn Olm 3.12. 1984 auf 
der Karibikin.sel Grenada hat die Neue Natio­
nalpartci (NNP) einen erwartet hohen Sic:g eT' 

rungen (5lthc AlB 11·12/1984, S. 86). Mit 
58,6% der Stimmen gewann sie J4 der 15 
Parlamcntnitzc. 
Ikr neue Ministcrpr'.isidcnt Herben ßlaiz!:, der 
vor der Unabhängigkeit als O!idmini~lerunlcr 
der b ritischen Krone diente, war der Wun$ch· 
kandidat WashingtOßs. Institute dn Republi­
kanischen Partei in den USA und der US·Gc­
werkschaft AFL/CIO hatten ihm mit mehr als 
100.000 Dollar unter die Arme gegriffen. So 
ersuchte denn auch 11. Slaize gkich in seinu 
Antrittsrede die USA und die sieben karibi· 
schen Staaten, ihn: Soldaten bl.w. "Friedens­
truppe" auf Grenada zu bdanen; falls not­
wendig für mehrere Jahre bis sein Land eine 
yoU ausgeriJstete Streitmacht besitze. 
Das einzige Mandat, das an die von dem ehe­
maligen Diktator Eric Gairy geruhrte recht~­
gerichtete Grel13dische Vereinigte Partei der 
Arbeit (GULP) mit 35,8'" ging, lehnte die$e 
jedoch unter lIinwei~ auf "Unregelmäßigkei. 
ten" bei der Wahl ab. 
Oie linksgerichtete Patriotische Bewegung 
Maurice Bishop (MBPM) erreichte 4,9'fo. 

EI SI'ndor 

Am 30.11.1984 fand in der Ortschaft Ayagua-
10 die zweite Gespr'.ichsrunde zwischen der 
s.alvadorianischen Regierung und der Befrei· 
ungsfront FMLN/I'DR statt (siehe AlB 
11·12{1984, S. 70ff.). 
Diese hatte bei dem Treffen einen Friedens· 
plan vorgelegt, der drei Etappen vorsieht. Da· 
nach soll sofort ein Einfuhrstopp fUr Waffen 
und Munition in Kraft treten, anschließend die 
US-Militatberater abgezogen und die Sabo­
tageaktionen der FM LN eingestellt werden. 
Oie zweite Phase sieht eine EinneJlung der 
Feind$eligkeiten und eine Regierungsbeteili­
gung aller Verhandlungsparteien vor. In der 
drillen Etappe sollen eine "Regierung des na­
tionalen Konsenses" gebildet, die beiden Ar­
meen zusammengelegt und Wahlen durchge· 
fUhrl werden. 
Staatspräsident Napoleon Duarte lehme die· 
$en Plan ab, weil er ",·erfassungswirlrige EIe-
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mente" enthalte und auf eine Kapitulation der 
Regierung hinauslaufe. Fiir diese Haltung ern· 
tete er das Lob des Faschistenführers Roherto 
d'Aubuisson. 
Bti der Gcspriichsrunde wurde lediglich verein· 
bart, daß zwischen dem 22.12.1984 und dem 
2.1.1985 die Bewegungsfreiheit von Zivilisten 
auf den Strafl.en nicht behindert wird. Zu einer 
FeuereinsteIlung rur diese Zeit kam es nicht, 
weil die Regierung einen ein$eitigen Waffen· 
stillstand von der FML.'l" forderte. Die Gesprä· 
ehe sollen im Januar d.J. fortgesetzt werden. 

Bolivien 

Durch einen 16tagigen Generalstreik konnte 
der bolivianisehe Gewerkschaftshund COß die 
Regierung Siles Suazo zu einigen Zugeständ· 
nissen in der Wirtschafupolitik zwingen. Der 
am 13.11.1984 begonnene Ausnand, der von 
Putschdrohungen fUhrender Militiirs begleitet 
wurde, war nach 9 Tagen zunachst erfolglos 
abgebrochen worden. Nachdem aber die Re­
gierung am 22.11.1984 den Felo um 3S0';' 
abwertete, die Prei$e für Benzin um 600,",die 
für Grundnahrungsmitt~1 um 200·300" und 
die Löhne nur um SSO," anhob, wurde erneut 
gestreikt. 

Die COB wertete die zugestandene Lohn­
erhöhung angesichts einer I nf1ation~rate von 
2.100% (1.300% nach Regierongsangaben) als 
völlig unzureichend. Sie forderte aufl.erdem die 
Verstaatlichung der Wirtschaft und staatliche 
Preiskontrollen. 
Am 4.12.1984 lenkte die Regierung ein. Sie 
erhöhte den Mindestlohn auf 31 0 DM und fror 
die Prei$e fur 10 der wichtigsten Lebensmittel 
rtireinen Monat ein. Lcbensmitte1karten sollen 
eingeftihrt und die Warenb~stände in den 
Iliden von llausfrauenkomitees iiberwacht 
werden. 
Die beiden Minister der Kommunistischen Par­
tei traten am 21.11. 1984 aufgrund der Wirt· 
schaftspolitik der Regierung von ihren POSten 
zuriick. 
Vor allem auf Druck der Rechtsparteien wil· 
ligte Siles Suazoam 19.11.1984 ein, die iLirdas 
J ahr 1986 vorgesehenen Wahlen auf den 16. 
J uni dJ. vOl'l:uziehen. 

Argentinien-Chile 

Das im Oktober 1984 zwischen Argentinien 
und Chile ausgehandelte Beagle·Abkommen 
wurde am 2S.11.1984 dur<:h eine Volksab­
stimmung in Argcminien befurworlet. Bei 
einer Wahl beteiligung von 73% und 77 ,S% Ja­
Stimmen ist dies zugleich ein Erfolg deli argen· 
tinischen PTäsidemen Rau! Alfomin, der sich 
für eine Zustimmung ausgesprochen hatte. 
Das Vertragswerk, das unter Vermittlung d~ 
Vatikan zustande kam, sieht vor, daß im Kon­
flikt um den Beagle·Kanal, der Meeresnraße 
zwischen Atlamik und Pazifik, Chile die Inseln 
Lcnnox, Picton und Nueva zugesprochen wer­
den. Entgegen den urspninglichen chilenischen 
Forderungen sichert der Vertrag Argentinien 
eine umfangreiche bis wr Antarktili reichende 
Wirtschaftszone zu. Er gibt der Forderung Ar­
geminiens nach Anerkennung §einer Ober· 
hoheit uber die adantischen Gewä.l$er stall. 
Der Längengrad, der von Kap Horn nach Süden 
verläuft. teilt die 200·Mei1en-Wirtschafuzone 
der beiden Länder auf. 

Nahostkonflikt 

Auf einer Sondersitzung des ägyptischen Par­
laments am 2.12.1984 haben sich Staatspräsi­
dent Hosn; Mubarak und König Hussein von 
J ordan;en auf eine neue Nahost-Initiative weit­
gehend geeinigt. Die Pläne des jordanischen 
Monarchen - die Einberufung einer inter­
nationalen Nahost-Friedenskonferenz umer 
der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen 
- waren am Tage zuvor von dem Palä.stinen· 
sischen Nationalrat in Amman grundsätzlich 
gebilligt worden (siehc Beitrag in diesem Heft). 
Schon zuvor, anläßlich seiner Besuche in Paris 
und Bonn Ende Oktober 1984,hatte H. Muba­
rak die EG-Staaten aufgefordert, rur eine Wie­
derbelebung der Friedc05bemUhungcn in der 
Region einzulTeten und ihre Nahost·Deklara­
tion von Venedig aus dem Jahre 1980 zu be­
kräftigen. Diese forderte die Beteiligung der 
PLO an Friedensverhandlungen sowie den Ab­
zug Israels aus den besetzten Gebieten. 

Westsahlrl-OAU 

Der 20. Gipfel der Organisation rur Afrikani­
sche Einheit (OAU) fand vom 12.·16.11.1984 
in der äthiopischen Hauptstadt Addis Abeba 
statt. Zum neuen Pr'.isidenten wurde der tan· 
sanische Staatschef Julius K. Nyerere gewählt. 
Herausragendes Ereignis der Konferenz war 
die Teilnahme einer Delegation der Demokra­
tischen Arnbischen Republik Sahara (DARS), 
geleitet ,"on ihrem Präsidenten und Führerder 
Befreiungsfroßt POLISARIO Mohamed Ab· 
de1aziz. 
Die DARS hatte bishcr seit ihrer Aufnahme am 
22.2.1982 auf ein Erscheinen auf OAU·Gip· 
feIn '·erlichtet, um so eine mögliche Spaltung 
der Organisation zu venneiden (vgl. AlB 
3/ 1984, S. 2Iff.). Ihre diesjährige Teilnahme 
zeichnete sich bereits im Vorfeld der Konfe­
renz mit der Anerkennung der DAR5 durch 
Nigeria, einem de r einflußreichsten Mitglieder 
derOAU, ab. 
Wie nicht anders zu erwarten, trat Marokko 
daraufhin aus der 0,\ U aus. Als Folge der de 
facto Aufnahme erkannte als erstes europäi­
scbes Land Jugoslawien die DARS an. 



Angola- Namibia 

Am 17. November 1984 utllcmchtcte der 
angolanische Staau<::hd J o"; Eduardo dos San­
'OS den UN·Gcnerabckretär Pircz de Cucllar 
über die Schritte seiner Regierung zur Lö;ung 
des Namibia-Konflikt; und zum Abzug der 
südafrikanischen Truppen aus Südangola. 

Ein angolanischer Plan, der bereits am 
9.10.1984 den USA unterbreitet worden war. 
und \'on Angola, Kuba, der Befrciun~bewe' 
gung Namibias SWAPO und Südafrika umer­
zeichnet werden 5011, sieht den Abzug der ku· 
banischen Truppen aus Angola innerhalb von 
36 Monaten vor. udiglich ein kleines Kontin­
gent 50ll im Norden des I.andes verbleiben. 
B<:dingungen ruf die~n Abzugsind: 

• die Anwendun~ d('r UN-Rcsolution 435 '~Ur 
Un3bhan~gkeil Namibias (siehe ALB 
7·8f I 98~ ,S.13 h 
• die Ein<tellung der sUdafrikani~chen Umer­
stützung fur die .,Comras" der UNIT A und die 
Auflö~ung ihrer Basen in Namibia: 
• der Abzug dC'r südafrikanischen Truppen 
aus Ang<Jla. 
l)ie ersten S.OOO Kubaner SQllcn bereits vor der 
t:nabhdngigkeit Namibias abziehen ("eine 
Gene g\lten Willens unserersd!,". so dos San· 
tos), sobald UN-Truppen in Namibia sind und 
die südafrikanischen Einheiten auf \.SOO 
Mann redu~iert sind. Die Verwirklichung des 
angolanischen Vorschlags, dem Kuba berei ts 
~ugestimmt hat, soll von der UNO überwacht 
werden. 
Die USA und Siidafrika ,-erlre ten den Stand· 
punkt, daß Namibia erst nach dem Abzug der 
kubanischen Soldaten aus Angola unabhängig 
werden könne. Gespräche ~wi~chen den USA 
und Südafrika über den angolanischen Vor· 
<chlag haben bisher zu keinen positiven Ergeb· 
nissen ~führt. 

Tschad 

Am 10.] ] .1984 gaben Frankreich und Libyen 
in einem ~meinsamen Kommuniqui bekannt, 
daß der am 17.9 .1984 \'erdnbarte T ruppen· 
abzug aus dem Tschad (siehe AlB 11 -12f1984, 
S. 32f.) abgeschlossen sei. 
Von den ab~zogenen 3.S00 französischen 
Soldaten war bis dahin ein Großte il in die 
Nachbarstaaten Zentralafrikanische Republik, 
Kamerun sowie nach Gabun ~erkgt worden. 

Libyen beließ jedoch 1.000 seiner Solda ten im 
Norden des Tscbad und zog sie auch nach 
einem Gespräch zwischen den Staatschefs 
fran<;ois Mitterr.tnd und Muammar cl Ghad­
dafi auf Kreta am 1 6.11. 1984 nicht ab. 

Der libysche AußenminiHer Ali "l"riki erklärte 
am 22.11.1984, daß dies auf technische Pro· 
bleme zuniCkzufiihren sei. Er kundigte gle ich· 
1.eitig an, daß libyen erneut im Tschad eingrei· 
fen würde, wenn die Tmppen des Staatspräsi· 
denten Hissene Habre go:-gen die Positionen der 
Regiemng der Nationalen Einheit (GUNTj un· 
ter Goukouni Oueddei im Norden vorgehen 
""' rden. 
Um angesichts dieser Blamage das Gesicht zu 
wahren, beabsichtigte Frankreich zwei Kom· 
panien zuruckzu,·erlegen. Die Regierung lbbre 
lehnte dies jedoch ab und forderte stattdessen 
einen offen.i .. en F.inJatz französischer Trup· 
pen gegen die libyer. 

Informationsordnung 

~Iil der Neuen Inte rnationalen Informations· 
ordnung (Nll0) befaßte sich "om 
29.11.-2.12.1984 in Kabul die Organisation 
für AfroasiJtische Völkersolidarit.. t (AAPSO). 
Rund 100 Vertreter vonSolidaritätskomitees, 
Befreiungsbewegungen. J ournalisten· und an· 
deren internationalen Organi>ationen aus SO 
L. .. ndern untersochten den westlichen Medien· 
imp"ri~lismus, dessen Auswirkungen auf die 
Drille Welt und arbeiteten die Kernelemente 
des Ahern.llivkonzel'ts der Nll0 (siehe AlB 
2/1984, S. 46ff. ) her~us. 
Die Kabuler AbschlußerkHimng betont, daß 
sich im Zuge der gtgenwiirtigen ,.Kommunik,,· 
tionsc:xplosion"' und aufgrund der ungldchen 
Verteilung der w.:hnologischen Neuemngen 
die Mög]ichkeiten der tr~nsnationalen Medien· 
monopole der imperialistischen Ilauptmächle. 
voran de r USA, "die öffentliche Meinung in 
den Entwick]ungsländern zu unlern'andern", 
noch erweitern. Von daher sei der Entkoloni­
s iemng uud Demokratisierung der beliehen­
den Informationsordnung und der Vertiefung 
d"r Unabh .. ngigkeit der nationalen Kommuni· 
kationsmittel ein erhöhter Stellenwert beizu· 
masen. 
In einer Botschaft an UNESCO-Generaldirek· 
tor /II'Bow sicherte die AAPSOihm Unterstü t· 
1.U ng zu. Sie wandte lOich gegen "die Versuche 
der USA und Großbritlinniens, ihren politi­
sehen und wirtschaftlichen Krieg gegen die 
UNESCO fonzuführen". 

AKP-Abkommen 

Die Europäische Gemeinschaft und 66 L:inder 
Afrikas, der Karibik und des Pazifiks (die sog. 
AKP·Staaten) haben am 8. Dezember 1984 in 
Togo das \on 1985·89 laufende 3. Abkommen 
von Lome über wirtschaftliche Zusammen· 
arbeit unten:eichnet. 

Strittig an Lomi 11l war bis zuletzt die Höhe 
der EG·finaw.hilfe. Sie wurde zwar auf 16,6S 
Mrd DM erhöht, liegt aber real unter der ,-on 
Lome 11 . Die AKP-Staaten bezeichneten diese 
Erhöhung ab unzureichend, da sie mit der 
wachsenden Inflation, Verschuldung ond Be· 
..ölkerungS<l:ahl in ihren Ländern nieht Schrill 
halte . Hinzu kom mt, daß die Zahl dc r Vcr· 
tragspartner mit Angola und Mo<;ambique sich 
um zwei Staaten erhöhte. 

Im Gegeni-atz zur fniher angestrebten Indu· 
stri eentwicklung in dcn AKP-Staaten legt das 
Lome· II1·Abkommen se:nen Schwerpunkt auf 
d ie ländliche Entwicklung zur Sichemng der 
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Kurzinformationen 

Eigenversorgung mit Lebensmittel n. Durch 
einen "vertieften Dialog"' soll der EG die /IIit· 
sprache bei den entwicklungspolilischen Kon­
zepten der einzelnen AKP·Länder eingeräuml 
werden. Eine Verbessenm g des Schutzes aus· 
ländischer Investitionen ist in dem Vertrags· 
werk ebenso enthalten wie eine von der EG 
geforderte Menschenre<:hu klause]. 

Neuklledonlen 

Anlä6lich dcr Wahlen zur Territorialversamm· 
lung der fram:ösischen Kolonie Neukaledonien 
am ]8. November 1984 kam es zu blu tigen 
Au~inandersetzungen zwischen Befürwortern 
und Gegnern der Unabh:"'ngigkeit der Pa7.ifik­
Insel. 
Die rechtsgerichtete Versammlung für Kaledo­
nien in der Republik (RPCR) halle 70% der 
Stimmen ermllgen. Die für die Unabhängigkeit 
k~mpfende Kanakische Sozialiuische Natio· 
nale Befreiungsfront (.·LN KS) hatte 1.um Boy· 
kOIl der Wahlen au fgerufen. 

Die melanesisehen Ureinwohner der 2.000 km 
östlich von Aus tralien gelegenen Insel. die 
Kanaken. machen durch die Zuwanderung von 
fram:ösischen Siedlern und Polynesiern nur 
noch 43'K. der Bevölkemng aus. Die Insel iSl 
sowohl von !P'"0ßem strategischem als auch 
wirtschaftlichem Wert (drittgrößter Nickel· 
produzent der Welt) für Frankreich. Die Wirt· 
schaft und die Verwahong werden von den 
französischen Siedlern und multinationalen 
Unternehmen kontrolliert . 

Die FLNKS fordert. das für 1989 vorgesc:hene 
Referendum über die Unabhängigkeit vonu· 
ziehen, da sie befürchtet, daß dann in Frank' 
reich wieder eine Rechtsregiemng an der 
Macht sein wird, die die Unabhängigkeit ver'­
hindern ... 'Ürde. Sie wollen außerdem da) Wahl· 
recht auf Personen beschränken, die im Lande 
geboren sind. 
Um ihre Forderungen zu untermauern, rief die 
FLNKS am 1.12. 1984 eine provisorische Re· 
gierung aus und org-dnisierte Demonstration"n 
und Straßen<perren. Dabei wor'den 9 Kana ken 
von französischen Siedlern ermordet. 

Um die Lag<: wieder in den Griff zu bekom· 
men. hat d ie französi~che Regierung ihre Poli­
zdeinheiten ~ers t iirkt ond den ehemaligen EG· 
Kommissar Edgar Pisani als Sonderbeauftrag­
ten entsandt . Er soll mit den einzelnen Grup· 
pen uber die politiJche Zukunft der Insel I·er· 
handeln. 
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